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ie Erkenntnis traf Öffent-
lichkeit und Staat wie ein
Schock: Im November
2011 wurde bekannt,
dass eine kleine Zelle von
drei Neonazis 13 Jahre

im Untergrund agiert und in dieser Zeit
mindestens zehn Menschen ermordet hatte.
Den Sicherheitsbehörden waren Existenz
und Taten der Gruppe, die sich „National-
sozialistischer Untergrund“ (NSU) nannte,
verborgen geblieben. In den einschlägigen
Berichten und Stellungnahmen hatte es bis-
lang immer geheißen, in der Bundesrepu-
blik Deutschland bestünden keine rechts-
terroristischen Strukturen. Nachdem die
NSU-Serienmorde diese Einschätzung wi-
derlegt hatte, kam in der öffentlichen Dis-
kussion von verschiedenen Seiten ein altbe-
kannter Vorwurf auf: „Der Staat ist auf dem
rechten Auge blind!“ 
In der Tat hatten die Sicherheitsbehörden
die Ermordung von neun Menschen mit Mi-
grationshintergrund auf kriminelle und
nicht auf rechtsextremistische Motive zu-
rückgeführt. Doch wie angemessen ist die
Aussage in einem allgemeinen Sinn und be-
zogen auf die NSU-Morde? Nimmt man die
doch sehr pauschal formulierte Einschät-
zung wörtlich, so kann sie keine Gültigkeit
beanspruchen. Letztendlich meint „auf
dem rechten Auge blind“, dass der Staat die
Entwicklungen im Rechtsextremismus
überhaupt nicht zur Kenntnis nimmt oder
nicht nehmen will. Doch allein ein Blick in
die jährlich erscheinenden Verfassungs-
schutzberichte steht für das erklärte Gegen-
teil. Man findet dort Darstellungen und Ein-
schätzungen, welche die jeweils aktuelle
Entwicklung in den unterschiedlichsten Be-
reichen dieses politischen Lagers behan-
deln. So veranschaulichen etwa die präsen-
tierten Daten ein seit Jahren kontinuierli-
ches Anwachsen der Neonazi-Szene. Mitt-
lerweile verfügt sie über fast 6.000
Anhänger und damit über mehr als das drei-
fache Personenpotenzial von Anfang der
1990er Jahre. 
Zwar ignorierten Medien und Politik diese
Entwicklung nicht, thematisierten sie öf-
fentlich aber nur anlassbe-
zogen. Von einer Blindheit
oder Ignoranz des Staates
gegenüber dem Rechtsextre-
mismus kann in einem so
pauschalen Sinne allein von
daher schon nicht gespro-
chen werden.
Darüber hinaus ist der Staat
in vielfältiger Weise ein be-
deutender Akteur bei der Be-
kämpfung des Rechtsextre-
mismus: Eine ganze Reihe
von Nichtregierungsorgani-
sationen erhält für ihre Arbeit gegen Rechts-
extremismus finanzielle Unterstützung, was
bezogen auf das relativ hohe Maß in dieser
Form aus anderen Ländern nicht bekannt
ist. Darüber hinaus sah sich die neonazisti-
sche Szene seit Beginn der 1990er Jahre ei-
ner Verbotswelle ausgesetzt, wovon über 
30 Organisationen auf Bundes- und Lan-
desebene betroffen waren. Man mag mit gu-
ten Gründen dagegen einwenden, dass ein
solches Vorgehen eine eindimensionale Fi-
xierung auf Repression aufweist und den
quantitativen Anstieg der Neonazi-Szene
nicht stoppen konnte. Indessen ist auch hier
der Vorwurf von „Blindheit“ oder „Inaktivi-
tät“ des Staates nicht angemessen. Allein
schon die besondere politische Sensibilität
des Themas, die sich auch mit dem Blick ins
Ausland mit der nationalsozialistischen
Vergangenheit Deutschlands erklärt, moti-
vierte und motiviert das einschlägige staat-
liche Handeln gegen den Rechtsextremis-
mus. 

Neue Dimension Spricht aber nicht gerade
die Existenz einer Neonazi-Zelle, die über
ein Jahrzehnt lang ohne Kenntnisse der Si-
cherheitsbehörden aus dem Untergrund he-
raus morden konnte, für die Auffassung von
der „Blindheit“ des Staates? Diese Einschät-
zung ignoriert die Besonderheit und Singu-
larität des NSU. Entgegen der Auffassung
des Politikwissenschaftlers Fabian Virchow
„Nichts davon ist neu“ stehen deren Taten
für eine neue Dimension in der Geschichte
des Rechtsterrorismus in Deutschland: Die
kontinuierlich geplante und gezielte Ermor-

dung von Menschen aus einer Situation von
Angesicht zu Angesicht über einen Zeitraum
von sieben Jahren hinaus gab es zuvor eben-
so wenig wie ein öffentliches Schweigen
auch angesichts einer falschen Zuordnung
der Taten durch die Polizeibehörden als kri-
minell motiviert. Im Rückblick bemerkte
die Fach-Journalistin Andrea Röpke daher
treffend: „Dennoch hat wohl niemand mit
so einer eiskalt kalkulierten Mordserie ge-
rechnet.“ Dies gilt für Antifa-Gruppen und
Medien ebenso wie für Politik und Wissen-
schaft.

Angesichts der Spezifika der
NSU-Taten muss die Frage
nach Fehlern und Versagen
der Sicherheitsbehörden
differenzierter erörtert wer-
den. Ohnehin kann man
wohl erst nach den Ab-
schlussberichten der ver-
schiedenen Untersuchungs-
kommissionen genauer ein-
schätzen, ob es sich mehr
um individuelle Fehler ein-
zelner Personen, grundle-
gende Mängel in der Struk-

tur oder schlechte Kooperation der Sicher-
heitsbehörden handelte. Bereits jetzt lässt
sich aber einer Einschätzung des Journalis-
ten Hans Leyendecker zustimmen, bemerk-
te er doch: „Es fehlte nicht an gutem Willen
und auch nicht an Einsatzbereitschaft – es
fehlte an analytischem Vermögen und an
Phantasie.“ In der Tat war man den drei An-
gehörigen der Neonazi-Zelle – Beate Zschä-
pe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt –
dicht auf der Spur und stand mehrmals kurz
vor einem Erfolg. Dabei wurden aber unter-
getauchte Rechtsextremisten gesucht. Mit

den von ihnen begangenen Morde brachten
die Sicherheitsbehörden sie nicht in Verbin-
dung. Nachdem ihre bekannten Taten wie
illegaler Sprengstoff- und Waffenbesitz ver-
jährt waren, stellte man die Fahndung denn
auch fast gänzlich ein.

Denken in Szenarien Bezogen auf das kon-
statierte Fehlen von Analyse und Phantasie
müssen sich die Sicherheitsbehörden in die-
sem Fall aber durchaus Kritik gefallen las-
sen: Mit „Phantasie“ ist nicht das substanz-
lose und willkürliche Spekulieren gemeint.
Es geht vielmehr um ein
Denken in Szenarien, das
bestimmte mögliche Ent-
wicklungen als anschlie-
ßend überprüfbare Hypo-
thesen formuliert. Außer-
dem bedarf es eines Primats
der Analyse und nicht der
Verwaltung von Informatio-
nen über den Extremismus.
So kann etwa der Blick auf
die Entwicklungen im isla-
mistischen oder linken Ter-
rorismus im In- und Aus-
land sehr wohl den Blick auf die Gefahren
eines Rechtsterrorismus schärfen. Die er-
wähnten Fehleinschätzungen, wonach es
keine Strukturen in diesem Bereich gebe,
orientierten sich häufig an einem Terroris-
musverständnis im Sinne der „Rote Armee
Fraktion“ (RAF). Hiervon zeugt auch die Re-
de von einer „Braunen RAF“ in den Medien. 

Neue Konzepte Bei der RAF handelte es
sich um eine relativ hierarchisch aufgebau-
te und personell starke terroristische Orga-
nisation. Demgegenüber bildete sich mit

den „Revolutionären Zellen“ bereits in den
1970er Jahren und mit „Al Qaida“ nach
dem 11. September 2001 autonom agieren-
de Kleingruppen ohne hierarchischen Auf-
bau und zentrale Steuerung heraus. Im US-
amerikanischen Rechtsextremismus ent-
stand bereits in den 1990er Jahren das Mo-
dell des „Leaderless Resistance“, des
„führerlosen Widerstandes“, was ebenfalls
vom Agieren kleiner Gruppen ohne Anlei-
tung durch eine Führerfigur oder Komman-
dostruktur ausging. Die Kenntnis dieser
Entwicklungen ermöglicht in der analy-

tisch-vergleichenden Be-
trachtung die Herausarbei-
tung eines Analyserasters,
das die Entstehung neuer
Gefahren eben auch im
deutschen Rechtsextremis-
mus im Sinne eines „Früh-
warnsystems“ erkennbar
macht. Im Fehlen einer sol-
chen Perspektive und Struk-
tur dürften eher die Fehler
der Sicherheitsbehörden zu
sehen sein. Die Rede von
der „Blindheit des Staates

gegenüber dem Rechtsextremismus“ igno-
riert mit Pauschalität und Unterstellungen
diese Dimension des Problems.
Kann aber von einer stärkeren Aufmerksam-
keit für eine Bedrohung von „links“ und
von einer geringeren Beachtung für eine Ge-
fahr von „rechts“ gesprochen werden? Poli-
tische Kommentatoren legten dies nahe, ha-
be der Staat doch alle nur erdenklichen Mit-
tel zur Bekämpfung der RAF aufgeboten,
was eben gegenüber dem NSU nicht gesche-
hen sei. Diese Argumentation verkennt,
dass im Fall der RAF deren Anschläge wegen
ihrer öffentlichen und bewussten Bekennt-
nisse eindeutig zurechenbar waren, wäh-
rend im Fall des NSU die Morde ohne öf-
fentliche Erklärungen aus dem Verborgenen
heraus erfolgten. Insofern lassen sich schon
rein formal die jeweiligen Reaktionen nicht
miteinander vergleichen, standen doch die
Taten für ganz unterschiedliche Vorgehens-
weisen. 
Auch die Entwicklung der Organisations-
verbote bestätigt die Deutung nicht, fand
das letzte Verbot einer deutschen linksextre-
mistischen Organisation doch Anfang der
1970er Jahre statt. Insofern sollte die Auf-
fassung von einer „Blindheit des Staates ge-
gen rechts“ einer differenzierten Sicht der
Dinge weichen. Armin Pfahl-Traughber ❚

Der Politikwissenschaftler und Soziologe
Professor Armin Pfahl-Traughber lehrt an

der Fachhochschule des Bundes für öffentli-
che Verwaltung in Brühl mit den Themen-
schwerpunkten „Politischer Extremismus“

und „Politische Ideengeschichte“.

Morden im toten Winkel
RECHTER TERROR Der Staat hat nicht bewusst weggeschaut, aber es fehlte an analytischer Phantasie
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Mit einer symbolischen Beerdigung des Rassismus vor dem Reichstagsgebäude forderte der Türkische Bund im Dezember 2011 Aufklärung im Fall der NSU-Morde.

Reinhard Boos 13 Jahre konnte der „Natio-
nalsozialistische Untergrund“ im Verborgenen
agieren, zuletzt waren die Mitglieder im säch-

sischen Zwickau un-
tergetaucht. Die Ge-
fahr von rechts hat
der sächsische Ver-
fassungsschutz, de-
ren Chef Boos von
1999 bis 2002 und
seit 2007 war, offen-
bar nicht erkannt.
Vergangene Woche
nahm der 55-jährige
Jurist seinen Hut und

zog damit die Konsequenz aus Ermittlungs-
pannen und unvollständiger Information ge-
genüber dem Landtag im Rahmen der parla-
mentarischen Kontrolle. Boos ist der dritte Ge-
heimdienstchef, der im Zusammenhang mit
dem rechten Terror zurücktritt. Anfang Juli hat-
te Bundesverfassungsschutz-Präsident Heinz
Fromm seinen Rückzug angekündigt. In Thürin-
gen entzog der Landtag Verfassungsschutz-
Chef Thomas Sippel das Vertrauen. ahe ❚

Twitter-Kanäle wurden im Jahr 2011 laut
jugendschutz.net im Internet von Rechtsex-
tremen betrieben – fast doppelt so viele wie
2010. Das geht aus dem jüngsten Bericht
„Rechtsextremismus online“ hervor, den das
von den Ländern finanzierte Monitoring-
Team vergangene Woche vorstellte. Auch Fa-
cebook und You Tube werden demnach im-
mer stärker zur Mobilisierung genutzt.

KOPF DER WOCHE

In schlechter
Verfassung

ZAHL DER WOCHE

141

ZITAT DER WOCHE

»Wir leben gern in
Deutschland. Aber
wir wollen ohne
Angst leben.«

Kenan Kolat,Vorsitzender der Türkischen Ge-
meinde in Deutschland, zu den Fahndungspan-
nen bei den Morden, die dem „Nationalsozia-
listischen Untergrund“ angelastet werden.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main
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Seit Beginn der
1990er Jahre
sah sich die

neonazistische
Szene einer

Verbotswelle
ausgesetzt.

Die NSU-Morde
stehen für 
eine neue

Dimension in
der Geschichte

des Rechts-
terrorismus.
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Die Ermittlungsbehörden bitten um Informationen über die Terrorgruppe NSU.
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Die Details der Neonazi-Mordserie, die von den
Untersuchungsausschüssen im Deutschen Bun-
destag und in den Ländern verhandelt werden,
haben noch keine befriedigenden Antworten
auf drängende Fragen geliefert:
Warum blieb das Killerkommando so lange un-
entdeckt?
Wer ist für die Ermittlungspannen bei den Be-
hörden verantwortlich?
Wurde die hemmungslose Gewaltbereitschaft
in der rechtsextremistischen Szene unter-
schätzt?
Kurzum: Wie konnte das alles so geräuschlos
passieren?
Angesichts der ungeheuer grausamen Taten ist
die Versuchung groß, forsch zu behaupten, die
Behörden, gar die Politik seien auf dem rechten
Auge blind. Mit Verlaub: So undifferenziert da-
hergesagt, ist das Unfug!
Wahr ist, dass es ausreichend Anlass gibt, die
Arbeit der Ermittler zu hinterfragen. Das ge-
schieht in nicht weniger als vier Untersuchungs-
ausschüssen, akribisch, aufwändig und ausge-
sprochen ergebnisorientiert. Wahr ist ebenfalls,
dass es in diesem Land eine überaus deutliche
Mehrheit derer gibt, die Rechtsextremismus in
jeder Form verurteilen. Immer wieder ist coura-
giertes Auftreten gegen Neonazis zu verzeich-
nen. In Kommunal- und Landesparlamenten,
wenn der Schulterschluss demokratischer Kräf-
te NPD-Abgeordnete isoliert und damit bedeu-
tungslos macht; bei einer Vielzahl von Initiati-
ven, die vor Ort klare Zeichen gegen die brau-
ne Gesinnung setzen; mit breit aufgestelltem,
fantasiereichem Protest bei Neonazi-Kundge-
bungen, der martialische Deutschtümelei in in-
fantile Lächerlichkeit wandelt.
Und doch bereitet die Gewissheit Sorge, dass es
nicht gelingen will, die Anfälligkeit für Rechts-
radikales gänzlich aus den Köpfen und Herzen
zu bannen. Der Reiz vermeintlich einfacher Lö-
sungen für gesellschaftliche Probleme zum ei-
genen Vorteil und auf Kosten anderer verfängt
immer wieder bei einer Klientel, die längst nicht
mehr zuvorderst durch Einfältigkeit gekenn-
zeichnet ist.
Der Stachel des Rechtsextremismus piesackt
unsere Demokratie. Ein solider Staat kann das
aushalten, wenn sein Apparat reibungslos funk-
tioniert. Neben der Verpflichtung gegenüber
den Opfern und deren Familien ist das ein ge-
wichtiger Grund, die Mordserie der Neonazis
auch in den Parlamenten aufzuarbeiten.

EDITORIAL

Stachel in der
Demokratie

VON JÖRG BIALLAS 
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Der Verfassungsschutz schreddert Ak-
ten über thüringische Rechtsextremisten,
kurz nachdem bekannt wurde, dass die
Zwickauer Terrorzelle für die Mordserie
an türkischen und griechischen Kleinun-
ternehmern und einer Polizistin verant-
wortlich sein soll. Reichen da Rücktritte
wie der von Verfassungsschutzpräsident
Heinz Fromm als Konsequenz? 
Mit Sicherheit nicht. Denn sowohl dieser
spektakuläre Vorgang des Schredderns von
Akten nach Bekanntwerden der Taten wie
überhaupt die ganze Mordserie ist von so
beunruhigender Qualität, dass ein paar per-
sonelle Konsequenzen nicht ausreichen. In
Frage steht der Verfassungsschutz insgesamt,
seine Struktur, seine Aufgabenstellung, die
Mentalität derer, die dort arbeiten. All das
muss öffentlich debattiert und es müssen die
notwendigen Konsequenzen gezogen wer-
den; sonst gewinnt der Verfassungsschutz
nicht wieder das Vertrauen, das er für seine
nicht ganz leichte Aufgabe braucht.

Zu den schon gezogenen Konsequen-
zen gehören das Gemeinsame Abwehrzen-
trum gegen Rechtsextremismus und die
Verbunddatei, die den Erkenntnisaus-
tausch zwischen Polizei und Verfassungs-
schutz von Bund und Ländern verbessern
soll. Das reicht nicht aus? 
Das ist eine erste, richtige Konsequenz,
denn nach den bisherigen Ergebnissen der
Untersuchungen hat es ja beträchtliche
Kommunikationspannen gegeben – de
facto das Gegenteil von Kooperation, näm-
lich Eifersüchtelei, dümmste Geheimbün-
delei. Aber was noch viel schlimmer ist: Wir
haben es mit dem Verdacht zu tun, dass der
Verfassungsschutz auf dem rechten Auge
blind war oder jedenfalls nicht hinsehen
wollte. Daraus muss man Konsequenzen
ziehen. Ich glaube, dass eine stärkere politi-
sche Kontrolle und Anbindung sowie weni-
ger Geheimhaltung notwendig sind.

Trotz seiner V-Leute bei den Rechtsex-
tremen hat der Verfassungsschutz all die
Jahre nichts zur Aufklärung der Verbre-
chen beigetragen. Stimmt da was nicht mit
dem System der V-Leute?
Die weitere Verwendung von V-Leuten be-
darf der ausdrücklichen Rechtfertigung. Bis-
her musste man sagen, warum V-Leute pro-
blematisch sind. Jetzt muss man erklären,
warum V-Leute weiterhin noch notwendig
sind. Ich kenne natürlich die Argumentati-
on, dass man an bestimmte Informationen
nicht kommt, wenn man dort nicht Leute
einschleust. Aber wenn diese Leute nicht
nur Informanten sind, sondern Mittäter,
und der Eindruck entstehen musste, dass
mit staatlichem Geld und in staatlichem
Auftrag rechtsextremistische Aktivitäten be-
fördert und unterstützt wurden, dann ist
das ein solch spektakulärer Vorgang, dass
das ganze V-Leute-System in Frage steht. 

Die V-Leute gelten auch als ein ent-
scheidendes Hindernis für ein neues NPD-
Verbotsverfahren. Welche Bedingungen
müssen außerdem erfüllt sein, damit ein
Verbotsverfahren wirklich Erfolg hat?
Ich bin dafür, dass ein neuer Verbotsversuch
unternommen wird. Und da die V-Leute da-
bei ein Hindernis sind, wie das Bundesver-
fassungsgericht beim ersten Verbotsverfah-
ren festgestellt hat, muss man wenigstens in
Führungsgremien der NPD auf sie verzich-
ten.  

Ist das Risiko eines solchen Verfahrens
nicht zu hoch: Ein erneutes Scheitern...
...ein erneutes Scheitern wäre ein Triumph
für die NPD. Deshalb darf es nicht noch mal
scheitern. Aber das Verfassungsgericht hatte
damals ja nicht wirklich das Verbot abge-
lehnt, sondern gesagt, dass das Beweismate-
rial nicht auf eindeutige Weise zustande ge-
kommen ist. Einige Richter sagten: Beweise,
die gewissermaßen mit staatlicher Unter-
stützung zustande gekommen sind, sind

nicht objektiv genug, um sie als Grundlage
eines Verbotsverfahrens zu verwenden. 

Ein Verbot würde der NPD den Geld-
hahn zudrehen – das wäre sicher der Vor-
teil. Andererseits ist sie in manchen Gebie-
ten stark verankert. Ist es da nicht gefähr-
lich, die NPD in den Untergrund zu trei-
ben?
Das wichtigste Argument für ein Verbot ist
in der Tat, den Skandal zu beenden, dass der

demokratische Staat seine Feinde finanziert.
Zweitens würde ein Teil der organisatori-
schen Basis der rechtsextremen Szene zu-
nächst einmal zerschlagen. Drittens weiß
ich natürlich, dass man rechtsextremisti-
sche Gesinnung, Ausländerfeindlichkeit
und Antisemitismus durch ein NPD-Verbot
nicht aus den Köpfen und Herzen von Men-
schen verbannen kann. Wir brauchen wei-
ter alle Anstrengungen, etwa bei der politi-
schen Bildung, der Aufklärung. 

Es gibt ja auch die Bundesprogramme
gegen Rechtsextremismus. Die Opposition
wirft der Regierung vor, diese Programme
nicht hinreichend zu unterstützen. Was
muss sich ändern?
Der Hauptkritikpunkt ist bei der Neuaus-
richtung der Bundesprogramme, dass sie
von einer Grundhaltung des Misstrauens
gegenüber denjenigen bestimmt sind, die
versuchen, sich vor Ort gegen Rechtsextre-
mismus zu wehren. Die Extremismusklau-
sel, bei der diese Gruppierungen ein Treue-
bekenntnis zum Grundgesetz ablegen müs-
sen – für sich und diejenigen, mit denen sie
zusammenarbeiten –, halten wir für proble-
matisch. Der demokratische Staat lebt vom
Vertrauen in die Bürger, die sich für die De-
mokratie engagieren. Nicht nur Staat, Poli-
zei und Justiz sind zuständig für die Be-
kämpfung des Rechtsextremismus, sondern
die Gesellschaft insgesamt. Der Staat muss
die Zivilgesellschaft durch Vertrauen einla-
den, die Demokratie zu verteidigen, und da-
für auch – gewiss kontrolliert – Geld zur
Verfügung stellen, und zwar kontinuierlich. 

Sie schlagen die Gründung einer Stif-
tung vor, die die Bundesprogramme tra-
gen sollen. Was hätte das für Vorteile? 
Eine solche Bundesstiftung soll erstens die-
se Kontinuität erzeugen. Zweitens wäre das
nicht mehr nur eine staatliche Einrichtung.
In ihren Gremien ist dann auch die Zivilge-
sellschaft ganz anders vertreten. Sie wäre da-
mit auch unabhängiger gegenüber parteipo-
litischen Stimmungsschwankungen und
dem Wechsel der Regierungen.

Was kann der Bundestag noch gegen
Rechtsextremismus leisten? 
Neben vernünftigen Entscheidungen, etwa
über eine solche Stiftung, wünsche ich mir,
dass der Bundestag in jeder Legislaturperi-
ode einmal über den sozial-moralischen
Zustand unserer Gesellschaft debattiert – al-
so über Antisemitismus, Ausländerfeind-
lichkeit und Rechtsextremismus, letztlich
über gruppenbezogene Menschenfeindlich-
keit in unserem Lande, wie der Soziologie
Wilhelm Heitmeyer diese Phänomene zu-
sammenfassend benennt. Die Bundesregie-
rung sollte über diese gesellschaftlichen Zu-
stände und über die Wirksamkeit der Bun-
desprogramme einen Bericht vorlegen.
Dann kann das Parlament darüber diskutie-
ren und auch Konsequenzen daraus ziehen.

Und wo sehen Sie den einzelnen Bür-
ger gefragt? 
Die Zivilgesellschaft ist genauso herausge-
fordert zu widersprechen, wenn Rechtsex-
treme die Straßen und Plätze unserer Repu-
blik besetzen wollen. Deswegen habe ich es
immer sympathisch gefunden, wenn in
Dresden, Berlin oder anderswo Bürger sich
dagegen wehren, dass die NPD aufmar-
schiert. Die Bürger haben das Recht und die
Pflicht, ihre Demokratie und damit ihre
Straßen und Plätze zu verteidigen. Dafür
darf man sie nicht kriminalisieren. 

Sie haben vor zwei Jahren selbst an ei-
ner Sitzblockade gegen einen Neonazi-
Aufmarsch teilgenommen und dafür viel
Kritik geerntet – würden Sie das heute
wieder machen? 
Das kommt auf die Situation an. Wenn ich
andere dazu auffordere, die Demokratie zu
verteidigen, Zivilcourage zu zeigen und ih-
re Straßen und Plätze nicht schweigend den
Rechtsextremen zu überlassen, muss das
auch für mich selbst gelten. In einer solchen
Situation leiste ich zivilen Widerstand, der
im Übrigen durch unsere Verfassung und
unser Verfassungsgericht legitimiert ist. ❚

Das Interview führten Jörg Biallas, 
Tatjana Heid und Helmut Stoltenberg.

Wolfgang Thierse (68) war von 1998 bis 
2005 Präsident des Bundestages und 

ist seitdem Vizepräsident des Parlaments.
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DIE DEMOKRATIEERKLÄRUNG STREICHEN?

Jan Bielicki
»Süddeutsche Zeitung«

Karl Feldmeyer
Freier Journalist

Ängstliche Logik 

Wer die Demokratie verteidigt, soll
sich gefälligst zur Demokratie be-
kennen. Das ist die Logik der „De-
mokratieerklärung“, die Familien-

ministerin Kristina Schröder Bürgern, Vereinen und
Initiativen abverlangt, die Zuschüsse vom Staat für
ihr Engagement gegen Feinde des Staates bekom-
men wollen. Es ist eine ängstliche, misstrauische, ja
fast paranoide Logik.
Aus dieser „Demokratieerklärung“ spricht nicht der
Stolz des Staates auf die vielen Bürger, die sich en-
gagieren gegen Neonazis oder Islamisten. Sondern
eine merkwürdige Angst vor dem engagierten Bür-
ger: Könnte, wer den Extremismus auf der einen
Seite bekämpft, nicht ein Extremist des anderen La-
gers sein? Könnte zur Verteidigung der Demokratie
vergebenes Steuergeld gar Feinde der Demokratie
alimentieren? Das wäre denkbar – aber nur in ganz
seltenen Ausnahmefällen. In der Regel wissen
staatliche Stellen sehr wohl, wem sie ihr Fördergeld
geben. Um zu verhindern, dass dieses Geld Extre-
misten nährt, braucht es keine Extremistenklausel.
Sie ist überflüssig.
Und sie ist schädlich. Denn ihr Misstrauen richtet
sich gegen eben jene Menschen, die eine Demokra-
tie braucht, um sich ihrer Feinde zu erwehren. Aus-
gerechnet den Bürgern verlangt sie ein Bekenntnis
zur Demokratie ab, die täglich ihr Engagement für
die Demokratie unter Beweis stellen. Dazu fordert
die Klausel ihnen auch noch die Bürgschaft ab, dass
wirklich jeder, der an einem geförderten Projekt be-
teiligt ist, nicht womöglich „extremistischen Struk-
turen“ nahesteht. Das ist nichts anderes als eine
Einladung zur Gesinnungsschnüffelei. Eine solche
„Demokratieerklärung“ schützt die Demokratie
nicht, sie schreckt Menschen davon ab, für diese
Demokratie zu kämpfen. Sie gehört abgeschafft.

Richtiges Verlangen   

Gut gemeint und gut gemacht ist nicht
dasselbe. Das hat das Bundesfamilien-
ministerium mit seinem Programm
„Toleranz fördern – Kompetenz stär-

ken“ erfahren müssen. Schon der Titel dieses Pro-
jekts, das den Steuerzahler im Jahr 24 Millionen
Euro kostet, ist verdächtig vage. Konkret geht es da-
rum, Jugendliche und „zivilgesellschaftliche Akteu-
re“ – was immer sich hinter dieser vagen Formulie-
rung verbergen mag – finanziell im „Kampf gegen
rechts“ zu unterstützen. Alles, was die Regierung
dafür als Gegenleistung fordert, ist die Zusicherung
der Empfänger des Geldes, die demokratische
Grundordnung der Bundesrepublik zu bejahen.
Damit soll der Eindruck vermieden werden, mit dem
Geld Extremisten des linken Spektrums Vorschub zu
leisten. Das verrät, dass die Regierung selbst von
Anfang an den Verdacht hatte, das Geld könne in
falsche Hände geraten. Wie begründet diese Be-
fürchtung ist, zeigt die Ablehnung dieser Forderung
im Kreise derer, die das Geld bedingungslos wollen.
Wer sich erfreulicherweise gegen Rechtsextremis-
mus engagiert, es aber ablehnt, sich  zum demokra-
tischen Rechtsstaat zu bekennen, zieht zwangsläu-
fig den Verdacht auf sich, selbst gegen ihn zu sein.
Verfassungsfeinde gibt es im linken Politik-Spek-
trum ebenso wie im rechten. Die Absicht der Bun-
desregierung, den Eindruck zu vermeiden, durch die
Fördermittel extremistischen Strukturen Vorschub
zu leisten, ist fast schon das Eingeständnis, mit dem
Programm einen Fehler gemacht zu haben.
Von den Empfängern des Geldes ein Bekenntnis
zum Rechtsstaat zu fordern, ist richtig. Wie begrün-
det dies ist, zeigt die Weigerung der Betroffenen.
Wachsamkeit des Staates ist gegen seine linken
Feinde ebenso geboten wie gegen seine rechten.
RAF und NSU bezeugen dies gleichermaßen.

Energisch gegen Rechts: Petra Müller

Stolberg im Rheinland ist ein hübsches Örtchen, Kupfer-
stadt, durch die der Vichtbach plätschert, in der Altstadt
erhebt sich die Burg, 12. Jahrhundert, Namensgeberin der
Stadt und Wahrzeichen. Eine idyllische Kleinstadt. Doch

jedes Jahr im April pilgern Neonazis hierher, veranstalten einen
„Trauermarsch“ für den vor vier Jahren in Stolberg erstochenen
19-jährigen Kevin Plum – in ihren Augen ein Mord aus „Deutsch-
feindlichkeit“, war der Täter doch libanesischer Abstammung.
Für Petra Müller ist das ein unhaltbarer Zustand. Als Abgeordne-
te des Wahlkreises Aachen Stadt hat die FDP-Politikerin ein Au-
ge auf das Umland – und empfindet es als Pflicht, sich dort ge-
gen Rechts zu engagieren. Als das Justizministerium einen Schü-
lerwettbewerb gegen Rechtsextremismus lancierte (siehe Seite
14), entschied sie sich bewusst für Stolberg, um für den Wettbe-
werb zu werben. Als nächstes plant sie eine Podiumsdiskussion
an einer Schule in Stolberg, bei der auch ein Vertreter des Zen-
tralrates der Muslime teilnehmen soll. „Gerade die jüngeren Ge-
nerationen müssen sensibilisiert werden“, betont Müller. Denn
bei den Jüngeren setzten Neonazis an: an Schulen, in Vereinen,
in der Jugendarbeit. „Sie reden ja erst einmal nicht über Politik
oder Fremdenfeindlichkeit“, sagt Müller.Vielmehr kümmerten sie
sich um die Probleme der Jugendlichen, böten Hilfe, eine Ge-
meinschaft. „Sie bedienen sich demokratischer Mittel, und wir
müssen ihnen mit demokratischen Mitteln entgegentreten.“ 
Dazu gehört die Arbeit vor Ort, im Wahlkreis, in der Umgebung.
Aber auch die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu

der dem „Nationalsozialistischen Untergrund“ angelasteten
Mordserie an griechisch- und türkischstämmigen Kleinunterneh-
mern. Ob der Untersuchungsausschuss erfolgreich sein wird?
Menschen, die nicht im politischen Betrieb seien, erwarteten im-
mer schnelle und bahnbrechende Ergebnisse, sagt Müller. „Doch
in der Politik lernt man: Es geht in kleinen Schritten voran und die

Ergebnisse sind weniger spektakulär.“ Doch sie ist sicher: Ergeb-
nisse wird es geben.
Dass es in der Politik manchmal langsamer als gewünscht vor sich
geht, hat Müller auf ihrem Weg in den Bundestag erfahren. Nach
anstrengendem Wahlkampf wurde sie 2005 ins Parlament ge-
wählt – um ihren Sitz kurz darauf wegen einer Nachwahl in Dres-
den zu verlieren. Grund war das „Alabama-Paradoxon, wie Mül-
ler erläutert. Danach kann bei einer Erhöhung der Gesamtsitzzahl
eine Partei bei demselben Stimmergebnis einen Sitz verlieren. Das
Ergebnis: Müller draußen, ein thüringischer Abgeordneter drin-

nen. Heute kann sie darüber lachen – laut und herzhaft –, aber
damals „war es schon hart“.
2009 hat es dann mit dem Mandat geklappt. Heute ist Petra Mül-
ler Schriftführerin, Obfrau im Ausschuss für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung, Sprecherin für Stadtentwicklungspolitik und ei-
ne der wenigen Frauen im FDP-Arbeitskreis Infrastruktur und Um-
welt. Doch das ist sie gewohnt: Als die 52-Jährige 1981 ihr Archi-
tekturstudium an der FH Aachen aufnahm, gab es dort keine Da-
mentoiletten – so wenig Frauen studierten das Fach. „Wenn ich
in den ersten Jahren gesagt habe, ich sei Architektin, kam immer
die Frage: ,Innen?’, woraufhin ich immer antwortete: ,Nein, außen.
Und hoch!’“Seit 1999 ist Müller selbstständige Architektin – mit
zweijährigem Engagement bei VOX, wo sie für die Sendung „Woh-
nen nach Wunsch – Das Haus“ mehr als 150 Häuser renovierte.
Mittlerweile ist der Beruf keine Männerdomäne mehr. „Ich habe
mir damals keine Gedanken darüber gemacht,dass es als Frau viel-
leicht schwerer sein könnte, dass man eventuell besser sein muss-
te als Männer“, sagt Müller. „Es war das, was ich machen wollte.
Also habe ich es gemacht.“ 
Seit 1983 ist Müller FDP-Mitglied – nach einem kurzen Umsehen
bei der Jungen Union. „Aber da sollten Frauen vor allem für Bier
und Kartoffelsalat sorgen“, sagt Müller und grinst. „Und das ha-
be ich für mich nicht unbedingt gesehen.“ Die politische Schwer-
punktsetzung habe ihr bei der FDP ohnehin mehr zugesagt,für die
sie sich heute im Wahlkreis und auch über diesen hinaus engagiert
– wie in Stolberg . Tatjana Heid ❚

»Sie bedienen sich 
demokratischer Mittel, und

wir müssen ihnen mit 
demokratischen Mitteln 

entgegentreten.«

»Es darf
nicht
scheitern«
WOLFGANG THIERSE Im Kampf
gegen den Rechtsextremismus setzt
der SPD-Politiker nicht nur auf ein
erneutes NPD-Verbotsverfahren 

PARLAMENTARISCHES PROFIL 

©
 A

le
ss

an
dr

a 
Sc

he
lln

eg
ge

r
©

 P
riv

at

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
 D

BT
/A

ch
im

M
el

de

Herausgeber Deutscher Bundestag
Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Mit der ständigen Beilage
Aus Politik und Zeitgeschichte
ISSN 0479-611 x
(verantwortlich: Bundeszentrale 
für politische Bildung)

Anschrift der Redaktion 
(außer Beilage)
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
Telefon (0 30) 2 27-3 05 15,
Telefax (0 30) 2 27-3 65 24
Internet:
http://www.das-parlament.de
E-Mail:
redaktion.das-parlament@
bundestag.de

Chefredakteur
Jörg Biallas (jbi)

Verantwortliche Redakteure
Dr. Bernard Bode (bob)
Alexander Heinrich (ahe), stellv. CvD
Michael Klein (mik)
Hans Krump (kru), CvD
Hans-Jürgen Leersch (hle)
Johanna Metz (joh)
Monika Pilath (mpi)
Dr. Verena Renneberg (ver) 
Annette Sach (as)
Helmut Stoltenberg (sto)
Alexander Weinlein (aw)

Fotos
Stephan Roters

Redaktionsschluss 
13. Juli 2012

Druck und Layout
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH
Kurhessenstraße 4-6
64546 Mörfelden-Walldorf

Anzeigen- /Vertriebsleitung
Frankfurter Societäts-Medien GmbH
Klaus Hofmann (verantw.)
Frankenallee 71-81
60327 Frankfurt am Main

Leserservice/Abonnement
Frankfurter Societäts-Medien GmbH
Vertriebsabteilung Das Parlament
Frankenallee 71-81
60327 Frankfurt am Main
Telefon (0 69) 75 01-42 53
Telefax (0 69) 75 01-45 02
E-Mail: parlament@fs-medien.de

Anzeigenverkauf
Frankfurter Societäts-Medien GmbH
Katrin Kortmann
Frankenallee 71-81
60327 Frankfurt am Main
Telefon (0 69) 75 01-43 75
Telefax (0 69) 75 01-45 02
E-Mail: katrin.kortmann@fs-medien.de

Anzeigenverwaltung, Disposition
Zeitungsanzeigengesellschaft
RheinMainMedia mbH
Andrea Schröder
Frankenallee 71-81
60327 Frankfurt am Main
Telefon (0 69) 75 01-41 33
Telefax (0 69) 75 01-41 34
E-Mail: parlament@rheinmainmedia.de

Abonnement
Jahresabonnement 25,80 €; für
Schüler, Studenten und Auszubildende 
(Nachweis erforderlich) 13,80 €
(im Ausland zuzüglich Versandkosten)
Alle Preise inkl. 7% MwSt.
Kündigung jeweils drei Wochen vor
Ablauf des Berechnungszeitraums.
Ein kostenloses Probeabonnement für
vier Ausgaben kann bei unserer
Vertriebsabteilung angefordert werden.

Namentlich gekennzeichnete Artikel 
stellen nicht unbedingt die Meinung
der Redaktion dar. Für unverlangte
Einsendungen wird keine Haftung
übernommen. Nachdruck nur mit
Genehmigung der Redaktion.
Für Unterrichtszwecke können Kopien 
in Klassenstärke angefertigt werden.

„Das Parlament“ 
ist Mitglied der
Informationsgesellschaft
zur Feststellung
der Verbreitung von
Werbeträgern e.V. (IVW)

Für die Herstellung der Wochenzeitung
„Das Parlament“ wird ausschließlich
Recycling-Papier verwendet.

Mehr zum Thema auf den Seiten 9,10,11 und 13
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de



3RECHTSEXTREMISMUSDas Parlament – Nr. 29 bis 31 – 16. Juli 2012

K
önigs Wusterhausen in
Brandenburg, im Sommer
2012. Der Himmel ist so
grau wie manche der Fassa-
den in den Straßen, die Na-
men von großen deutschen

Dichtern und Denkern tragen; Rosa Luxem-
burg zum Beispiel oder Bertold Brecht oder
Heinrich von Kleist. In einem Fenster ste-
hen ein paar vertrocknete Kakteen, ein paar
Reihen weiter blühen Geranien, in einem
anderen Fenster zwitschern Kanarienvögel
im Käfig und gelegentlich flattern riesige
schwarz-rot-goldene Flaggen an der Fassa-
de. Die Bewohner haben sie aus dem Fens-
ter gehängt, wohl als Zeichen dafür, dass sie
alle Hoffnungen auf Deutschland setzen –
auf die deutsche Nationalmannschaft, die
Fußball-Europameister werden sollte – da-
mit die Menschen einmal stolz sein könn-
ten auf dieses Land.
Das Viertel, dessen Straßen die Namen von
großen Deutschen tragen, heißt im Volks-
mund „das Ghetto“, eine Plattenbausied-
lung, wie es sie überall gibt in den Städten
der neuen Bundesländer, Relikte der alten
DDR. Die, die es sich nach der Wende leis-
ten konnten wegzuziehen, sind weg. Und
die, die hier wohnen, haben Angst, dass pri-
vate Investoren kommen, die Wohnblöcke
sanieren und die Mieten erhöhen, so dass
sie am Ende nicht mehr bezahlbar sind. 
An der Kreuzung der Rosa-Luxemburg-Stra-
ße, auf dem Schild, das die Sackgasse an-
zeigt, prangt ein Aufkleber mit den Worten
„Ausländer raus“. Einer von vielen „Spu-
ckis“, mit denen die Rechten auf Laternen
und Papierkörben ihr Revier markieren wol-
len.  In den paar Kneipen, die es hier noch
gibt, treffen sich regelmäßig Anhänger der
rechten Szene. „Manchmal, wenn sie ange-
trunken sind“, erzählt Lukas, „treffen sie
sich zu Spontanaufzügen, marschieren
durch die Straßen und grölen dumpfe Paro-
len.“ Lukas möchte seinen richtigen Namen
nicht nennen. Er ist Student, wohnt jetzt in
Berlin und engagiert sich gegen Neonazis.
Seine Eltern wohnen noch im Viertel. Sie zu
besuchen, sei für ihn nicht einfach, er müs-
se ständig mit der Angst leben, von rechten
Schlägern erkannt zu werden. Deshalb sieht
er sich auf den Straßen des Viertels immer
vorsichtig um und hält sich selten lange auf.
Ganz besonders schwierig waren die Besu-
che für ihn und seine Freunde im Herbst
2008, da war Kommunalwahlkampf. Wenn
Lukas seine Eltern besuchen will, musste er
über den Bahnhof von Königs Wusterhau-
sen. Aber den hatte die NPD im Herbst
2008 zum „Kampfgebiet“ erklärt. 

Auf den zweiten Blick Auf ihrer Internet-
seite brüstete sich die Partei damals damit,
sie habe die Politik wachgerüttelt und am
Bahnhof für Ordnung gesorgt. Die Polizei
musste über Monate verstärkte Präsenz zei-
gen, denn nicht nur Lukas, auch viele ande-
re Bewohner von Königs Wusterhausen wa-
ren verunsichert. Fast rund um die Uhr lun-
gerten junge Männer mit kahl geschorenen
Köpfen und Springerstiefeln auf dem Bahn-
hofsgelände. 
Seit einigen Jahren ist diese Szene in Königs
Wusterhausen weniger sichtbar geworden –
doch nur auf den ersten Blick. „Man nimmt
in  der Stadt kaum noch geschlossene, ho-

mogene Gruppen wahr. Die rechten Akteu-
re sind spezialisierter und viel besser ver-
netzt als früher“, berichtet Astrid Peters. Die
Politologin ist Mitarbeiterin des Projekts
„Kompakt“. Es will Jugendlichen, die für
rechtsextreme Ideen empfänglich sind und
erste Berührungen mit der Szene haben,
schon frühzeitig helfen, Alternativen zu den
scheinbaren „Problemlösern“ der Rechten
zu finden. Das Projekt versucht dabei, die
Arbeit verschiedener Institutionen wie Poli-
zei oder Trägern der Jugendhilfe effektiver
miteinander zu vernetzen. 
Denn die Rechten haben ih-
re Strategie auch in Königs-
Wusterhausen verändert.
Versuchten sie früher, junge
Leute mit dumpfen Parolen
für sich zu gewinnen, bieten
sie heute unter dem sozia-
len Deckmäntelchen
scheinbare einfache Lösun-
gen für schwierige Probleme
an.  „Die Szene konzentriert
sich auf politische Bera-
tung“, beobachtet Thomas
Thiele, Jugendbildungsrefe-
rent des Landkreises Dahme-Spreewald.
„Ich halte sie aber nicht für harmloser, nur
weil man sie nicht auf den ersten Blick er-
kennt“, sagt er. 

„Nationalarbeiter“ Gerade im Neubauge-
biet von Königs-Wusterhausen, erzählt
Thiele, sei es schon vorgekommen, dass ein
Mann in einem T-Shirt mit dem Aufdruck
„Nationalarbeiter“ klingelte und sagte: „Gu-
ten Tag, ich bin Ihr Hartz-IV-Berater.“ Thie-
le, von Beruf Sozialarbeiter, kennt die rech-

te Szene in Königs-Wusterhausen schon aus
DDR-Zeiten. Bereits 1986 bildeten sich dort
die ersten rechtsextremen Skinheadstruktu-
ren heraus, die Anfang der 1990 zu den
„United Skins“ führten. Sie nannten sich
später „Kameradschaften“ und heißen heu-
te „Freie Kräfte“.  In den 90er Jahren seien
die Rechtsextremen elitärer gewesen und
hätten sich stärker abgeschottet. Heute, sagt
Thiele aus seiner Erfahrung, gehen „sie in
die Gesellschaft“. Und er hat einen weiteren
Trend ausgemacht: „Während die rechte
Szene in den Städten abnimmt, wird sie in

ländlichen Gebieten stär-
ker.“ Sichtbar wird das auch
an den Wahlergebnissen.   
Bei der letzten Kommunal-
wahl 2008 erreichte die NPD
in Königs-Wusterhausen et-
was über vier Prozent der
Stimmen; Michael Thalheim
bescherte das ein Amt in der
Stadtverordnetenversamm-
lung. Der Mann, der selbst
im so genannten Ghetto
wohnt, hat sich die Haare so
schneiden lassen wie Adolf

Hitler, auf den Fotos aus den 30er Jahren,
kurz nach der Machtergreifung; ein glatter
Seitenscheitel und über den Ohren abrasiert
– die strenge Symmetrie dieser Haare wirkt
irgendwie merkwürdig in seinem runden Ge-
sicht mit den feisten Wangen.
Im Wahlkampf hatte sich Michael Thalheim
mit einer Kampagne für Sicherheit, Recht
und Ordnung stark gemacht, während er
sich zeitgleich selbst vor Gericht verantwor-
ten musste. Er war wegen schwerer Körper-
verletzung angeklagt. Der Vorwurf: Er habe

auf dem Bahnhofsgelände eine 21-jährige
Frau so stark getreten, dass sie ins Kranken-
haus eingeliefert werden musste. Das erga-
ben Ermittlungen der Staatsanwaltschaft.
Der NPD-Spitzenmann musste Schmer-
zensgeld zahlen, dann wurde das Verfahren
gegen ihn eingestellt. Schließlich trugen ihn
die Wählerstimmen vom rechten Rand ins
Stadtparlament. „Wir sind nicht glücklich
über seine Anwesenheit“, sagt Bürgermeis-
ter Lutz Franzke, aber im Stadtpar-
lament hätte man Michael Thal-
heim im Griff und würde ihm im-
mer wieder in die Schranken wei-
sen. Allerdings darf der NPD-Mann
jetzt mit abstimmen, wenn es zum
Beispiel  um  den Verkauf eines städ-
tischen Grundstücks, den Ausbau
von Kindergärten oder um die Ver-
abschiedung des Haushaltsplans
geht.  
Widerstand und Protest engagierter
Bürger in Königs Wusterhausen hat-
ten immerhin dazu geführt, dass der
Wirtschaftsfaktor Rechtsextremis-
mus im kommunalen Haushalt heu-
te nur noch eine marginale Rolle
spiele, sagt der Bürgermeister. 
Das war einmal anders. In einem der
kleinen Ladengeschäfte in der Innen-
stadt begann der steile Aufstieg eines
Modelabels, das bis heute in der rech-
ten Szene zum Erkennungsmerkmal natio-
nalistischer Gesinnung gehört: Thor Stein-
ar; eine Modemarke, die mit germanischen
Runen auf T-Shirts und völkischer Symbo-
lik auf Jacken und Hemden zum Erfolgsmo-
dell avancierte. 
Vorangetrieben wurde dieses Millionenge-
schäft insbesondere von zwei Männern, die
in der rechten Szene keine Unbekannten
sind: Axel Kopelke und Uwe Meusel zahlten
nach eigenen Angaben zeitweise Gewerbe-
steuern von über 60.000 Euro im Jahr und
wurden damit für die kommunale Wirt-
schaft von König Wusterhausen zum echten
Faktor. 2004 wurde das Runen-Logo von
Thor Steinar zeitweise verboten. Es sei zu
stark an Symbole der Wehrmacht und des
Nationalsozialismus angelehnt, hieß es.
Deshalb entwarfen Meusel und Kopelke
schlicht ein neues, bis heute genutztes Lo-
go. Ihre Firma Mediatex haben sie nach Du-
bai verkauft und um Thor Steinar hat sich
heute ein weit verzweigtes Firmennetz ge-
sponnen, mit internationalen Ablegern. Im
Bundestag und in einigen Landtagen ist das
offene Tragen dieser Symbole inzwischen
untersagt. Doch weiterhin hängen Hemden,
T-Shirts und Kapuzenpullover von Thor
Steinar in einem Geschäft in der Bahnhof-
straße. 

Gemeinsame Aktionen Der Laden ist Ste-
fanie Schirner, die sich in Königs Wuster-
hausen gegen Rechts engagiert  schon lange
ein Dorn im Auge. „Wir sind dabei, den La-
den rauszubekommen“, sagte die 31-Jähri-
ge. Gemeinsam mit rund 25 anderen Bür-
gern der Stadt sitzt sie in der AG-Präventi-
onsrat. Darin haben sich über zehn örtliche
Vereine der Stadt zusammengeschlossen.
Analog dazu gibt es bei der Stadt einen Prä-
ventionsrat, in dem der Bürgermeister und
die Stadtverordneten überlegen, wie am
besten mit der rechten Szene umgegangen

werden kann. Auch wenn sich auf der Inter-
netseite der Stadt zu diesem Thema derzeit
nur eine weiße Seite befindet, haben sich
die Bürger einiges einfallen lassen, um auf
intelligente, aber auch kreative Art und Wei-
se gegen die rechte Bedrohung mobil zu
machen. 

Kreativer Widerstand So macht etwa Ste-
fanie Schirner bei der „Front der deutschen

Äpfel“ mit: Ihre Mitglieder tra-
gen schwarze Kleidung mit einer roten Arm-
binde, auf der ein schwarzer Apfel prangt –
eine Anspielung auf Holger Apfel, den der-
zeitigen Bundesvorsitzenden der rechtsex-
tremen NPD. Bei Kundgebungen läuft die
Satiregruppe „mit den Nazis mit, um sie mit

ihren eigenen Sprüchen zu schlagen,“ sagt
die Kauffrau für Bürokommunikation, die
sich politisch auch für Die Linke engagiert.
Sie freut sich, wenn man mit Aktionen wie
diesen die Rechten etwas aus dem Konzept
bringen kann: „Wenn man sie verscheißert,
damit kommen sie nicht klar“, sagt sie.
Dennoch weiß auch sie: „Die scheinbare
Ruhe hat nichts zu bedeuten“.  
Wer heute nach Königs Wusterhausen

kommt, findet neben der Platten-
bausiedlung auch eine ganz ande-
re Stadt.  Eine mit einem frisch ge-
strichenen und renovierten Schloss,
einem großzügig angelegten Park
und einer kleinen Fußgängerzone
mit Straßencafés, Restaurants und
Eisdielen. Die jungen Männer mit
den kahlen Köpfen und schweren
Stiefeln sind aus dem Stadtbild
weitgehend verschwunden. Und
wenn die Rechten wie am 8. Mai zu
einer Kundgebung aufrufen, sind
die Menschen stolz, mehr Gegende-
monstranten als rechte Gesinnungs-
genossen aufbieten zu können. Den-
noch wissen die, die hier leben, dass
rechtsextreme Einstellungen bei vie-
len Menschen weiter tief verwurzelt
sind. Die Stadt wird daran arbeiten,
ihrem braunen Image zu trotzen –
mit Aktionen wie Ende April, als 40
bis 50 Bewohner der Stadt unter dem

Schutz von Polizei und Ordnungsamt vier
Stunden damit beschäftigt waren, Aufkle-
ber mit Naziparolen zu beseitigen. „Sie kle-
ben jetzt alle wieder“, sagt Stefanie Schir-
ner. Doch davon lässt sie sich nicht entmu-
tigen. Anja Dehne und Annette Sach ❚ 

In den 90er Jahren war die rechte Szene in Königs Wusterhausen wie hier bei einer NPD-Demonstration im Jahr 2007 (l.) im öffentlichen Leben noch sehr viel sichtbarer. Doch immer mehr Bürger versuchen, dagegen mit ganz neuen Ideen Widerstand zu leisten.

»Die rechten
Akteure sind

spezialisierter
und viel besser

vernetzt als
früher.« 

Astrid Peters, Politologin
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Front deutscher Äpfel
KÖNIGS WUSTERHAUSEN Die Stadt gilt als ein Zentrum der rechten Szene. Einige Bürger versuchen, das zu ändern 

Eigentlich sind es nur drei kurze Worte. In
der Diskussion über den Rechtsextremis-
mus aber erzielten sie eine langanhaltende
Wirkung. Der Begriff der „national befreiten
Zone“ tauchte in der rechtsextremen Presse
erstmals zu Beginn der 90er Jahre auf. In
diesem Zusammenhang wurde der Aus-
druck sowohl als ökonomische Unabhän-
gigkeit definiert, aber auch territorial ver-
standen „als ein Freiraum für Nationalisten,
die darin faktisch die Macht ausüben, die
sich primär gegen den Stadt und politische
Konkurrenten richtet“, heißt es in einer Pu-
blikation aus dem Jahr 2005 von Professor
Werner Bergmann und Uta Döring. Auch
wenn das Konzept in der rechtsextremen
Presse benannt wird, gibt es nach Meinung
der beiden Wissenschaftler keine „einheitli-
che Strategie zur Instrallierung von national
befreiten Zonen innerhalb der parteiförmig,
organisierten Rechten“. 

Medialer Oberbegriff In den Medien wur-
de der Begriff erstmals im Jahr 1997 durch
einen Artikel in der Frankfurter Rundschau
bekannt und danach immer öfter kopiert.
Wofür die drei Worte genau stehen, wurde
dabei nicht eindeutig definiert, sondern der
Ausdruck verbreitete sich schnell als Syno-

nym für verschiedene Phänomene wie etwa
die Gewalt gegen Minderheiten, die Domi-
nanz rechter Gruppen im öffentlichen
Raum oder fremdenfeindliche Einstellun-
gen in der Bevölkerung. Immer öfter tauch-
te der Begriff dann auch in offiziellen Reden
oder auch in Debatten im Bundestag auf –
oftmals mit unterschiedlicher Bedeutung.
Traurige Berühmtheit erlangten der Begriff,
als er im Jahr 2000 zum „Unwort des Jah-
res“ gekürt wurde. „Nach der Jahrtausend-
wende wurde der Begriff zunehmend kri-
tisch hinterfragt und man sprach mehr von
Angstzonen, um auch die Perspektive der
Opfer zu berücksichtigen“, sagt die Sozia-
wissenschaftlerin Uta Döring, die über das
Thema 2008 ihre Doktorarbeit verfasst hat.
Darin zeigt sie auf, wie lange noch Orte, die
von der Presse mit dem negativen Label ver-
sehen wurden, dagegen zu kämpfen haben
– ganz ungeachtet der realen Veränderun-
gen vor Ort. In der heutigen Diskussion
wird der Begriff kaum noch verwandt. Das
bedeutet aber nicht, dass damit auch die
Probleme verschwunden sind. Wichtiger als
einzelne Orte oder Regionen konkret be-
nennen zu wollen, sagt Döring, sei es aber,
„nicht zu weichen und die Menschen vor
Ort aktiv zu unterstützen“.  Annette Sach ❚

Karriere eines Schlagworts  
ANGSTZONEN Wie ein Begriff die Wirklichkeit definiert 
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Menschen mit rechtsradikalen Einstellungen sind oft Au-
ßenseiter. Daher suchen sie die Stärke einer Gruppe und
erheben sich über andere Menschen wie Homosexuelle,
Juden oder Ausländer. Dabei orientieren sie sich an den
Ideen der Nationalsozialisten, die für den Zweiten Welt-
krieg und den Tod von Millionen Menschen verantwort-
lich sind. Früher erkannten sich Rechtsextreme oft an
ihrem Aussehen. Sie trugen Symbole wie Hakenkreuze
oder Reichskriegsflagge. Heute gehen sie auch in die
Politik und geben vor, für schwierige Probleme ganz
einfache Lösungen zu haben. Einige Rechtsextreme
sind sehr gewalttätig und begehen schwere Strafta-
ten wie Mord oder Totschlag.

Rechtsextreme
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Männlich, ungebildet, arbeitslos – das sind
die Wähler rechtsextremistischer Parteien.
Und das ist kein bloßes Vorurteil, sondern
das Ergebnis einer gemeinsamen Studie der
Universitäten Leipzig und Gießen. Für die-
se wurden 2.512 Personen im Alter von 14
bis 94 Jahren 2011 zu ihrer Parteienpräfe-
renz befragt. 
Bei den Berufstätigen, so ein weiteres Ergeb-
nis der Studie, ist die Sorge um den eigenen
Arbeitsplatz wiederum unter den Wählern
rechtsgerichteter Parteien am größten. Die
meisten von ihnen müssen übrigens mit ei-
nem Haushaltseinkommen von unter
1.000 Euro pro Monat auskommen, auch
das ergab die Studie. Ein Abitur haben gera-
de einmal zehn Prozent der Rechtswähler,
lediglich 20 Prozent von ihnen sind Frauen.

Gesellschaftlich tabuisiert Der Anteil der
Wähler rechtsgerichteter Parteien sei insge-
samt, gemessen an der Gesamtbevölkerung,
verschwindend klein, da die Parteien gesell-
schaftlich weiterhin „tabuisiert“ werden,
konstatiert der Mainzer Politologe Jürgen
W. Falter. 
Bei den Landtagswahlen 2012 im März im
Saarland und im Mai in Nordrhein-Westfa-
len sowie in Schleswig-Holstein schaffte
keine rechtsgerichtete Partei den Sprung in
eines der drei Landesparlamente: Während
im Saarland die NPD im Vergleich zu 2009
um 0,3 Prozentpunkte verlor und auf 1,2
Prozent der Wählerstimmen kam, verlor sie
in Schleswig-Holstein um 0,2 Prozentpunk-
te und erreichte 0,7 Prozent. 
Einzig das rechtsextreme Bürgerbündnis
Pro NRW konnte in seinem Bundesland ge-
genüber 2010 um 0,1 Prozentpunkte zule-
gen, kam aber auf nur 1,5 Prozent der Wäh-
lerstimmen. Und auch auf Bundesebene
konnten sich rechte Parteien in der Vergan-
genheit nicht durchsetzen (siehe Beitrag
oben). Allerdings würden die Karten neu
gemischt, „wenn jetzt tatsächlich die große
Wirtschaftskrise über uns hereinbricht“,

sagt Falter. Wenn die Arbeitslosigkeit – und
somit auch die Frustration – steige, würden
auch die Stimmen für rechte Parteien zu-
nehmen. 
Gesellschaftliche, politische und wirtschaft-
liche Missstände riefen auch immer Protest-
wähler auf den Plan. Rechtspopulistische
Parteien würden sich primär gegen einzelne
Missstände und gegen die etablierten Partei-
en wenden, um Stimmen zu gewinnen. „Es
ist eine Themenkonjunktur, auf die die
Rechtspopulisten aufspringen,“ sagt Falter.
Sie würden mittlerweile auch Wähler aus
der Mittelschicht ansprechen. Doch die Pro-
testwähler wandern schnell wieder ab, zu
anderen Parteien oder in das Lager der
Nichtwähler. Bei den Landtagswahlen 2011
in Mecklenburg-Vorpommern zum Beispiel
konnte die NPD mit sechs Prozent der Stim-
men ihren Platz im Schweriner Landespar-
lament behaupten. Doch hatte die Partei
1,3 Prozentpunkte gegenüber den Wahlen
2006 verloren. 

Wählerwanderung Der Blick auf die Wäh-
lerwanderung zeigte damals, dass die NPD
etwa 18.000 Stimmen an den Block der
Nichtwähler verloren hatte. Wahlforscher
begründeten die Abwanderung damals mit
dem Ausbleiben von politischen Erfolgen
im Landtag in der vorangegangenen Legis-
laturperiode. An die etablierten Parteien
hatte die NPD nahezu keine Wähler verlo-
ren. 
Insgesamt, erklärt Falter, werde die Zahl der
Wähler rechtsextremistischer Parteien
„wahrscheinlich gleich bleiben“. Seiner
Prognose entspricht bereits das Ergebnis der
diesjährigen Landtagswahlen in Nordrhein-
Westfalen. Die NPD kam nur auf 0,5 Pro-
zent (-0,2 Prozentpunkte), während Pro
NRW 10.794 Zweitstimmen hinzu gewin-
nen konnte, hatte die NPD 15.407 verloren.
Pro NRW hatte also frühere Wähler der
NPD für sich gewonnen. So blieb die Zahl
der Rechts-Wähler konstant.                 ver ❚

Zulauf aus Frust
WAHLEN Arbeitslosigkeit spielt Rechtsextremisten in die Hände

Die Trennlinie zwischen Extremismus und
Populismus lässt sich nicht immer exakt be-
stimmen. Der Verzicht einer Gruppe auf Ge-
waltanwendung schließt nicht aus, dass die-
se trotzdem extremistisch ist. Denn ein ver-
meintlich friedliches Verhalten könnte
durchaus taktisch motiviert sein. Noch
schwieriger wird es, Rechtsextremisten und
Rechtspopulisten auseinanderzuhalten,
wenn diese zwar bestimmte gesellschaftli-
che Werte ablehnen, aber nicht den gesam-
ten demokratischen Verfassungsstaat als
solchen. Manche Politologen unterschei-
den deshalb zwischen hartem und weichem
Extremismus. 

Kritik an der Elite Für die weiche Form
werden auch andere Bezeichnungen wie
Rechtsradikalismus oder eben Rechtspopu-
lismus verwendet. Zumindest mit Blick auf
den Rechtspopulismus erweist sich eine sol-
che Begriffsabgrenzung allerdings als un-
scharf. Denn im ideologischen Mittelpunkt
des Populismus stehen die Kritik an der
herrschenden Elite  sowie der Einsatz für das
„einfache Volk“: Rechtspopulisten ergreifen
Partei für gesellschaftlich benachteiligte
Gruppen, die sie nicht zuletzt mit eingängi-
gen kurzen Parolen vereinnahmen wollen:
„Sozialstaat statt Zuwanderung“ oder „Kei-
ne Großmoschee in Köln“ zum Beispiel.
Mit diesen wollen sie Ängste vor Arbeits-
platzverlust und Ausländerkriminalität be-
dienen. 
Im Gegensatz zum Rechtsextremismus ver-
steht sich der Rechtspopulismus keineswegs
als anti-demokratisch. Im Gegenteil, er be-
ansprucht für sich, die wahre Form der De-
mokratie zu vertreten: der vermeintliche
Volkswillen soll den Rechten von Einzelnen
oder Minderheiten entgegengesetzt werden.
Je anti-liberaler und anti-pluralistischer sich
der Populismus gibt, desto größer sind sei-
ne Schnittmengen mit dem  Extremismus. 
Dieser wiederum vertritt eine Ideologie
oder eine Gesinnung, die vor allem negativ

definiert wird – als Absage an die grundle-
genden Werte, Verfahren und Institutionen
der freiheitlichen Demokratie. 

Exklusivitätsglaube Konstitutiv für den
rechten Extremismus ist die Ablehnung der
Gleichheit aller Menschen. Kombiniert
wird diese Ablehnung zumeist mit einem
absoluten, dogmatischen Wahrheits- und
Exklusivitätsglauben, beispielsweise der
Vorstellung des ethnisch homogenen, des
„reinrassigen“ Nationalstaats. Dass Rechts-
extremismus und Rechtspopulismus eine

erfolgreiche Verbindung eingehen können,
lässt sich historisch an den Beispielen des
Nationalsozialismus und des italienischen
Faschismus belegen. 
Ein Blick auf die heutigen Rechtsaußen-
Parteien in Europa zeigt, dass die Kombina-
tion von Populismus und Extremismus eher
selten auftritt (siehe Seite 15). Bei Parteien
wie den skandinavischen Fortschrittspartei-
en und Geert Wilders’ Freiheitspartei in den
Niederlanden war von Anfang an eindeutig,
dass sie nicht dem rechtsextremen Spek-
trum zuzuordnen sind. Andersherum kann

es rechtsextreme Parteien geben, denen die
typischen Merkmale des Populismus feh-
len. Dies gilt etwa für die NPD, deren Wäh-
lerzuspruch bis heute äußerst bescheiden
ist. 
Eine Ursache dafür ist ihr Mangel an popu-
listischen Elementen, mit denen sie Wähler
erreichen könnte, die vor der Wahl einer
rein extremistischen Partei zurückschre-
cken.    Frank Decker ❚

Frank Decker ist Professor am 
Seminar für Politische Wissenschaft 

Abnormes Verständnis von Demokratie 
RECHTES SPEKTRUM Die Grenzen zwischen Extremismus und Populismus sind fließend

S
o besorgniserregend der Einzug
rechtsextremer Parteien etwa in
ein Landesparlament heute sein
mag: Ein Blick in die Geschichte
der Bundesrepublik zeigt, dass
die Erfolge solcher Parteien nie

von Dauer waren. So hat sich bereits nach
1945 trotz scheinbar optimaler Vorausset-
zungen die durchaus begründete Angst vor
einem starken Nachkriegsrechtsextremismus
in den Westzonen  nicht bewahrheitet. Die
Zustimmung zur demokratischen Ordnung
der Bundesrepublik wuchs nämlich überra-
schend schnell, womit dem organisierten
Rechtsextremismus die soziale Grundlage
entzogen wurde. Zunächst profitierte er aller-
dings in bescheidenem Umfang von den tief
greifenden ökonomischen, sozialen und po-
litischen Nachkriegsproblemen. Bei der ers-
ten Bundestagswahl 1949 erzielten Rechtsex-
tremisten sechs Mandate. 

Die 1950er Die 1952 verbotene Sozialisti-
sche Reichspartei (SRP) eroberte 1951 in Bre-
men und in Niedersachsen insgesamt 24
Mandate. Und die Deutsche Reichspartei
(DRP) brachte es in Nieder-
sachsen 1951 und 1955 auf
insgesamt neun und 1961 in
Rheinland-Pfalz auf einen
Landtagsabgeordneten. Der
Niedergang des Rechtsextre-
mismus Ende der 1950er
Jahre war aber nicht nur
durch externe Faktoren be-
dingt. Er hatte auch keine at-
traktive und realistische 
Alternative zur Politik Aden-
auers vorzuweisen. Die For-
derung nach Wiederherstel-
lung des Deutschen Reichs unter Einschluss
der ehemaligen deutschen Ostgebiete war
angesichts der heftigen Ost-West-Konfronta-
tion und der erfolgreichen Westintegrations-
politik Adenauers chancenlos. Glaubwürdig-
keit und Kompetenz des Rechtsextremismus
wurden überdies durch starke organisatori-
sche Zersplitterung beeinträchtigt.

Die 1960er Mitte der 1960er Jahre verbesser-
ten sich die Erfolgsbedingen für rechtsextre-
mistische Parteien etwas: 1966/67 trafen ein
deutlicher konjunktureller Abschwung und
tief greifende Strukturschwächen einzelner
Branchen mit einem erheblichen staatlichen
Finanzdefzit zusammen. Über die Finanzkri-
se zerbrach die seit 1963 von Ludwig Erhard
geleitete Bundesregierung aus CDU/CSU
und FDP, woraufhin die Unionsparteien und
die SPD im Dezember 1966 eine Große Ko-
alition bildeten. Das Ende des „CDU-Staats“
markierte zugleich das Ende der Nachkriegs-
zeit. 
Von dieser damals weithin als krisenhaft
empfundenen Entwicklung profitierte die
Nationaldemokratische Partei Deutschlands

(NPD). Sie war bereits 1964 als Sammlung
diverser rechtsextremistischer Splittergrup-
pen entstanden und kämpfte bald gegen die
Große Koalition, insbesondere gegen deren
– die deutsche Teilung angeblich sanktionie-
rende – entspannungsorientierte Ostpolitik,
und gegen die wachsende außerparlamenta-
rische Opposition (APO). Zwischen 1966
und 1968 fielen ihr in sieben Landesparla-
menten 61 Landtagssitze sowie etwa 600
Wahlämter auf kommunaler und regionaler
Ebene zu. Bei der Bundestagswahl 1969 ver-
fehlte sie mit immerhin 4,3 Prozent knapp
den Sprung in den Bundestag. Dass die NPD
danach schlagartig an Bedeutung verlor, hat-
te folgende Ursachen: Mit der Bildung der so-
zialliberalen Koalition im Bund konnte sich
die Union wieder auf ihre christlich-konser-
vativen Ziele konzentrieren und betrieb
beinharte Opposition gegen die Politik der
Regierung Brandt-Scheel. 
Mit zunehmender Polarisierung im Parteien-
system trocknete die Wählerbasis der NPD
aus, die dann auch im Streit über strategische
Fragen  zerfiel. In diesem Kontext entstand
1971 die Deutsche Volksunion (DVU), da-

mals noch als überparteili-
che Vereinigung.

Die 1980er In den 1980er
Jahren verbesserten vor al-
lem folgende Faktoren die
Chancen für rechtsextremis-
tische Parteien: geringes
Wirtschaftswachstum, hohe
Massenarbeitslosigkeit, Be-
schneidung der Sozialausga-
ben, wachsende Migrations-
bewegungen und Asylpro-
blematik. Im Kampf gegen

die sogenannte „Überfremdung“ von Volk
und Nation erwiesen sich allerdings nicht die
noch verbliebenen NPD-Reste und auch
noch nicht die seit 1987 als politische Partei
firmierende DVU als besonders erfolgreich,
sondern die 1983 gegründeten und beson-
ders populistisch auftretenden Republikaner
(REP). Sie zogen im Januar 1989 mit elf Ver-
tretern in das Berliner Abgeordnetenhaus ein
und erreichten im Juni des Jahres sechs Sitze
im Europaparlament. Es gelang ihnen aber
nicht, diesen Rückenwind für weitere Erfolge
zu nutzen. Vielmehr trug der Partei das Hau-
en und Stechen zwischen rechtskonservati-
ven und rechtsextremistischen Kräften Aus-
tritte und Abspaltungen ein. 
Am Vorabend der deutschen Einheit befand
sich der Rechtsextremismus insgesamt also
in einer desolaten Lage. Daher erhoffte sich
der westdeutsche Rechtsextremismus in der
DDR ein zusätzliches Wählerpotenzial und
erklärte „Mitteldeutschland“ zum bevorzug-
ten „Aufmarschgebiet“. Unmittelbar nach
Öffnung der Mauer reisten Vertreter aller
rechtsextremistischen Organisationen in die
DDR, um Anhänger zu mobilisieren. 

Die 1990er Die neuen Bundesbürger erwie-
sen sich bei den ersten freien Wahlen in Ost-
deutschland als noch wenig anfällig für
großdeutsche und völkische Parolen. Noch
bis Mitte der 1990er Jahre erzielten die
rechtsextremistischen Parteien in West-
deutschland bessere Ergebnisse als im Os-
ten. So zogen die „REPs“ 1992 und 1996 mit
15 beziehungsweise 14 Abgeordneten in
den Landtag von Baden-Württemberg ein,
und die DVU überwand die Fünf-Prozent-
Hürde 1991 in Bremen und 1992 in Schles-
wig-Holstein mit je sechs Mandaten.
Erst in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre
wuchsen in den neuen Bundesländern Pes-
simismus und Politikverdrossenheit stark
an. Seit 1998 stoßen rechtsextremistischen
Parteien im Osten auf größere Resonanz als

im Westen. Den Durchbruch schaffte zu-
nächst die organisationsschwache aber fi-
nanzstarke DVU, die die soziale Frage in ih-
re Überfremdungskampagne integriert hat-
te: ,„Arbeit statt Zuwanderung!“, „Deutsch-
land muss das Land der Deutschen
bleiben!“ 1998 erreichte sie 16 Mandate in
Sachsen-Anhalt und 1999 und 2004 in
Brandenburg fünf beziehungsweise sechs
Landtagssitze. Dadurch wurde der Zerfall
der aus München ferngesteuerten „Phan-
tompartei“ jedoch nicht aufgehalten. 

Die 2000er Zur hegemonialen Kraft im (ost-
deutschen) Rechtsextremismus entwickelte
sich die NPD. Sie war organisatorisch besser
aufgestellt als die DVU und erst Recht als die
Republikaner (die amtlicherseits seit 2007

nicht mehr als rechtsextremistisch gelten).
Programmatisch hatte sie sich von einer eher
deutschnationalen zu einer überwiegend
neonazistischen Partei gewandelt, die einen
„nationalen Sozialismus“ propagiert. Da-
durch war es ihr möglich geworden, auch
Kräfte aus dem Bereich der neonazistischen
Kameradschaften und Subkulturen in die
Parteiarbeit einzubinden undmit Vorstands-
ämtern zu betrauen.
2004 gelang es der NPD im Zeichen der
massenhaften Proteste gegen Hartz IV erst-
malig wieder seit 1968, in ein Landesparla-
ment einzuziehen, und zwar in Sachsen mit
zwölf Abgeordneten. Zwei Jahre später er-
reichte sie in Mecklenburg-Vorpommern
sechs Mandate. Den Zenit ihrer Entwicklung
dürfte die Partei aber mittlerweile über-

schritten haben. Ihre Wahlergebnisse sind
flächendeckend rückläufig, in Sachsen und
Mecklenburg-Vorpommern hat sie zwar
2009 beziehungsweise 2011 den Wiederein-
zug in die Landtage geschafft, allerdings mit
weniger Abgeordneten als zuvor. Vor allem
aber ist die NPD durch heftige Fraktions-
kämpfe und brisante Finanzaffären stark ge-
schwächt. Auch die Fusion mit den Resten
der DVU 2010 konnte den Mitgliederrück-
gang nicht aufhalten. 
Parlamentarische Erfolge des Rechtsextre-
mismus sind in absehbarer Zeit also wenig
wahrscheinlich, auf Bundesebene noch we-
niger als in den Ländern.       Richard Stöss ❚

Richard Stöss ist Professor am Otto-Suhr-
Institut der Freien Universität Berlin.

Kurzfristig und unbeständig
PARLAMENTARISMUS Die Erfolge rechtsextremistischer Parteien seit 1945 sind in Deutschland bisher überschaubar

Ein zerstörtes NPD-Wahlplakat vor der Thüringer Landtagswahl 2009. Die rechtsextreme Partei scheiterte an der Fünf-Prozent-Hürde.

Direkt nach der
Maueröffnung
reisten Rechts-
extremisten in
die DDR, um
Anhänger zu
mobilisieren.
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Parteien

Sie ist der parlamentarische Arm des deut-
schen Rechtsextremismus: die NPD. 1964
gegründet, fristete die nach eigenem Bekun-
den „nationaldemokratische“ Partei jahr-
zehntelang ein Nischendasein, gelangte
aber nach der Wiedervereinigung zu neuer
Stärke. Die Partei bekennt sich zu einem völ-
kischen Nationalismus. Im Parteiprogramm
von 2010 heißt es, Deutschland müsse „das
Land der Deutschen bleiben“ und „es dort,
wo dies nicht mehr der Fall ist, wieder wer-
den“. Mit der bewussten Einbindung von
Neonazis und Skinheads in die Führungs-
strukturen radikalisierte sich die Partei Mit-
te der 1990er Jahre deutlich. Derzeit ist die
NPD in zwei Landesparlamenten vertreten:
in Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern.
Ein Verbotsverfahren gegen die Partei schei-
terte 2003 aus formalen Gründen, weil V-
Leute des Verfassungsschutzes in den Füh-
rungsgremien der Partei eingesetzt worden
waren.

Offiziell distanziert sich die NPD von Gewalt
und Terrorismus und setzt unter ihrem Vor-
sitzenden Holger Apfel auf das Konzept der
„radikalen Seriosität“. Tatsächlich sind aber
viele Kader und Mitglieder eindeutig vorbe-
straft; so etwa der frühere Thüringer NDP-
Vize Ralf Wohlleben, der als Unterstützer der
Zwickauer Zelle gilt. Nach Angaben der Si-
cherheitsbehörden ist die NPD schon lange
gut mit gewaltbereiten Neonazis bei den
freien Kräften oder in Kameradschaften ver-
netzt. So gehörte etwa das NPD-Präsidiums-
mitglied Patrick Wieschke zum Thüringer
Heimatschutz und war an einem Spreng-
stoffanschlag auf einen türkischen Imbiss in
Eisenach beteiligt. Auch die deutsche Volks-
union (DVU) wurde vom Verfassungsschutz
als rechtsextrem eingestuft und konnte
mehrfach in Länderparlamente einziehen.
Sie fusionierte 2011 mit der NPD.

Vereine

Die Warnungen werden seit einigen Jahren
lauter: Rechtsextremisten würden versuchen,
Vereine zu unterlaufen. Besonders betroffen
seien Sportvereine oder Organisationen wie
die freiwillige Feuerwehr oder das Technische

Hilfswerk. Dagegen
schmilzt die Zahl ori-
ginär rechtsextre-
mistischer Vereine:
Immer wieder wer-
den Verbote ver-
hängt. Dies, so das
Innenministerium,
sei ein „Schwer-
punkt der Maßnah-
men des Bundesmi-
nisteriums des In-
nern bei der Be-
kämpfung des
Rech t sex t r em i s -

mus“. So traf es 1994 die Wiking-Jugend,
2008 das Collegium Humanum und 2009 die
Heimattreue Deutsche Jugend. Gerade erst
hat das Landgericht Dresden die verbotene
Kameradschaft Sturm 34, die die Region
Mittweida zur „national befreiten Zone“ ma-
chen wollte, als kriminelle Vereinigung bestä-
tigt. Ende 2011 verbot Bundesinnenminister
Hans-Peter Friedrich (CSU) die Hilfsorganisa-
tion für nationale politische Gefangene und
deren Angehörige: Sie habe versucht, inhaf-
tierte Rechtsextremisten in der Szene zu hal-
ten und so „zur verzeichnenden Radikalisie-
rung der Neonazi-Szene beigetragen“.

Bürgerinitiativen

Sie sind die jüngste Entwicklung bei dem Ver-
such der rechtsextremistischen Szene, sich in
der Gesellschaft zu verankern: Über Bürger-
initiativen will man sich ein Kümmerer-Image
geben und auf kommunaler Ebene auch bei
denen wählbar erscheinen, die bislang nicht
zur Stammklientel gehörten. So gründete sich
vor wenigen Wochen die „Bürgerinitiative
Soziale Alternative Oberpfalz“, deren Zweck
es ist, die „Interessen der deutschstämmigen
Bürgerinnen und Bürger in der Oberpfalz“ zu
wahren. Im sächsischen Kamenz fordert die
„Bürgerinitiative direkte Demokratie“ einen
Bürgerentscheid gegen die geplante zentrale
Unterbringung aller Asylbewerber des Land-
kreises in Kamenz – im Flyer ein Grußwort ei-
nes NPD-Stadtrates.
Was so versucht wird, nennt Dierk Borstel,
Politikwissenschaftler an der Universität Bie-
lefeld, „Strategie der kulturellen Subversi-
on“:Wenn Rechtsextremisten gegen Hartz IV
demonstrieren, sich in Elterninitiativen enga-
gieren oder Hausaufgabenhilfe anbieten,
können sie sich vor allem in strukturschwa-
chen Regionen als zivilgesellschaftliche Akti-
visten in Szene setzen und so Hemmschwel-
len abbauen.

Struktur und 
Organisationen

Kampfgruppen 
im Untergrund
RÜCKBLICK Der Terror von rechts hat in Deutschland eine längere Geschichte

Oktoberfest 1980 in München: 13 Menschen sterben nach einer Bombenexplosion. Die Behörden machen dafür einen Einzelttäter mit rechtsextremen Verbindungen verantwortlich.

Freie Kameradschaften

Ohne feste Struktur agieren die sogenannten
freien Kameradschaften. Das soll vor staatli-
chen Verboten schützen. Die Gruppen han-
deln autonom, sind untereinander aber stark
vernetzt. Das Ziel dieser militanten Neonazis
ist die Besetzung des öffentlichen Raums, sie
sehen sich als Teil des „nationalen Wider-
stands“ gegen das bestehende politische
System.Sie treten hauptsächlich bei Demons-
trationen und Gedenkmärschen in Erschei-
nung. In der jüngsten Zeit sind Aktionsformen
zu registrieren, die
vor allem Jugendli-
che ansprechen sol-
len: etwa Flahsmobs
der „Unsterblichen“,
die ihre Aktionen in
sozialen Netzwerken
verbreiten.
Der Verfassungs-
schutz unterschei-
det zwischen sub-
kulturellen Kame-
radschaften ohne
Hierarchien und mit
eher diffusem Welt-
bild, „das von fremdenfeindlichen, rassisti-
schen und antisemitischen Versatzstücken
bestimmt wird“, und neonationalsozialisti-
schen Kameradschaften mit deutlichen Füh-
rungsstrukturen und starker politischer Aus-
richtung. Als eine Untereinheit gelten die
freien Kräfte, die sich nicht mehr als Teil ei-
ner konkreten Kameradschaft verstehen.
Die freien Kameradschaften gelten als
kleinste Einheit der „nationalen Bewe-
gung“ und sollten nach einem Konzept des
führenden Hamburger Neonazis Thomas
Wulff zufolge jederzeit als „nicht organisier-
te Einheiten“ für den Widerstand mobilisier-
bar sein. So waren etwa die inzwischen ver-
botenen Skinheads „Sächsische Schweiz“,
die vom Dresdner Innenministerium Ende
der 1990er Jahre als eine der gefährlichsten
rechtsextremen Vereinigungen in Deutsch-
land eingestuft worden war, als Kamerad-
schaft organisiert. Die NSU-Terroristen etwa
gehörten zum „Thüringer Heimatschutz“,
einem Zusammenschluss freier Kamerad-
schaften aus ganz Thüringen.

Autonome Nationalisten

Die Autonomen Nationalisten (AN) bilden ei-
ne Sondergruppe der freien Kräfte. Sie traten
in den 1990er Jahren erstmals in die Öffent-
lichkeit und fielen dadurch auf, dass sie mili-
tante Aktionsformen der linksautonomen
Szene übernahmen. Sie propagieren eine
strikt antiparlamentarische Politik und radi-
kale Kampfformen.Auf Demonstrationen tre-
ten sie als „nationaler schwarzer Block“ auf
und sind äußerst gewaltbereit. Das nord-
rhein-westfälische Innenministerium erklärt
den Zulauf der AN damit, dass die Entschei-
dung der NPD, auch Neonazi-Kader in die
Parteiführung zu integrieren, bei Teilen der
Neonazi-Szene „auf deutliche Kritik“ gesto-
ßen sei, „da man sich grundsätzlich nicht in
Parteistrukturen des ,Systems' einbinden las-
sen“ wolle. Schwerpunkt der Aktionen liegt
neben Bayern und Berlin auch im Großraum
Dortmund. Nachdem es zwischen AN und
freien Kameradschaften zunächst Spannun-
gen gab, näherte man sich inzwischen an: So
schrieb eine der Führungsfiguren des natio-
nalen Widerstands, der gebürtige Hamburger
Christian Worch, er sehe hier möglicherweise
einen Generationenwechsel von altgedien-
ten Kadern hin zu „vornehmlich jüngeren, ra-
dikaleren Kameradinnen und Kameraden, die
selbstverantwortliches und selbstbestimmtes
Handeln in den Vordergrund stellen wollen,
weil sie sehen, dass es mit althergebrachten
Werten in der jetzigen Situation nicht wirk-
lich weitergeht“.

Skinhead-Netzwerke

Das bekannteste Skinhead-Netzwerk ist
wohl das „Blood and Honour“ mit Wurzeln
in Großbritannien, das Konzerte vor allem
rechtsextremer Bands organisiert. Als be-
waffneter Arm der Organisation gilt die bri-
tische Terrorgruppe Combat 18, die für eine
Vielzahl gewalttätiger Anschläge verant-
wortlich gemacht wird. Wer dazu gehört, ist
unklar, denn die Gruppe agiert nach dem
Konzept des „führerlosen Widerstands“.

Auch nach dem Verbot der deutschen Divi-
sion 2000 blieben Strukturen bestehen. Im-
mer wieder treten bei diversen Rechtsrock-
Festivals Neonazi-Bands auf. Besondere
Aufmerksamkeit zieht das Netzwerk im Zu-
sammenhang mit der NSU-Aufklärung auf
sich: So soll die Zwickauer Terrorzelle zum
harten Kern der Blood-and-Honour-Bewe-
gung in Jena gehört und von dessen Mitglie-
dern logistische Hilfe erhalten haben. suk ❚

E
s ist ein Satz, der – tausendfach
gedruckt, unzählige Male ver-
linkt – nie mehr zurückzuho-
len ist. Und der ein Schlag ins
Gesicht der Sicherheitsbehör-
den ist: „Auch 2010 waren in

Deutschland keine rechtsterroristischen
Strukturen feststellbar.“ So steht es im Ver-
fassungsschutzbericht des Bundes für das
Jahr 2010. Heute ist klar, dass bis zu dieser
Zeit der „Nationalsozialistische Unter-
grund“  (NSU) zehn Menschen ermordet
hatte. Wie viele Menschen bis heute vom
mörderischen Treiben der drei Zwickauer
Terroristen Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos
und Beate Zschäpe wussten, ist auch Mona-
te nach der Aufdeckung der Taten unklar.
Was im Schock über die Ta-
ten häufig übersehen wird:
Der Rechtsterrorismus in
Deutschland hat eine lange
Geschichte. Bereits Ende der
1960er Jahre, parallel zum
Bedeutungsverlust der NPD
gründeten die NPD-Mitglie-
der Helmut Blatzheim und
Hartwig Neumann die „Eu-
ropäische Befreiungsfront“,
die sich als „Kampfgruppe
gegen den Kommunismus“
verstand und einen An-
schlag plante, um ein Treffen von Bundes-
kanzler Willy Brandt (SPD) mit dem dama-
ligen DDR-Ministerpräsidenten Willy
Stoph zu verhindern.1970 rief Roland Tab-
bert mit der „Nationalen Deutschen Befrei-
ungsbewegung“ eine „neue NSDAP“ ins Le-
ben, die Anschläge auf Einrichtungen der
DDR und der Sowjetunion plante. 

Waffen gehortet Auch die „Nationalsozia-
listische Kampfgruppe Großdeutschland“
um Manfred Knauber hortete Waffen und
Sprengstoff, beschränkte sich aber anders
als die „Gruppe Otte“ unter Leitung des frü-
heren NPD-Mitglieds Hans-Dieter Lepzien
auf die Planungen. Ottes Gruppe dagegen
zündete im Herbst 1977 zwei Bomben.
Nach ihrer Zerschlagung übernahm die

„Wehrsportgruppe Rohwer“, die 1977 und
1978 für sieben Anschläge und Überfälle
verantwortlich war. Die ersten Todesopfer
forderte der Rechtsterrorismus in den
1980er Jahren: Bei einem Schusswechsel
mit der Polizei starben zwei Mitglieder der
„Volkssozialistischen Bewegung Deutsch-
lands/ Partei der Arbeit“, die sich ab Mitte
der 1970er Jahre zum Sammelbecken ge-
waltbereiter Neonazis entwickelt hatte.
Noch gewaltsamer agierten die „Deutschen
Aktionsgruppen“ unter Führung des Alt-Na-
zis Manfred Roeder: Bei einem Brandan-
schlag der Gruppe auf eine Flüchtlingsun-
terkunft im September 1980 starben zwei
Menschen.
Der aber bis heute schlimmste Terrorakt der

deutschen Nachkriegsge-
schichte ereignete sich am
26. September 1980: Bei ei-
ner Bombenexplosion auf
dem Münchener Oktober-
fest wurden 13 Menschen
getötet und mehr als 200
zum Teil schwer verletzt. Als
verantwortlich dafür gilt der
Student Gundolf Köhler,
dem Verbindungen zur
r e c h t s e x t r e m i s t i s c h e n
„Wehrsportgruppe Hoff-
mann“ nachgewiesen wur-

den – die These, dass Köhler Einzeltäter war,
ist bis heute umstritten. Zwei Jahre später
machte die „Hepp-Kexel-Gruppe“ mit einer
Anschlagsreihe auf amerikanische Soldaten
und Einrichtungen sowie mehreren Raub-
überfällen auf sich aufmerksam. Nach einer
Phase der Ruhe wurde der Rechtsterroris-
mus in den 2000er-Jahren wieder virulen-
ter: Zum einen begannen die NSU-Morde,
zum anderen verübte das „Freikorps Havel-
land“ zehn Brandanschläge auf Imbissbu-
deninhaber.
Doch nicht alle Opfer rechter Gewalt lassen
sich dem Begriff Rechtsterrorismus zuord-
nen: Die Angriffe auf Asylbewerberheime in
Hoyerswerda im September 1991 und Ros-
tock-Lichtenhagen im August 1992 gingen
als Pogrome in die Geschichte ein. Nur we-

nig später töteten zwei Neonazis in Mölln
bei einem Brandanschlag auf zwei Häuser
türkischer Familien drei Menschen und ver-
letzten neun schwer. Nur ein halbes Jahr
später starben in Solingen fünf Menschen,
nachdem vier Neonazis ihr Haus angezün-
det hatten. In allen vier Fällen ist die Ein-
ordnung der Angriffe als terroristische Taten
problematisch, wenn man die gängige De-
finition zugrunde legt: Danach ist Terroris-
mus eine Form politischer Gewaltanwen-
dung gegen eine politische Ordnung von
nichtstaatlichen Gruppen, durchgeführt
und geplant in systematischer Form mit
dem Ziel, innerhalb der Bevölkerung Schre-
cken zu verbreiten. In Rostock und Hoyers-
werda hatten Neonazi-Gruppen spontan
angegriffen, unter dem Bei-
fall der Bevölkerung. 
Schon damals wurde sicht-
bar, was sich viele in den
neuen Bundesländern bis
heute nicht gern eingeste-
hen: Dass vor allem der Os-
ten Deutschlands ein
Rechtsextremismus-Pro-
blem hat und dieser dort so
gefährlich ist, weil rechtes
Gedankengut nicht nur in
den Köpfen einiger weniger
Terroristen, sondern in Tei-
len vor allem der jungen männlichen Bevöl-
kerung fest verankert ist. In den neuen Bun-
desländern ist der Anteil gewaltbereiter
Neonazis an der Bevölkerung deutlich hö-
her als im Westen; hier ist die Bereitschaft,
extremistisch zu wählen, so groß, dass die
NPD in Landtagen und vielen kommunalen
Parlamenten sitzt. 
Es gibt Regionen in Südbrandenburg, Ost-
thüringen oder Westsachsen, in denen
Rechtsextremisten politisch und gesell-
schaftlich fest verwurzelt sind – die Grenzen
zwischen NPD-Parteimitgliedern, lose orga-
nisierten Kameradschaften und gewaltbe-
reiten freien Kräften sind dabei fließend, die
personellen Überschneidungen vielfältig.  
Nur bei einem Bruchteil der Opfer rechter
Gewalt in den vergangenen Jahrzehnten las-

sen sich dezidiert terroristische Täter nach-
weisen, ein Großteil starb durch die Hand
ungebundener Rechtsextremisten, häufig
aus spontanen Angriffen heraus. 

Spontane Angriffe So wie der angolani-
sche Vertragsarbeiter Antonio Amadeu, der
im November 1990 von einer Gruppe
rechtsextremer Jugendlicher mit Baseball-
schlägern zu Tode geprügelt wurde. Wie der
Hausbesetzer Silvio Meier, der im Novem-
ber 1992 von einem 17-Jährigen Neonazi
niedergestochen wurde. Wie der algerische
Asylbewerber Farid Guendoul, den im Feb-
ruar 1999 Jugendliche zu Tode hetzten.
Oder wie Marwa El-Sherbini, die im Juli
2009 im Landgericht Dresden von dem

Mann erstochen wurde, der
sie zuvor auf einem Spiel-
platz als „Islamistin“ und
„Terroristin“ beschimpft
hatte.
149 Todesopfer rechter Ge-
walt zählt „Die Zeit“ seit der
Wiedervereinigung, von 181
Toten spricht die Antonio-
Amadeu-Stiftung. Nach der
offiziellen Statistik sind es
63 – erst seit 2001 gilt die
bundesweite Definition zur
Erfassung politisch moti-

vierter Kriminalität (PMK), nach der ihr
Straftaten zugeordnet werden, „wenn in
Würdigung der Umstände der Tat und/oder
der Einstellung des Täters Anhaltspunkte
dafür vorliegen, dass sie gegen eine Person
gerichtet sind wegen ihrer politischen Ein-
stellung, Nationalität, Volkszugehörigkeit,
Rasse, Hautfarbe, Religion, Weltanschau-
ung, Herkunft oder aufgrund ihres äußeren
Erscheinungsbildes, ihrer Behinderung, ih-
rer sexuellen Orientierung oder ihres gesell-
schaftlichen Status“. Die Diskrepanz der
Zahlen ergibt sich vor allem daraus, dass
viele der Straftaten nicht als rechte Gewalt
erfasst werden. Auch bei den NSU-Morden
schloss man lange ein rassistisches Tatmo-
tiv aus. Die Statistiken wurden nun korri-
giert. Susanne Kailitz ❚
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NPD-Bundesvorsitzender Holger Apfel
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Neonazi-Demonstration in Dresden
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Die Weimarer Republik gilt als wehrlose De-
mokratie, ohne Mittel, sich ihrer Vernichter
zu erwehren. Die Mütter und Väter des
Grundgesetzes wollten dagegen eine wehr-
hafte, streitbare Demokratie. Dazu gehören
drei Streit- und Wehrinstrumente: die
Grundrechtsverwirkung, das Parteienverbot
und das Widerstandsrecht, das erst 1968
mit den Notstandsgesetzen ins Grundgesetz
kam. Geht es darum, den Satz von der wehr-
haften Demokratie in die Zivilgesellschaft
von heute zu übersetzen, ist dieses Wider-
standsrecht am wichtigsten: Gewiss nicht
der große, aber der kleine Widerstand ist es-
sentiell für eine lebendige Demokratie. 

Symbolische Bedeutung Die Grund-
rechtsverwirkung nach Artikel 18 Grundge-
setz soll die Reaktion des wehrhaften Staa-
tes auf den Missbrauch von Grundrechten
sein, ist aber praktisch kaum relevant. Es
gab bislang nur wenige Anträge, bei be-
stimmten militanten Neonazis bestimmte
Grundrechte  für „verwirkt“ zu erklären. Das
Bundesverfassungsgericht hat diese Anträge
zurückgewiesen. Die Vorschrift hat vor al-
lem symbolische Bedeutung. Im Handbuch
des Staatsrechts heißt es, dass nichts dafür
spreche, diese von den Eltern des Grundge-
setzes „entzündete Fackel der Demokratie
auszulöschen“.

Die Erfahrungen mit dem Parteiverbot nach
Artikel 21 Absatz 2 Grundgesetz sind
schlecht. Ein erster Versuch, die NPD zu ver-
bieten, scheiterte; derzeit wird ein neuer An-
lauf geprüft. Ginge es nur um braune Ideo-
logie – die deutsche Demokratie müsste die
NPD aushalten. Streitbare Demokratie
streitet nämlich, so lange es irgend geht, mit
Argumenten, nicht mit Verboten. Mit Argu-
menten aber kann sie nicht die Menschen
schützen, die von Rechtsextremisten ge-
schlagen, gehetzt und getötet werden. Dem
Schutz dieser Opfer vor Schlägern, nicht
dem Schutz der Demokratie vor Spinnern,
könnte ein NPD-Verbotsverfahren dienen.
Bei einem Verbot ginge es also nicht darum,
dass es sich der Staat mit seinen Gegnern
leicht macht, sondern darum, dass er alles
tut, um Menschenwürde zu sichern.
Damit ist man beim Kern der streitbaren
Demokratie – beim Widerstand. Wider-
stand? Das klingt gefährlich, klingt nach
Heroismus, da sehen viele den Kerker vor
sich. Kopf und Kragen riskieren wie Mahat-
ma Gandhi, Martin Luther King, Dietrich
Bonhoeffer, Georg Elser, die „Weiße Rose“?
Vielen stellen sich da die Haare auf, sie ver-
binden Widerstand mit Aufruhr und Revo-
lution. Widerstand in Deutschland – das ist
fast immer abgeschlossene Vergangenheit:
Der 20. Juli 1944, der 17. Juni 1953, die

Montagsdemonstrationen in der DDR. Wi-
derstand hierzulande wird reduziert auf die
letzte Notwehrmaßnahme gegen eine ver-
brecherische Obrigkeit, wird meist betrach-
tet als Entartung der bürgerlichen Pflichten,
als etwas, das daher nur gegen ein entarte-
tes Regime eingesetzt werden darf. 

Untauglicher Versuch Kann man Wider-
stand überhaupt rechtlich fassen? Im
Grundgesetz ist es versucht worden. Im Ar-
tikel 20 Absatz 4 heißt es: „Gegen jeden, der
es unternimmt, diese Ordnung zu beseiti-
gen, haben alle Deutschen das Recht zum
Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht
möglich ist.“ Dieser Satz von 1968 war der
Versuch, den Notstandsgesetzen, mit denen
sich der Staat Sonderrechte für Notzeiten
genehmigte, eine rechtsstaatliche Weihe zu
geben – ein untauglicher Versuch. Man
muss das Widerstandsrecht nicht ausdrück-
lich gewähren, weil dieses Recht ohnehin
von keinem Gesetz und keiner Verfassung
genommen werden kann. Vor allem aber
hat Artikel 20 Absatz 4 das Widerstands-
recht nicht aus seinem Ghetto befreit. Dort
sperrt man es ein, indem man es reduziert
auf seine gewalttätigen Extremformen wie
Aufruhr, Umsturz oder Tyrannenmord.
Der Widerstand, den die Demokratie
braucht, hat wenig mit Revolution, aber viel

mit Evolution zu tun. Er verlangt Geduld,
nicht Schafsgeduld, sondern eine geduldige
Ungeduld. Der Rechtsphilosoph Arthur
Kaufmann hat das 1986 so formuliert: „Der
Widerstand gelangt nie ans Ziel, so wenig
der Seemann je den Horizont erreicht. Aber
er ist die bewegende Kraft, deren das Recht
und der Rechtsstaat zu ihrer fortwährenden
Erneuerung und damit zur Verhinderung
ihrer Entartung bedürfen.“ Dieser Wider-
stand ist eine Geisteshaltung, er zwingt den
Weg zwischen Aufruhr und blindem Gehor-

sam. Gibt es solchen Widerstand, gelingt ei-
ner extremen Politik die Mobilisierung der
menschlichen Dummheit nicht, dann
bleibt das Gewissen der Menschen wach. 
Widerstand kann im alltäglichen Wider-
spruch liegen, im Widerstehen, im Sich-Ent-
gegenstellen. Man wird entgegenhalten, das
sei nicht Widerstand, sondern Ausübung
von Rechten: des Rechts auf freie Meinungs-
äußerung, auf Demonstration, auf Glau-
bens- und Gewissensfreiheit, auf Kritik und
Opposition. Das sei erlaubtes, ja gebotenes,

selbstverständliches Handeln im Rahmen
der bestehenden Ordnung – nicht Wider-
stand. Aber Bürgermut ist keine Selbstver-
ständlichkeit; sonst bräuchten wir nicht
Preise, die Zivilcourage auszeichnen. 
Deshalb müssen weder das Wort Mut noch
das Wort Widerstand reserviert bleiben für
das Aufbegehren gegen eine Diktatur. Wi-
derstand – das war 1944 Widerstand gegen
das NS-Regime. Staatsrechtler mögen die-
sen Widerstand gegen ein illegitimes Re-
gime als den einzig legitimen bezeichnen.
Das mag in der juristischen Wissenschaft so
richtig sein – nicht in der Wirklichkeit. Wi-
derstand ist auch in der Demokratie nötig.
Heute heißt er Widerspruch, Zivilcourage,
aufrechter Gang. Er besteht im Mut zu offe-
ner Kritik, in der Demaskierung von Übel-
ständen. Er kann im Stillen, Kleinen passie-
ren, aber auch Sitzblockade heißen oder Pro
Asyl. Widerstand bedeutet heute: Bei Un-
recht nicht wegsehen, Konflikten nicht aus-
weichen – auch nicht einem Boot voller
Flüchtlinge. Arthur Kaufmann hat einmal
davon gesprochen, dass dieser „kleine“ Wi-
derstand beständig geleistet werden muss,
„damit der große Widerstand entbehrlich
bleibt“. Heribert Prantl ❚

Der Autor ist Ressortleiter 
Innenpolitik der „Süddeutschen Zeitung“. 

Der Kern der streitbaren Demokratie 
ZWISCHENRUF Widerspruch, Zivilcourage, aufrechter Gang – ein Plädoyer für den kleinen Widerstand 

D
eutschland ist eine Partei-
endemokratie. Doch
nicht alle Parteien sind
wohlgelitten. Extremisti-
sche Parteien und ihre
Mitglieder gelten nicht

als Stützen des Staates, sondern als Gefahr.
Können sie trotzdem Gleichbehandlung
verlangen?
Das Grundgesetz ist eine parteienfreundli-
che Verfassung. „Die Parteien wirken bei der
Willensbildung des Volkes mit“, heißt es in
Artikel 21. Die Parteien sind also Mittler
zwischen Bevölkerung und Staat. Halb ge-
hören sie noch zur Zivilgesellschaft, halb
sind sie schon Verfassungsorgane. Grund-
sätzlich verlangt das Grundgesetz eine
Gleichbehandlung der Parteien. 

Parteienverbot: Die schärfste Sanktion,
die das deutsche Recht gegenüber Parteien
kennt, ist im Grundgesetz vorgesehen: das
Parteienverbot. Demnach sind Parteien zu
verbieten, die darauf ausgehen, die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung zu be-
seitigen oder zu beeinträchtigen. Weil nur
das Bundesverfassungsgericht eine verfas-
sungswidrige Partei verbieten darf, spricht
man auch vom Parteienprivileg.
Der erste Anlauf, die NPD zu verbieten, hat
auch einige Probleme offengelegt. So erklär-
te das Bundesverfassungsgericht 2003, dass
Politiker in der Führung einer Partei, die ver-
boten werden soll, nicht zugleich als be-
zahlte V-Männer für den Verfassungsschutz
arbeiten dürfen. So sei kein rechtsstaatliches
Verbotsverfahren möglich. Vor Einleitung
eines Verbotsverfahrens müssen deshalb
solche Spitzel „abgeschaltet“ werden, was
die Innenminister von Bund und Länder in-
zwischen auch beschlossen haben.
In den vergangenen Monaten wurde aber
noch eine weitere Hürde deutlich. Der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte
fordert als Voraussetzung für ein Parteiver-
bot, dass die betroffene Partei eine „unmit-
telbare Gefahr“ für die Demokratie darstel-
len muss, sie müsse das „reale Potenzial“
haben, die Macht zu ergreifen. Das wird
man im Fall der NPD derzeit kaum behaup-
ten können. 

Parteienfinanzierung: Als Alternative zu
einem Parteienverbot wird immer wieder
ein Ausschluss extremistischer Parteien von
der staatlichen Parteienfinanzierung gefor-
dert. Meist ist die NPD das Ziel derartiger
Diskussionen. CSU-Politiker haben jedoch
auch schon die Streichung von Zuschüssen
für Die Linke gefordert. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat indes 2004 klargestellt,
dass dies verfassungswidrig wäre. Das
Grundgesetz „verbietet jede staatliche Be-
kämpfung einer Partei, solange das Bundes-
verfassungsgericht sie nicht durch Urteil für
verfassungswidrig erklärt und aufgelöst
hat“, hieß es in einem Beschluss zur Finan-
zierung kleiner Parteien.
Wenn aber das Grundgesetz eine Diskrimi-
nierung der NPD verbietet, dann muss eben
das Grundgesetz geändert werden, sagte
sich 2008 der niedersächsische Innenmi-
nister Uwe Schünemann (CDU) und ließ
sich die Zulässigkeit dieses Wegs durch ein
Gutachten des Rechtsprofessors Volker Ep-
ping bestätigen. Allerdings ist die Zulässig-
keit einer derartigen Grundgesetzänderung
umstritten. Sie könnte gegen die Ewigkeits-
klausel des Grundgesetzes verstoßen, die
unter anderem eine Einschränkung der De-
mokratie verbietet. Immerhin rechnete das
Bundesverfassungsgericht die Chancen-
gleichheit der Parteien zur „freiheitlich-de-
mokratischen Grundordnung“. Derzeit gä-
be es aber auch keine Zwei-Drittel-Mehr-
heit für eine derartige Grundgesetzände-
rung.

Wahlrecht: Wegen der konstitutiven Bedeu-
tung für die Demokratie gilt im Wahlrecht
dem Bundesverfassungsgericht zufolge ein

„strikter“ Grundsatz der Gleichbehandlung.
Parteien dürfen daher bei der Gewährung
öffentlicher Leistungen nicht benachteiligt
werden, etwa bei der Zuteilung von Werbe-
tafeln im Straßenraum oder bei Wahlspots
im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Nur
wenn Strafgesetze verletzt werden, darf ex-
tremistische Wahlwerbung zurückgewiesen
werden. 
Dass etablierte Parteien im Wahlkampf bes-
ser sichtbar sind, hat einen anderen Grund.
Aus Praktikabilitätsgründen haben die Ge-
richte längst ein Konzept „abgestufter Chan-
cengleichheit“ entwickelt. Nur gleich be-
deutende Parteien müssen auch gleich be-
handelt werden. Und die Bedeutung einer
Partei wird dabei vor allem nach den Wahl-
ergebnissen bei früheren Urnengängen be-
messen. Dieses Konzept hält auch die Wahl-

werbung extremistischer Parteien in Gren-
zen, darf aber nicht darauf ausgerichtet sein. 

Staatliche Räume: Wenn eine extremisti-
sche Partei ihren Parteitag in einer öffentli-
chen Stadt- oder Sporthalle abhalten will, so
hat sie einen Anspruch auf einen Mietver-
trag – wenn die Kommune die Räume auch
anderen Parteien zur Verfügung stellt. 

Sparkassenkonten: Der Bundesgerichts-
hof entschied im Jahr 2000, dass öffentlich-
rechtliche Banken, zum Beispiel Sparkas-
sen, keine Konten der NPD kündigen dür-
fen, nur weil die Bankverbindung zu Image-
schäden führen kann. Auch
öffentlich-rechtliche Banken müssen die
Grundrechte, zum Beispiel auf Gleichbe-
handlung, beachten. 

Privatrechtliche Verträge: Wenn extre-
mistische Parteien Räume in privaten Gast-
stätten mieten wollen oder versuchen, ein
Konto bei einem privaten Kreditinstitut zu
eröffnen, können sie sich nicht direkt auf
die Grundrechte berufen. Schließlich gelten
Grundrechte unmittelbar nur gegenüber
dem Staat. Auch das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz schützt nicht vor Diskrimi-
nierung der Weltanschauung im Geschäfts-
verkehr. Kurz vor Beschlussfassung im Bun-
destag war ein entsprechender Passus 2006
gestrichen worden, um zu verhindern, dass
Rechtsradikale sich darauf berufen können.

Verfassungsschutz: Auch Parteien dürfen
durch den Verfassungsschutz beobachtet
und in den Verfassungsschutz-Berichten
von Bund und Ländern erwähnt werden,

wenn sie als extremistisch gelten. Das Bun-
desverfassungsgericht lässt die damit ver-
bundene Pranger- und Stigmatisierungswir-
kung auf bestimmte Parteien ausdrücklich
zu. Sie sei eine „geeignete Vorkehrung zur
Aufklärung der Öffentlichkeit und zur Ab-
wehr verfassungsfeindlicher Bestrebungen“. 
Selbst Parteien, bei denen nur ein Verdacht
besteht, extremistisch zu sein, dürfen im
Verfassungsschutzbericht erwähnt werden.
Allerdings muss dann nach einem Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts von 2005
kenntlich gemacht werden, dass es sich um
einen „Verdachtsfall“ handelt. So ist im
Bundesbericht 2010 etwa die extrem rechte
Wahlbewegung „Pro Köln“ als Verdachtsfall
ausgewiesen. 
Grundsätzlich darf der Verfassungsschutz
auch gewählte Abgeordnete und ihre Parla-
mentsfraktionen überwachen. Das im
Grundgesetz garantierte „freie Mandat“ stel-
le hierfür keine Sperre dar, entschied 2010
das Bundesverwaltungsgericht, sondern
werde vom Prinzip der „wehrhaften Demo-
kratie“ eingeschränkt.
Umstritten ist dies vor allem im Fall der Par-
tei Die Linke, die gegen ihre Überwachung
durch den Verfassungsschutz klagte, jedoch
in der gleichen Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts eine Niederlage erlitt.
Es gebe „Anhaltspunkte“, dass Teile der
Linkspartei die parlamentarische Demokra-
tie und die Grundrechte beseitigen wollten,
urteilte das Gericht. Konkret wurde zum
Beispiel die Kommunistische Plattform ge-
nannt. Diese strebe eine sozialistische Revo-
lution mit nachfolgender „Diktatur des Pro-
letariats“ an. Der Verfassungsschutz dürfe
aber die gesamte Partei beobachten, da de-
ren Entwicklung noch offen sei und ihre ei-
genen oft vagen programmatischen Aussa-
gen ein „Nährboden“ und eine „Ermunte-
rung“ für Linksradikale sein könnten. Die
Gesamtentwicklung einer Partei könne nur
verlässlich verfolgt werden, wenn auch ihre
Spitzenpolitiker überwacht werden. Damit
rechtfertigten die Richter auch die Beobach-
tung des wenig revolutionären Thüringer
Oppositionsführers Bodo Ramelow. Mit
dem Fall will sich in diesem Jahr auch das
Bundesverfassungsgericht befassen.

Berufsverbote: Dass politische Extremis-
ten in Deutschland nicht Beamte sein kön-
nen, ist jahrzehntelange Praxis. Der Radika-
lenerlass aus den 1970er Jahren führte er-
gänzend hierzu nur eine Regelanfrage beim
Verfassungsschutz ein, die vor jeder Einstel-
lung vorgenommen werden musste. Diese
Regelanfrage haben alle Bundesländer spä-
testens nach dem Zusammenbruch der
DDR wieder abgeschafft. Es bleibt aber da-
bei: Beamte dürfen sich auch in ihrer Frei-
zeit nicht extremistisch betätigen, also auch
nicht in einer extremistischen Partei.
Der Ausschluss von Extremisten aus dem öf-
fentlichen Dienst wurde 1975 vom Bundes-
verfassungsgericht gebilligt. Danach kann
auch die Mitgliedschaft in einer verfassungs-
feindlichen Partei ein solchen Ausschluss
begründen, selbst wenn diese noch nicht
vom Bundesverfassungsgericht verboten
wurde. 1996 entschied allerdings der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte im
Fall der niedersächsischen Lehrerin Doro-
thea Vogt, dass die bloße Mitgliedschaft in
einer kommunistischen Partei wie der DKP
keine Entlassung aus dem Beamtenverhält-
nis zur Folge haben darf. Es müsse schon ei-
ne konkrete dienstliche Verfehlung hinzu-
kommen. 
Seit 2009 fordert Mecklenburg-Vorpom-
mern von Bewerbern für Bürgermeister- und
Landratswahlen, dass sie auf dem Boden der
freiheitlich-demokratischen Grundordnung
stehen. Mehrere NPD-Mitglieder wurden
nicht zu Wahlen zugelassen. Gerichte bestä-
tigten die Praxis. Christian Rath ❚

Der Autor arbeitet als 
freier Journalist in Freiburg. 

Klare Regeln 
RECHTSSTAAT Extremistische Parteien dürfen teilweise gezielt
ausgegrenzt und an den Pranger gestellt werden

Widerstand kann auch Sitzblockade heißen – wie hier in Dresden.

Anti-Nazi-Plakat am Tagungsort eines NPD-Parteitages in Neuruppin (unten). Die Stadt musste der Partei die Räume vermieten.
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Instrumente des 
Rechtsstaates 
Mit seinem Paragraf drei bietet das Vereins-
gesetz dem Bundesinnenminister oder der
nach Landesrecht zuständigen Behörde die
Möglichkeit, Vereine zu verbieten, deren
Zwecke oder Tätigkeiten „den Strafgesetzen
zuwiderlaufen“ oder die sich „gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung oder den Gedan-
ken der Völkerverständigung“ richten. Von
dieser Möglichkeit hat der Staat bei der Be-
kämpfung des Rechtsextremismus immer
wieder Gebrauch gemacht: In einer Broschü-
re des Bundesamtes für Verfassungsschutz
(BfV) vom März dieses Jahren werden 36
rechtsextreme Organisationen wie etwa die
„Wehrsportgruppe Hoffmann“, die „Natio-
nalistische Front“ die „Wiking Jugend“, die
„Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei“ oder
das „Collegium Humanum“ aufgelistet, die
1980 oder später vom Bundesinnenminister
oder einem seiner Länder-Kollegen verboten
wurden. Zwei Beispiele aus jüngerer Zeit:

Heimattreue Deutsche 
Jugend (HDJ)
Der 1990 gegründete Verein wurde am 
31. März 2009 vom damaligen Bundesinnen-
minister Wolfgang Schäuble (CDU) verboten.
Dem baden-württembergischen Landesamt
für Verfassungsschutz zufolge zielten die Ak-
tivitäten der HDJ wie bei der 1994 verbote-
nen „Wiking Jugend“ darauf ab, „ein rechts-
extremistisches lebensweltliches Freizeitan-
gebot für die ganze Familie zu bieten“. In der
Verbotsverfügung hieß es unter anderem, die
HDJ richte sich gegen die verfassungsmäßige
Ordnung, lehne „das politische System des
Grundgesetzes und die von ihm garantierte
freiheitliche demokratische Grundordnung
ab“, sehe sich in der Tradition der Hitlerju-
gend und vertrete „auf Grund ihrer Wesens-
gemeinschaft mit dem Nationalsozialismus
auch dessen Rassenideologie“. In ihren Schu-
lungen vermittele sie eine dementsprechend
rassistische, fremdenfeindliche und antisemi-
tische Grundhaltung. „Sie propagiert in Wort
und Schrift ein auf dem Ideal der Volksge-
meinschaft und dem Führerprinzip basieren-
des Staatsgefüge und diffamiert den demo-
kratischen Verfassungsstaat, den sie durch
ein ,neues Reich' ablösen will.“ 

Hilfsorganisation für nationale
politische Gefangene (HNG)
Die am 21. September 2011 von Bundesin-
nenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) ver-
botene „Hilfsorganisation für nationale poli-
tische Gefangene und deren Angehörige“
(HNG) wurde im Verfassungsschutzbericht
2010 als die mit rund 600 Mitgliedern „größ-
te bundesweit aktive neonazistische Organi-
sation“ beschrieben. Der 1979 gegründete
Verein rief laut Verbotsverordnung unter dem
Motto „Drinnen wie draußen eine Front“
zum aktiven Kampf gegen die verfassungs-
mäßige Ordnung auf. „Hierzu vereint sie un-
ter dem Deckmantel einer vermeintlich kari-
tativen Betreuung von Strafgefangenen
Rechtsextremisten nationalistischer Prägung
mit dem Ziel, die rechtsextremistische Szene
in Deutschland organisationsübergreifend zu
stärken und auf deren Radikalisierung hinzu-
wirken“. In diesem Sinne propagiere und be-
fördere die HNG „strafrechtswidriges Verhal-
ten bis hin zum Einsatz von Gewalt als legi-
timem Mittel im Kampf gegen die bestehen-
de verfassungsmäßige Ordnung“. Sie stelle
der bestehenden staatlichen Ordnung ein
„nationalistisches Weltbild rassistischer und
antisemitischer Prägung“ gegenüber und
glorifiziere „Elemente nationalsozialistischer
Vergangenheit“. sto ❚

VERBOTENE VEREINE



V
ielleicht wird der 5. Juli zum
Markstein des Bundestags-
Untersuchungsausschusses,
der Fehlgriffe bei den Er-
mittlungen zu der dem „Na-
tionalsozialistischen Unter-

grund“ (NSU) angelasteten Mordserie an
neun türkisch- und griechischstämmigen
Kleinunternehmern sowie einer Polizistin
durchleuchten soll. Nicht, weil die elf Abge-
ordneten mit dem Rückzug Heinz Fromms
von der Spitze des Bun-
desamts für Verfassungs-
schutz (BfV), der nun vor
ihnen als Zeuge sitzt,
schon nach wenigen Mo-
naten ein Spektakulum
provoziert haben. Be-
merkenswert ist dieser
Tag auch nicht unbedingt
deswegen, weil mit der
Vernichtung von BfV-Ak-
ten zur „Operation Rennsteig“, einem V-
Leute-Einsatz beim rechtsextremistischen
„Thüringer Heimatschutz“ (THS),  nach
dem Auffliegen der NSU-Terrorzelle Ende
2011 ein „unglaublicher Skandal“ (SPD-Ob-
frau Eva Högl) durchgeknetet wird. Für das
Schreddern durch den als „Reißwolf“ fir-
mierenden Referatsleiter M. hat Fromm
„keine überzeugende Erklärung“, die Aktion
habe vertuscht werden sollen, „ich wurde
hinters Licht geführt“. 
Der 5. Juli dürfte dereinst im Abschlussbe-
richt des Bundestagsgremiums vielmehr
deswegen eine zentrale Rolle spielen, weil

man wohl zu einem Kern des Übels vorge-
stoßen ist – dass mit gigantischem Aufwand
nach Mordmotiven vor allem im kriminel-
len Milieu gefahndet wurde, sich aber ein-
fach keine Spur zum NSU auftun wollte. 
Es ist still in der Runde, als Fromm Selbst-
kritisches formuliert: Der Zeuge spricht von
„Borniertheit“ und „analytischer Engfüh-
rung“ bei der Aufklärung. Die Einschätzung
von Gewaltgefahren habe man auf präzise
Erkenntnisse zu konkreten Taten in der Ver-

gangenheit
gegründet ,
w e s w e g e n
man eine
„Braune Ar-
mee Frakti-
on“ nicht für
denkbar ge-
halten habe
und sich das
E n t s t e h e n

terroristischer Zellen nicht habe vorstellen
können. Handfeste Hinweise in dieser Hin-
sicht, sagt Fromm, hätten nicht existiert. Of-
fenbar habe man jedoch seinerzeit die
rechtsextreme Ideologie nur unzureichend
begriffen und deshalb „Schlimmeres“ nicht
bedacht: „Verstehen wir die Bedrohung rich-
tig?“ Das bittere Fazit des obersten Geheim-
dienstlers: „Eine schwere Niederlage für die
Sicherheitsbehörden“.  
Anders formuliert: Hätten Polizei und Ge-
heimdienste auch das „Schlimmere“ erwo-
gen, hätte man etwa die erstaunlich nahe
zum NSU-Trio führende „Spur 195“ eines

Profilers über Täter mit fremdenfeindli-
chem Motiv wohl gründlicher verfolgt. Und
eventuell hätte man einzelne Puzzleteile
wie das nach einem Nagelbombenattentat
2004 in Köln nahe dem Tatort gefundene
Flugblatt mit Formulierungen Richtung
Rechtsextremismus anders gewichtet. Die
„fast schon professionelle Geheimhaltung“
des NSU, die Jörg Ziercke, Präsident des
Bundeskriminalamts (BKA), bei seinem
Auftritt vor dem Ausschuss im Juni erwähnt,
wäre vielleicht durchbrochen worden.
Durch Fromms Nachdenklichkeit kann sich
Linke-Sprecherin Petra Pau bestätigt sehen,
die oft insistiert, Ermittlungspannen seien
wesentlich auf die generelle Unterschätzung
der vom rechtsextremistischen Spektrum
ausgehenden Gefahren zurückzuführen.

»Fassungslos« Vor diesem Hintergrund
einzuordnen sind viele Mängel im Kleinen,
die als jeweiliger Einzelfall den Misserfolg
der Ermittlungen insgesamt nicht unbe-
dingt zu erklären vermögen. Manche Abge-
ordnete zeigen sich „fassungslos“. So sind
die vernichteten BfV-Akten, die über eine
Rekonstruktion doch inspiziert werden
konnten, offenbar zwar nicht sehr wichtig,
jedenfalls scheint niemand vom NSU als
Spitzel angeworben worden zu sein. Doch
die Parlamentarier erregen sich über das
Durcheinander bei den Regeln zur Lö-
schung von Unterlagen in Fromms Behör-
de: Das sei eine „Lotterie“, sagt Unions-Ob-
mann Clemens Binninger (CDU), Hartfrid
Wolff (FDP) sieht das Vertrauen in das BfV

„geschreddert“. Inzwischen wurde bekannt,
dass ein Teil der „Rennsteig“-Akten sogar
erst vernichtet worden sein soll, als die Be-
hördenleitung diese Aktion schon gestoppt
habe – über diese Ungereimtheiten will der
Ausschuss am Donnerstag beraten. 
„Stümperhaft“: So vernichtend urteilt Bern-
hard Falk, Ex-BKA-Vize, Mitte Juni im Aus-
schuss über die zwischen Bundes- und Lan-
desebene zersplitterten Ermittlungen. Die
Abgeordneten kritisieren die mangelnde
Kooperation, ja das Gegeneinander der Si-
cherheitsbehörden. Grünen-Sprecher Wolf-

gang Wieland: „Polizei und Geheimdienste
haben sich blockiert.“ Mehrfach stritten
BKA und Bayern, ob man zentral oder regio-
nal ermitteln solle: Im Herbst muss Wolf-
gang Schäuble als Zeuge erklären, wieso er
2006 als Innenminister die Federführung
nicht dem BKA übertrug. Der CDU-Politiker
wird auch zu erläutern haben, warum da-
mals beim BfV die eigenständige Abteilung
Rechtsextremismus mit dem Ressort Links-
extremismus vereint wurde. 
Die bayerische Sonderkommission „Bospo-
rus“ ging davon aus, dass der Landes-Verfas-

sungsschutz ihre Anfrage nach eventuell als
Täter infrage kommenden Rechtsextremis-
ten bundesweit startet, was freilich nicht ge-
schah. Die Schlapphüte lieferten der Soko
auch erst nach acht Monaten eine Liste mit
Nürnberger Rechtsextremisten. Innerhalb
des Geheimdienst-Verbunds herrscht ein
Verwirrspiel über Spitzeleinsätze: Laut
Fromm informiert das BfV wie bei der von
1996 bis 2003 laufenden „Operation Renn-
steig“ zwar die Kollegen der jeweiligen Lan-
desverfassungsschutzbehörde über eigene
V-Leute, umgekehrt geschehe dies jedoch
nicht. Allerdings soll das BfV nach der Aus-
sage eines Mitarbeiters des Erfurter Landes-
amts vor dem Thüringer U-Ausschuss sehr
wohl unterrichtet gewesen sein über die An-
werbung des THS-Anführers Tino Brandt. 
Hätte eine gründliche Sprengstoffanalyse
nach einem Anschlag auf das Geschäft eines
Iraners 2001 in Köln samt genauem Ab-
gleich mit ähnlichen Vorfällen in entspre-
chenden Dateien zum NSU führen können?
Der zuständige Ermittler Edgar Mittler
wusste damals nicht, dass zu jener Zeit nach
der untergetauchten NSU-Gruppe, bei der
Rohrbomben und Sprengstoff gefunden
worden waren, republikweit gefahndet wur-
de. Warum wurde die Tatwaffe der Mordse-
rie nicht frühzeitig bei einem Mittelsmann
in der Schweiz entdeckt, obwohl dieser im
Visier der Polizei war? Für Erheiterung sorgt,
dass die Polizei in Hamburg einen persi-
schen „Metaphysiker“ zwecks Befragung ei-
nes Opfers im Jenseits kontaktierte und in
Nürnberg eine Dönerbude betrieb.
Mit Spannung wird der Auftritt von Hessens
Ministerpräsidenten Volker Bouffier (CDU)
und Ex-Verfassungsschutz-Chef Lutz Irrgang
im September erwartet: Sie sollen das Rätsel
klären, was es damit auf sich hat, dass bei
einem Mord in Kassel 2006 ein Geheim-
dienstler kurz zuvor am Tatort war. Auch
dieser inzwischen aus dem Dienst geschie-
dene Mann soll gehört werden.
Bislang noch kein Thema im Bundestagsgre-
mium war, was im Thüringer Ausschuss
schon Aufregung provoziert hat: Hätte 1998
bei einer offenbar nicht sehr professionell
organisierten Suche der Polizei nach einer
Bombenwerkstatt in drei Jenaer Garagen
NSU-Mitglied Uwe Böhnhardt nicht unge-
hindert davonziehen können, wäre es viel-
leicht nicht zu der Mordserie gekommen –
erst danach nämlich tauchte das Trio unter. 

»Knallharte Konsequenzen« Schon wird
eifrig über Folgen des Versagens der Behör-
den diskutiert. Eine Remedur dürfte beim
BfV anstehen, Innenminister Hans-Peter
Friedrich (CSU) kündigt „knallharte Konse-
quenzen“ an. Auch die Sicherheitsarchitek-
tur insgesamt wird überprüft. Viele Ideen
kursieren: Soll die Zahl der Verfassungs-
schutzämter reduziert werden, braucht der
Generalbundesanwalt mehr Kompetenzen,
muss der Einsatz von V-Leuten reformiert
werden? Justizministerin Sabine Leutheus-
ser-Schnarrenberger (FDP) hinterfragt den
Sinn des Militärischen Abschirmdienstes,
der auch an der anscheinend erfolglosen
„Operation Rennsteig“ beteiligt war.
Als wichtig gilt ein weitreichender Informa-
tionsaustausch. Diese Forderung birgt je-
doch Brisanz in sich: Steht das allseits hoch-
gehaltene Trennungsgebot zwischen Ge-
heimdiensten und Polizei dann nur noch
auf dem Papier (siehe Seite acht)? Ein baye-
rischer Verfassungsschützer: Wäre man dem
anfänglichen Auskunftsersuchen der Soko
„Bosporus“ nachgekommen, hätte man alle
3.500 beim Landesamt registrierten Rechts-
extremisten nennen müssen – „und dann
stellt sich die Frage, wozu man noch zwei
Behörden braucht“. Karl-Otto Sattler ❚
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„Ein Untersuchungsausschuss“, sagte der-
einst Ex-Außenminister Joschka Fischer
(Grüne), „ist erstens ein Kampfinstrument,
zweitens ein Kampfinstrument und drittens
ein Kampfinstrument“. Das mag für den ei-
nen Untersuchungsausschuss des Bundesta-
ges mehr gelten als für den anderen – eher
weniger für den aktuellen NSU-Ausschuss,
mit dem der Bundestag erstmals ein solches
Gremium auf gemeinsamen Antrag aller
Fraktionen hin eingesetzt hat. Gleichwohl
gelten parlamentarische Untersuchungs-
ausschüsse als das „schärfste Schwert der
Opposition“ – nicht zuletzt, weil sie von ei-
ner Minderheit im Parlament auch gegen
den Willen der jeweiligen Regierungsmehr-
heit durchgesetzt werden können: „Der
Bundestag hat das Recht und auf Antrag ei-
nes Viertels seiner Mitglieder die Pflicht, ei-
nen Untersuchungsausschuss einzusetzen“,
heißt es dazu im Grundgesetz-Artikel 44
Absatz 1. Nach Absatz 2 finden auf Beweis-
erhebungen „die Vorschriften über den
Strafprozess sinngemäß Anwendung“; laut
Absatz 3 sind Gerichte und Verwaltungsbe-
hörden „zur Rechts- und Amtshilfe ver-
pflichtet“. 

39 U-Ausschüsse eingesetzt Im Laufe sei-
ner Geschichte hat der Bundestag 39 Unter-
suchungsausschüsse eingesetzt, oft zu poli-
tisch heiklen Themen wie  Spionageaffären
oder Parteispendenskandalen, die von der
Öffentlichkeit mit entsprechend großer
Aufmerksamkeit verfolgt wurden. Zudem
konstituierte sich der Verteidigungsaus-
schuss seit 1949 in insgesamt 14  Fällen als

Untersuchungsausschuss – er kann sich als
einziger Bundestagsausschuss selbst als Un-
tersuchungsausschuss einsetzen. „Auf An-
trag eines Viertels seiner Mitglieder hat er
die Pflicht, eine Angelegenheit zum Gegen-
stand seiner Untersuchung zu machen“,
schreibt die Verfassung dazu in Artikel 45 a
vor. 
Im Jahr 2001 ist das Untersuchungsaus-
schussgesetz in Kraft getreten, in dem die
Rechte des Gremiums festgeschrieben und
ausgedehnt wurden.  Danach kann sich der
Ausschuss von einem Ermittlungsbeauftrag-
ten unterstützen lassen, Akteneinsicht ver-
langen und Zeugen vorladen sowie notfalls

deren Erscheinen erzwingen. Bei einer
Zeugnisverweigerung kann er ein Ord-
nungsgeld in Höhe von bis zu 10.000 Euro
verhängen und Zeugen in Haft nehmen las-
sen. 
Im Sommer 2009 gab das Bundesverfas-
sungsgericht Klagen der damaligen Opposi-
tion aus FDP, Die Linke und Grünen gegen
eingeschränkte Aussagegenehmigungen für
Zeugen im „BND-Ausschuss“ und verwei-
gerter Aktenherausgabe statt.  Die Bundes-
regierung habe damit das Informations-
und Untersuchungsrecht des Bundestages
aus Artikel 44 des Grundgesetzes verletzt,
urteilten die Richter damals. sto ❚

Kanzlerin als Zeugin: Angela Merkel (CDU) 2011 beim Kundus-Untersuchungsausschuss 

NSU-AUSSCHUSS Das Durchleuchten der Ermittlungen zeigt eine beschränkte Behördensicht nach rechts

Fahnder mit Tunnelblick  

»Polizei und
Geheimdienste
haben sich 
blockiert.«
Wolfgang Wieland (Grüne)
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»Schärfstes Schwert der Opposition« 
BUNDESTAG Untersuchungsausschüsse können von einer Minderheit durchgesetzt werden

Der Untersuchungsaus-
schuss hat schon in kurzer
Zeit viele Missstände bei
den Ermittlungen zur Mord-
serie aufgedeckt. Welches
Urteil fällen Sie über die Si-
cherheitsbehörden? 
Bereits jetzt lässt sich feststel-
len, dass die Kooperation
zwischen den Behörden stark
verbesserungsbedürftig ist,
da liegt ein Kardinalproblem.
Unsere bisherigen Erkennt-
nisse deuten darauf hin, dass
auch die Sicherheitsarchitek-
tur optimiert werden muss.

Welches waren in Ihren
Augen die gravierendsten
Defizite bei den erfolglosen
Ermittlungen?
Beispielsweise hat der bayeri-
sche Verfassungsschutz die
von der Polizei erbetenen In-
formationen zu Rechtsextre-
misten, die eventuell als Tä-
ter in Frage kommen könn-
ten, erst nach acht Monaten
übermittelt. Die Polizei hat
dies hingenommen, und der
Verfassungsschutz hat von
sich aus nichts weiter zur Auf-
klärung beigetragen. Dieser
Vorgang zeigt, dass nicht alles
getan wurde, um die Täter
aufzuspüren. Die Ermittlun-

gen liefen in zwei Richtun-
gen, einerseits im Bereich or-
ganisierter Kriminalität und
andererseits im Blick auf
fremdenfeindliche Motive.
Dieser Ansatz wurde aber nur
oberflächlich bearbeitet.
Stattdessen verfiel man auf
seltsame Ideen wie den Be-
trieb einer Dönerbude durch
die Polizei in Nürnberg oder
das Gespräch mit einem
Geisterbeschwörer in Ham-
burg. Offenbar hat man die
vom gewalttätigen Rechtsex-
tremismus ausgehenden Ge-
fahren nicht realistisch einge-
schätzt und sich einen sol-
chen Hintergrund der Morde
nicht vorstellen können.
Man hätte es besser wissen
können.

Wenn nun bei den Er-
mittlungen alles optimal ge-
laufen wäre: Wäre dann die
Aufklärung gelungen? Die
NSU-Zelle ging doch höchst
konspirativ vor.
Auch bei einer professionel-
leren Arbeit der Behörden
hätte es keine Garantie gege-
ben, das NSU-Trio als Täter
zu identifizieren. Aber die
Wahrscheinlichkeit wäre
ganz sicher höher gewesen. 

Welche Änderungen bei
Polizei und Geheimdiensten
zeichnen sich schon jetzt als
nötig ab?
Bereits heute ist erkennbar,
dass mehr Informations-
pflichten geboten sind, die
jetzigen Ermessensspielräu-
me müssen eingeschränkt
werden. Eigensinn und Bor-
niertheit dürfen nicht dazu
führen, dass Verbrechensauf-
klärung behindert wird.

Aber höhlt ein weitrei-
chender Informationsaus-
tausch zwischen Polizei und
Nachrichtendiensten nicht
das Trennungsgebot aus? 
Es geht um einen besseren
Austausch von Erkenntnis-
sen, nicht darum, die Be-
schaffung von Informatio-
nen in eine Hand zu legen.
Ich möchte nicht in einem
Land leben, in dem die Poli-
zei geheimdienstliche Me-
thoden anwendet. Ich will
aber auch nicht in einem
Land leben, in dem Nach-
richtendienste sicherheitsre-
levante Erkenntnisse der Po-
lizei nicht mitteilen.

Das Interview führte 
Karl-Otto Sattler.

FÜNF FRAGEN ZU: ERMITTLUNGSPANNEN 

SEBASTIAN EDATHY
Vorsitzender des
NSU-Untersuchungs-
ausschusses
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»Die
Kooperation
zwischen den
Behörden ist
verbesserungs-
würdig.« 
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Noch verbliebene Akten zur Operation „Rennsteig“ und dem „Thüringer Heimatschutz“  stehen am 5. Juli verschlossen in einem Drahtgestell im Anhörungssaal des Untersuchungsausschusses.

>STICHWORT

> Thüringen Im Landtag prüft ein U-Ausschuss unter Vorsitz
von Dorothea Marx (SPD), warum Polizei und Verfassungs-
schutz des Landes bei der Fahndung nach dem aus Jena
stammenden NSU-Trio erfolglos blieben. Inzwischen muss-
te Geheimdienstchef Thomas Sippel (rechts) gehen.

> Sachsen Im Landtag recherchiert ein U-Ausschuss unter
Leitung von Patrick Schreiber (CDU), wieso die NSU-Zelle
unerkannt von den sächsischen Behörden in Zwickau leben
konnte. Vergangene Woche gab Sachsens Verfassungs-
schutzpräsident Reinhard Boos sein Amt auf.

> Bayern Unter Vorsitz von Franz Schindler (SPD) durchleuch-
tet im Landtag ein U-Ausschuss die Hintergründe der fünf
in Bayern verübten Morde.

LANDTAGE – Untersuchungsauschüsse auch in Dresden, Erfurt und München 
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Eröffnung des Gemeinsamen Abwehrzentrums gegen Rechtsextremismus im Dezember 2011. Ziel ist eine bessere Kooperation und Koordination der Polizei- und Verfassungsschutzbehörden von Bund und Ländern.
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Die Trennung von Polizei und Inlandsge-
heimdienst ist eine deutsche Besonderheit.
In den meisten Staaten, auch in westlichen
Demokratien, kennt man sie nicht. Dort
gibt es Geheimdienste, die auch polizeiliche
Befugnisse haben, also zum Beispiel Räume
durchsuchen und Personen festnehmen
dürfen. Die deutsche Sondersituation ist ei-
ne Folge der NS-Herrschaft mit ihrer all-
mächtigen Geheimen Staatspolizei (Gesta-
po). Als nach dem Krieg das Grundgesetz
geschaffen wurde, wollten die westlichen
Siegermächte eine solche Machtzusammen-
ballung verhindern. 

Alliierter »Polizeibrief« Am 14. April
1949 intervenierten die Alliierten in die
Schlussberatungen des Grundgesetzes mit
ihrem  „Polizeibrief“. Darin forderten sie,
das neu geplante Bundesamt für Verfas-
sungsschutz „soll keine Polizeibefugnisse
haben“. Es sollte also nur Informationen
sammeln. Die Deutschen fügten sich und
setzten die alliierte Vorgabe um. 
Der Polizeibrief gilt heute indes nicht mehr.
Spätestens mit der Wiedervereinigung sind
die letzten Besatzungsvorbehalte entfallen.
Allerdings ist ein Grundgedanke des Poli-
zeibriefs ins Grundgesetz eingeflossen: Arti-
kel 87 sieht unterschiedliche Zentralstellen
des Bundes für die Kriminalpolizei und den
Verfassungsschutz vor. Das Bundeskrimi-
nalamt und das Bundesamt für Verfassungs-
schutz dürfen also nicht zu einer neuen Su-
per-Sicherheitsbehörde fusioniert werden. 
Ob dem Grundgesetz über das Fusionsver-
bot hinaus ein „Trennungsgebot“ für Poli-

zei und Geheimdienste entnommen wer-
den kann, ist umstritten. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat dies schon mehrfach dis-
kutiert, zuletzt 2010 in einer Entscheidung
zum Ankauf von Steuersünder-CDs durch
den Bundesnachrichtendienst. Bisher hat es
die Frage aber immer offen gelassen, weil sie
nicht entscheidungserheblich war. 
Ein solches verfassungsrechtliches Tren-
nungsgebot würde dann besagen, dass Ge-
heimdienste „keine Vernehmungen, Durch-
suchungen, Beschlagnahmen durchführen
und anderen Zwang ausüben dürfen“, hieß
es in den Karlsruher Erwägungen. Dies ent-
spräche dem alliierten Polizeibrief und
auch der bestehenden gesetzlichen Lage. 
Dagegen hat die Polizei in den vergangenen
Jahrzehnten viele Ermittlungsbefugnisse er-
halten, die früher als geheimdienst-typisch
galten. So kann die Polizei Telefone und
Räume abhören oder Polizeibeamte als Ver-
deckte Ermittler in bestimmte Szenen ein-
schleusen. Dies ist zwar politisch nicht un-
umstritten, in der Regel wird darin aber kein
Widerspruch gegen ein verfassungsrechtli-
ches Trennungsgebot gesehen. 
In den letzten Jahren wird verstärkt über
den Informationsaustausch zwischen Poli-
zei und Verfassungsschutz diskutiert.
Grundsätzlich ist dieser bisher erlaubt. In
Bundes- und Landesgesetzen finden sich
zahlreiche Regelungen, wonach die Polizei
dem Verfassungsschutz unter bestimmten
Bedingungen Informationen geben darf
und umgekehrt. 
Eine neue Qualität bekam der Informati-
onsaustausch aber durch die Anti-Terror-

Datei, die 2007 ihre Arbeit aufnahm und
Personen aus dem Bereich des internationa-
len islamistischen Terrors erfasst. Sie soll
den Informationsaustausch zwischen Poli-
zei- und Verfassungsschutz erleichtern. Auf
bestimmte Grunddaten wie Name und
Lichtbild haben alle angeschlossenen Be-
hörden dabei direkten Zugriff. 
Dagegen hat der pensionierte Oldenburger
Richter Robert Suermann eine Verfassungs-
beschwerde erhoben. Er kritisiert, dass die
Polizei so an Informationen des Verfas-
sungsschutzes kommt, die sie selbst nicht
hätte erheben dürfen. Denn die Polizei dür-

fe nur bei einem konkreten Verdacht tätig
werden, der Geheimdienst schon im Vor-
feld davon. 
Das Bundesverfassungsgericht will noch im
Jahr 2012 über die Klage Suermanns ent-
scheiden. Es wird erwartet, dass Karlsruhe
dann die Konturen des Trennungsgebots
näher beschreiben wird. Dies wäre auch für
die frisch beschlossene Rechtsextremismus-
Datei (siehe Artikel oben) interessant gewe-
sen. Doch der Bundestag wollte das Karls-
ruher Urteil nicht abwarten. Und Karlsruhe
sah offensichtlich auch keinen Grund, sich
etwas zu beeilen. Christian Rath ❚

Eine Lehre aus der NS-Zeit 
TRENNUNGSGEBOT Polizei und Verfassungsschutz dürfen nicht fusionieren. Ob es weitere Anforderungen gibt, ist umstritten

S
eit der Entdeckung der Zwick-
auer Terrorzelle „Nationalsozi-
alitischer Untergrund“ und ih-
rer Taten wird landauf, landab
ein mangelnder Informations-
austausch und ungenügende

Zusammenarbeit zwischen den Polizei- und
Verfassungsschutzbehörden von Bund und
Ländern beklagt. Schon kurz nach der Auf-
deckung des NSU hatte Bundesinnenminis-
ter Hans-Peter Friedrich (CSU) am 22. No-
vember vergangenen Jahres im Bundestag
eine „bessere Verzahnung von Polizei und
Verfassungsschutz“ sowie „zwischen der
Ebene Bund auf der einen Seite und der Ebe-
ne Länder auf der anderen Seite“ ange-
mahnt. Zugleich kündigte der Ressortchef
damals zwei Maßnahmen an, die eben die-
ser besseren Verzahnung dienen sollen: die
Gründung des „Gemeinsamen Abwehrzen-
trum gegen Rechtsextremismus“ (GAR) und
eine von Polizeibehörden und Nachrichten-
diensten gemeinsam geführte Rechtsextre-
mismus-Datei (RED). 

Gesetz verabschiedet Nur wenige Wo-
chen später, am 16. Dezember,  konnte
Friedrich das Gemeinsame Abwehrzentrum
eröffnen. Den von der Bundesregierung ein-
gebrachten Gesetzentwurf „zur Verbesse-
rung der Bekämpfung des Rechtsextremis-
mus“ (17/8672), mit dem die Rechtsgrund-
lage für die Errichtung und Nutzung der
neuen Datei geschaffen wird, verabschiede-

te der Bundestag Ende Juni in modifizierter
Form (17/10155) mit den Stimmen der
schwarz-gelben Koalition und der Sozialde-
mokraten gegen das Votum der Links- und
der Grünen-Fraktion; den  Bundesrat pas-
sierte das Gesetz Anfang Juli. 
Vorbild des GAR ist das zur Bekämpfung des
islamistischen Terrorismus
seit Dezember 2004 beste-
hende Gemeinsame Terror-
abwehrzentrum; Ziel ist ei-
ne bessere Kooperation und
Koordination der Sicher-
heitsbehörden beim Kampf
gegen Rechtsextremismus. 
Dazu arbeitet unter dem
Dach des GAR eine beim
Bundesamt für Verfassungs-
schutz (BfV) in Köln ange-
siedelte „nachrichtendienst-
liche Informations- und
Analysestelle“ (Nias) sowie eine beim Bun-
deskriminalamt (BKA) in Meckenheim ver-
ortete „polizeiliche Informations- und Ana-
lysestelle“ (Pias). Dabei sind in der Pias ne-
ben dem BKA auch die Landeskriminaläm-
ter, die Bundespolizei, der General-
bundesanwalt sowie Europol vertreten,
während die Nias außer BfV-Vertretern auch
Experten der Landesämter für Verfassungs-
schutz und des Militärischen Abschirm-
dienstes (MAD) umfasst. Dabei ist auch ei-
ne Einbindung des Bundesnachrichten-
dienstes (BND) möglich. Diese Vertreter der

Sicherheitsbehörden treffen sich in einem
Plenum sowie in festen Arbeitsgruppen, um
Erkenntnisse auszutauschen, Gefährdungs-
potenziale zu analysieren oder neue Be-
kämpfungsansätze zu entwickeln. 
Organisatorisch angebunden beim BfV, gibt
es seit Dezember zudem die Organisation

„Koordinierte Internetaus-
wertung Rechtsextremis-
mus“ (KIAR), in der eben-
falls Polizei und Verfas-
sungsschutz einbezogen
sind. Hier geht es darum, In-
ternetaktivitäten der rechten
Szene zu recherchieren und
gegebenenfalls Strafverfah-
ren zu initiieren.    
Während die Einrichtung
des GAR per Erlass zu regeln
war, musste die Rechtsextre-
mismus-Datei (RED) den

Gang durch die Gesetzgebung antreten.
Nachdem das Gesetz nun die letzte parla-
mentarische Hürde genommen hat, ist die
Betriebsaufnahme in einer ersten Stufe  zum
1. September 2012 vorgesehen, wie Fried-
richs Ressort nach dem Placet der Länder-
kammer mitteilte. Die Vorarbeiten zur Ein-
richtung der Datei beim BKA und den teil-
nehmenden Behörden bei Bund und Län-
dern seien bereits in Angriff genommen
worden, hieß es.  
Die vom Gesetzgeber jetzt beschlossenen
Regelungen lehnen sich danach weitgehend

an das Gesetz zur Schaffung der seit 2007
betriebenen Antiterrordatei an. Genutzt
werden soll die zentrale Datei vom BKA,
von der Bundespolizei und den Landeskri-
minalämtern sowie den Verfassungsschutz-
behörden von Bund und Ländern und dem
MAD. Bislang führen zwar Polizeien und
Nachrichtendienste jeweils eigene Dateien
zum Rechtsextremismus, doch gibt es keine
Verknüpfung dieser Datenbestände. 
Durch die gemeinsame Verpflichtung, in der
neuen Datei alle relevanten Daten zu ge-
waltbezogenen Rechtsextremisten zu spei-
chern, wird laut Bundesinnenministerium
„jeder teilnehmenden Behörde der soforti-
ge Zugriff auf Angaben zu bestimmten Per-
sonen und Objekten ermöglicht“. Dieses
Abrufverfahren führe dazu, dass einzelne
Erkenntnisse einer Behörde anderen leich-
ter zugänglich gemacht werden und somit
der Informationsaustausch verbessert wird.   
Eine neue Funktion im Vergleich zur Anti-
terrordatei besteht dem Ressort zufolge da-
rin, die Daten der RED „weitergehend nutz-
bar zu machen“. Zwischen Personen, Grup-
pierungen und Objekten könnten direkt in
der Datei „Zusammenhänge als Grundlage
für Recherchen und Analysen für die weite-
re Ermittlungsarbeit hergestellt werden“.  
Erfasst werden soll in der RED laut Gesetz
neben rechtsextremistischen Vereinigungen
und Gruppierungen, wer „als Täter oder
Teilnehmer einer rechtsextremistischen Ge-
walttat“ beschuldigt oder verurteilt ist. Fer-

ner sollen unter anderem die Daten von Per-
sonen gespeichert werden, „bei denen Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen“, dass sie
einer terroristischen Vereinigung „mit
rechtsextremistischem Hintergrund ange-
hören oder diese unterstützen“ oder dass sie
„rechtsextremistische Bestrebungen verfol-
gen und in Verbindung damit zur Gewalt
aufrufen, die Anwendung von rechtsextre-
mistisch begründeter Gewalt als Mittel zur
Durchsetzung politischer Belange unterstüt-

SICHERHEITSBEHÖRDEN Der Informationsfluss zwischen Polizei und Verfassungsschutz wird verbessert

Verzahnt gegen Rechts  

»Wir 
brauchen 

einen 
schnellen

Informations-
austausch.«

Clemens Binninger (CDU)

>KOMPAKT

> Zwei Säulen Neben dem „Gemeinsamen
Abwehrzentrum gegen Rechtsextremis-
mus“ soll eine neue Datei als zweite Säu-
le den Informationsaustausch zwischen
Polizeien und Geheimdiensten verbessern.

> Rechtsextremismus-Datei Die Ver-
bunddatei soll von BKA, Bundespolizei
und Landeskriminalämtern sowie den Ver-
fassungsschutzbehörden von Bund und
Ländern und dem MAD genutzt werden.

> Abwehrzentrum Hier sind außer den ge-
nannten Behörden auch der Generalbun-
desanwalt und Europol vertreten. Auch ei-
ne Einbindung des Bundesnachrichten-
dienstes ist möglich.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln hat keine Polizeibefugnisse.
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zen, vorbereiten oder durch ihre Tätigkeiten
vorsätzlich hervorrufen“. Auch soll die RED
die Daten von Kontaktpersonen enthalten,
die „den Sicherheitsbehörden aufgrund von
Tatsachen als Angehörige der rechtsextre-
mistischen Szene bekannt sind“, wenn sie
mit den anderen genannten Personen
„nicht nur flüchtig oder in zufälligem Kon-
takt stehen und durch sie weiterführende
Hinweise für die Aufklärung oder Bekämp-
fung des gewaltbezogenen Rechtsextremis-
mus zu erwarten sind“.  

»Erweiterte Grunddaten« Unterschieden
wird in der Datei zwischen den sogenann-
ten Grunddaten wie Namen, Geschlecht,
Geburtsdatum und -ort und den „erweiter-
ten Grunddaten“, die von „Adressen für
elektronische Post“ über Fahrlizenzen und
Sprachkenntnissen bis hin zu „Zugehörig-
keit zu rechtsextremistischen Netzwerken
und sonstigen rechtsextremistischen Grup-
pierungen“ reichen. Fragt nun eine der be-
teiligten Behörden die Datei zu Personen
ab, erhält sie im Falle eines Treffers Zugriff
auf die gespeicherten Grunddaten des Be-
treffenden. Auf die erweiterten Grunddaten
dagegen darf sie nur im sogenannten Eilfall
unmittelbar zugreifen, sofern „keine An-
haltspunkte vorliegen, dass die Behörde, die
die Daten eingegeben hat, den Zugriff (...)
verweigern würde“. In den anderen Fällen
kann die abfragende Behörde auf die zu Per-
sonen gespeicherten erweiterten Grundda-
ten bei einem Treffen nur dann Zugriff er-
halten, „wenn die Behörde, die die Daten
eingegeben hat, dies im Einzelfall auf Ersu-
chen gewährt“.   

Streit um Trennungsgebot Dabei ist die
Eilfallregelung nicht unumstritten. So ver-
wies der Grünen-Parlamentarier Wolfgang
Wieland in der Schlussdebatte des Bundes-
tages über das Gesetz darauf, dass ein sol-
cher Eilfall bei der Antiterrordatei nur ein-
mal eingetreten sein und der – an der RED
nicht beteiligte – BND diesen Fall „durch ei-
nen Wochenendschlaf ausgelöst haben“
soll. „Ein Behördenversagen und ein Nicht-
erreichbarsein nach Feierabend oder am
Wochenende dürfen nicht dazu führen,
dass die grundsätzliche Trennung von Poli-
zei und Nachrichtendiensten aufgehoben
wird“, argumentierte Wieland: „Sowohl Ver-
fassungsschutz als auch Polizei müssen
Herren ihrer Daten bleiben. Es darf keinen
Onlinezugriff und keine Vermischung ge-
ben; das gibt es aber im Eilfall.“ 
Demgegenüber betonte die FDP-Abgeord-
nete Gisela Piltz, das Trennungsgebot sei
„so gut wie vollständig gewährleistet“. Es ge-
be mit der Eilfallregelung nur eine Ausnah-
me, bei der die Hürden in den parlamenta-
rischen Beratungen noch erhöht worden
seien. Der CDU-Parlamentarier Clemens
Binninger sagte, mit dem Gesetz könnten
Polizei und Nachrichtendienste im Bund
und in den Ländern „ihr Wissen zusam-
menführen“. Gebraucht werde „ein schnel-
ler Informationsaustausch, verbunden mit
der Pflicht, dass die Behörden ihre Informa-
tionen entsprechend weitergeben“. Dies er-
reiche man mit der neuen Datei. Der SPD-
Abgeordnete Michael Hartmann nannte die
Verbunddatei einen „notwendigen und
wichtigen Mosaikstein“, um den Rechtsex-
tremismus „entschiedener durch mehr Ko-
operation bekämpfen zu können“. 
Für Die Linke äußerte ihre Parlamentarierin
Ulla Jelpke die Befürchtung, dass „mit die-
ser Datei Missbrauch betrieben werden
soll“. Die Regierung wolle mit der Datei
„diejenigen stärken, die eigentlich auf dem
Prüfstand stehen, nämlich die Sicherheits-
behörden“, sagte sie. Helmut Stoltenberg ❚
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Es ist stiller geworden in der Debatte
über ein Verbot der NPD. Haben sich die
Skeptiker wie Sie durchgesetzt? 
Die Entscheidung, ob ein Verbotsantrag
beim Bundesverfassungsgericht gestellt
werden soll oder nicht, kann erst nach Aus-
wertung des gesammelten Beweismaterials
getroffen werden. Zur Zeit sind die Verfas-
sungsschutzämter dabei, die Material-
sammlung zusammenzutragen. Es ist rich-
tig, diese Reihenfolge einzuhalten.

Ihr bayerischer Amtskollege und Par-
teifreund Joachim Herrmann ist im Ge-
gensatz zu Ihnen ein klarer Befürworter
eines Verbotsverfahrens ...
Wir arbeiten in der Bund-Länder-Arbeits-
gemeinschaft zur Prüfung der Erfolgsaus-
sichten eines potentiellen Verbotsverfah-
rens eng mit den Ländern zusammen.
Nach Abschluss der Materialsammlung
werde ich in der Innenministerkonferenz
mit meinen Länderkollegen über das wei-
tere Vorgehen beraten.

Sind denn Verbote von Parteien im
heutigen Europa überhaupt noch zeitge-
mäß?
Parteien spielen eine zentrale Rolle in plu-
ralistischen Demokratien. Dennoch muss
sich ein demokratischer Staat auch gegen
Parteien zur Wehr setzen können, die die
freiheitliche demokratische Grundord-
nung angreifen. Das Prinzip der wehrhaf-
ten Demokratie wird auch vom Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte an-
erkannt. Parteiverbote sind deshalb auch
nach der Europäischen Menschenrechts-
konvention grundsätzlich möglich. Aller-
dings sind die Hürden hoch. Insbesonde-
re muss der Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz berücksichtigt werden.

Bundesfamilienministerin Kristina
Schröder steht in der Kritik wegen ihrer
Extremismusklausel  bei der staatlichen
Förderung von Initiativen gegen Rechts-
extremismus. Dadurch würden solche Ini-
tiativen pauschal verdächtigt, meint die
Opposition. Was sagen Sie?
Ich halte es nicht nur für angemessen, son-
dern für notwendig, von Organisationen,
die Steuergelder für ihre Arbeit in An-
spruch nehmen, die Zusage zu verlangen,
dass sie auf dem Boden der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung stehen
und dies auch erklären.

Inwieweit schätzen Sie den Rechtsex-
tremismus in Deutschland als ein beson-
deres Problem des Ostens ein?
Rechtsextremismus ist kein reines ostdeut-
sches Phänomen. Wenn auch in unter-
schiedlichen Ausprägungen, existiert
Rechtsextremismus in ganz Deutschland,
besonders aber in strukturschwachen und
ländlichen Gebieten. Rechtsextremisten
versuchen zum Teil, in soziale Einrichtun-
gen hinein zu gelangen, um sich dann als
„Kümmerer“ darstellen zu können. Sie 
verfolgen hiermit eine Doppelstrategie aus
radikalen Tönen und nationalistischen 
Angeboten, um sich so besser zu veran-
kern. 
Auch in Westdeutschland beobachten wir
dieses Phänomen. Deshalb ist überall in

Deutschland Achtsamkeit – vor allem ge-
genüber Neonazis – zu üben.

Die rechtsextreme Terrortruppe „Na-
tionalsozialistischer Untergrund“ ist 13
Jahre lang untergetaucht und hat zehn
Morde begangen. Wie groß ist für Sie das
Versagen bundesdeutscher Behörden, die-
sen Tätern nicht auf die Schliche gekom-
men zu sein.
Ich verstehe sehr gut, wenn hier pauschal
von einem „Versagen“ gesprochen wird,
wenn über einen so langen Zeitraum
schwerste Verbrechen  begangen werden.
Aber erst wenn wir wissen, inwieweit 
dieses Versagen unter den damaligen struk-
turellen Gegebenheiten auch vermeidbar
gewesen wäre, können wir beurteilen, in
welchem Umfang es auch vorwerfbar war.
Jetzt geht es darum sicherzustellen, dass
sich so etwas nicht wiederholen kann. Da-
her hat die von mir gemeinsam mit mei-
nen Länderkollegen eingesetzte Bund-Län-
der-Expertenkommission Rechtsterroris-
mus die Aufgabe, unsere Sicherheitsarchi-
tektur auf mögliche Schwachstellen zu
untersuchen und Lösungsvorschläge zu er-
arbeiten. 

Durch das Aktenschreddern beim
Bundesamt für Verfassungsschutz über
Thüringer Neonazis direkt nach Bekannt-
werden der Mordserie wird der Verdacht
erhärtet, der Verfassungsschutz selbst sei
in die Machenschaften des „Nationalso-
zialistischen Untergrunds“ verwickelt.
Was sagen Sie dazu?
Derlei Verschwörungstheorien wird leider
Tür und Tor geöffnet – deshalb gehe ich da-
von aus, dass die Vorgänge im Bundesamt
rasch aufgeklärt werden. Durch Aufklärung
kann solchen Verschwörungstheorien am
schnellsten der Boden entzogen werden.

Es gab es ja bei der Suche nach den Tä-
tern der Mordserie Kompetenzstreitereien
und Eifersüchteleien von Behörden, das
Bundeskriminalamt sollte nicht einge-
schaltet werden, der Austausch der Sicher-
heitsbehörden war mangelhaft. Inwieweit
trägt auch der deutsche Föderalismus eine
Mitschuld an der späten Aufklärung der
Mordserie? 
Zweifellos verlangt der Föderalismus schon
wegen der Vielzahl der zu beteiligenden Be-
hörden viel größere Koordinationsanstren-
gungen, als sie in einem Zentralstaat erfor-
derlich wären.  Daher zielen die meisten der

von mir bereits unmittelbar nach dem Auf-
decken des NSU eingeleiteten Maßnahmen
auf eine verbesserte Koordinierung der Ar-
beit von Polizei- und Verfassungsschutzbe-
hörden des Bundes und der Länder.

Der Ende Juli vorzeitig aus dem Amt
scheidende Verfassungsschutzpräsident
Heinz Fromm warf im Untersuchungsaus-
schuss des Bundestages Anfang Juli auch
die Frage auf, ob man in seinem Hause die
rechtsextreme Ideologie womöglich unzu-
reichend begriffen habe. Neigt der Verfas-
sungsschutz auf dem rechten Auge zur Un-
schärfe?
Allein die Tatsache, dass der Verfassungs-
schutz in den 1990er Jahren auch die
rechtsextreme Gruppierung „Thüringer
Heimatschutz“ beobachtet hat, zeigt doch:
Der Verfassungsschutz hat den Rechtsextre-
mismus ernst genommen. Ob das ausrei-
chend war, wird derzeit in parlamentari-
schen Untersuchungsausschüssen des
Deutschen Bundestages und mehrerer
Landtage geklärt.

Warum wurde die Ermittler-These,
dass Ausländerhasser womöglich hinter
der Mordserie stecken könnten, so wenig
verfolgt?
Darüber können letztlich nur die seinerzeit
die Ermittlungen führenden Länderbehör-
den Auskunft geben.

Gerät bei aller Diskussion über Rechts-
extremismus hierzulande nicht der Links-
extremismus zu sehr in den Hintergrund?
Es gibt ja fortwährend massive Gewalt von
Linksextremisten, so gegen Polizisten bei
anti-rechten Demonstrationen, es gibt An-
schläge auf den Bahnverkehr, auf Bundes-
wehr- und Polizeifahrzeuge, immer wie-
der brennen Autos …. 

Die Sicherheitsbehörden tragen der Zunah-
me linker Gewalt seit einiger Zeit Rech-
nung. So haben sie Konzepte zur verbesser-
ten Zusammenarbeit der Polizei- und Ver-
fassungsschutzbehörden von Bund und
Ländern bei der Bekämpfung linker Gewalt
entwickelt. Zur wirksamen Bekämpfung je-
der politisch motivierten Gewalt bedarf es
gerade im Vorfeld aber auch der Mitwir-
kung auf allen gesellschaftlichen Ebenen.
Eine stärkere öffentliche Diskussion über
dieses Phänomen ist notwendig und ich
wünschte mir eine klare Ächtung auch lin-
ker Gewalttaten.

Erwarten Sie neuen linksextremen
Terrorismus?
Unseren Sicherheitsbehörden liegen der-
zeit keine Erkenntnisse zu linksterroristi-
schen Strukturen und Vereinigungen vor.
Doch möchte ich nicht verhehlen: Mich
beunruhigen die seit dem Jahr 2005 fast
jährlich ansteigenden linken Gewalttaten. 

Wie sehen Sie die Zukunft der Links-
partei? Muss sie weiter vom Verfassungs-
schutz beobachtet werden?
Hinsichtlich der Partei „Die Linke“ liegen
nach wie vor tatsächliche Anhaltspunkte
für linksextremistische Bestrebungen von
Teilen der Partei vor, insbesondere die um-
fassende Akzeptanz von offen extremisti-
schen Zusammenschlüssen innerhalb der
Partei. Daher ist ihre Beobachtung durch
das Bundesamt für Verfassungsschutz auch
weiterhin sachlich geboten und entspricht
dessen gesetzlichem Auftrag. Dies hat das
Bundesverwaltungsgricht in seiner Ent-
scheidung vom 21. Juli 2010 in einem Kla-
geverfahren des Abgeordneten der Partei,
Bodo Ramelow, auch bestätigt und daher
die Rechtmäßigkeit und Erforderlichkeit der
Beobachtung festgestellt. Diese Feststellung
hat weiter Gültigkeit.

Wegen der Gewaltaktionen gegen Poli-
zisten stehen auch die Salafisten im Fokus.
Wie groß schätzen Sie die Gefahren durch
diese radikalen Islamisten ein?
Salafisten verfolgen das Ziel, unseren demo-
kratischen Rechtsstaat durch ein gottgewoll-
tes Schariasystem zu ersetzen. Dabei neh-
men sie strafrechtswidriges Verhalten und
Gewalt in Kauf. Dies ist schlechthin unver-
einbar mit unserer freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung. Darüber hinaus bil-
det der Salafismus den geistigen Nährboden
für islamistische Terroristen.

Halten Sie die Salafisten für ein Pro-
blem des Islams in Deutschland insge-
samt?
Der Salafismus ist aktuell sowohl in
Deutschland als auch auf internationaler
Ebene die dynamischste islamistische Be-
wegung. Von etwa vier Millionen in
Deutschland lebenden Muslimen werden
aktuell circa 4.000 Personen dem Salafis-
mus zugerechnet – den Salafismus als Pro-
blem des Islams in Deutschland insgesamt
zu bezeichnen, ist angesichts dieser Zahlen
also verfehlt. Die salafistische Ideologie
steht ohnehin nicht nur im Widerspruch zu
den Werten unserer freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung, sondern auch im Ge-
gensatz zu den Lehren des islamischen
Glaubens, der nach Aussage führender mus-
limischer Theologen jede Form von Gewalt
ablehnt. Es ist gut, dass sich die Repräsen-
tanten von vier Millionen friedliebenden
Muslimen in Deutschland verstärkt von den
Salafisten öffentlich distanzieren sowie in
den Familien und Moschee-Vereinen vor ih-
nen gewarnt wird. Und es ist wichtig, dass
wir alle gemeinsam – staatliche und gesell-
schaftliche Institutionen und die muslimi-
schen Mitbürgerinnen und Mitbürger sowie
die muslimischen Verbände – dieser Bewe-
gung entgegentreten. ❚ 

Das Interview führte Hans Krump.

»Das darf
sich nicht  

wiederholen«

Parteiverbote sind auch 
nach der Europäischen

Menschenrechtskonvention 
grundsätzlich möglich. Allerdings 

sind die Hürden hoch.
Hans-Peter Friedrich

ZUR PERSON
Der Oberfranke Hans-Peter Friedrich,
Jahrgang 1957, trat als Jugendlicher der
CSU bei. Seit 1998 gehört der promo-
vierte Jurist dem Bundestag an. Bei den
vergangenen drei Wahlen wurde er für
den Wahlkreis Hof direkt gewählt. 2005
bis 2011 war Friedrich Unions-Frakti-
onsvize, zudem 2009 bis 2011 Chef der
CSU-Landesgruppe. Im März 2011 löste
der Bezirkschef der CSU Oberfranken
Thomas de Maizière (CDU) als Bundesin-
nenminister ab, der dem zurückgetrete-
nen Karl-Theodor zu Guttenberg (CSU)
als Verteidigungsminister folgte.

HANS-PETER FRIEDRICH (CSU) Der
Bundesinnenminister bastelt an einer neu-
en Sicherheitsarchitektur nach den Neonazi-
Morden. Er mahnt zur Wachsamkeit auch
bei Linksextremismus und Islamismus
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Im Mai 1993 wurde in der brandenburgi-
schen Kreisstadt Belzig (heute: Bad Belzig)
der marokkanische Asylbewerber Belaid Bay-
al von Rechtsradikalen krankenhausreif ge-
prügelt. Seine Verletzungen waren so schwer,
dass er sieben Jahre später an den Folgen des
Angriffs starb. Heute gibt es in Bad Belzig
nicht nur einen Gedenkstein, der an das
Schicksal von Bayal erinnert. Der Verein „Bel-
ziger Forum e.V.“ gründete 1998 auch das In-
fo-Café „Der Winkel“ als einen Zufluchtsort
für Migranten, Flüchtlinge und Asylbewer-
ber. Inzwischen ist es Treffpunkt, Beratungs-
stelle, Internetcafé und Veranstaltungszen-
trum in einem und aus dem Bad Belziger
Zentrum nicht mehr wegzudenken.
Zivilcourage, die auch über das branden-
burgische Städtchen hinaus ein Echo fand:
2004 und 2009 bekam es den Aktiv-Preis
des „Bündnisses für Demokratie und Tole-
ranz“ (BfDT) verliehen, einem bundeswei-
ten Zusammenschluss von großen und klei-
nen Verbänden, Organisationen und Initia-
tiven, die sich den Kampf gegen Extremis-
mus und Gewalt auf die Fahnen
geschrieben haben. Mit Hilfe des Preisgel-
des von insgesamt 7.500 Euro konnte die
Initiative einen Teil ihrer Strom- und Heiz-
kosten bezahlen und auch das ein oder an-
dere Fenster reparieren, das zuvor von
Rechtsextremisten eingeschlagen worden

war. „Durch den Preis haben wir aber vor al-
lem ein besseres öffentliches Renommée
bekommen“, berichtet Ramona Stucki vom
Belziger Forum: „Wir werden von der Stadt
seitdem anders wahrgenommen und noch
mehr unterstützt.“

Beispiel für andere Schon zum zwölften
Mal fördert das BfDT in diesem Jahr  mit
dem Wettbewerb „Aktiv für Demokratie und
Toleranz“ Projekte wie das Belziger Café.
Prämiert würden solche Initiativen, die auch
für andere Regionen „beispielgebend und
nachahmenswert“ sind, erklärt Julia Hasse,
beim Bündnis zuständig für die Themenbe-
reiche Extremismus und Antisemitismus.
Der aktuelle Wettbewerb läuft derzeit noch:
Bewerbungsschluss ist der 28. September.
Gegründet wurde das Bündnis für Demo-
kratie und Toleranz am 23. Mai 2000 – ganz
bewusst am Tag des Grundgesetzes – vom
Bundesministerium des Innern (BMI) und
dem Bundesjustizministerium. 2011 wurde
die Geschäftsstelle in die Bundeszentrale für
politische Bildung integriert, um Synergie-
effekte besser nutzen zu können. Im Beirat,
der die politischen Schwerpunkte des BfDT
bestimmt, sitzen 19 Vertreter aus Zivilgesell-
schaft, Wissenschaft, Wirtschaft und Polit-
tik, darunter auch Vertreter aus allen fünf
Bundestagsfraktionen.

Heute finden sich unter dem Dach des
Bündnisses mehr als 600 Vereine und Initia-
tiven. Die meisten widmen sich den Themen
Rechtsextremismus, Rassismus und Gewalt.
Aber auch Projekte gegen Extremismus ins-
gesamt und Islamismus nehmen zu. 
Die Aktivitäten des BfDT sind breit gestreut
und haben ein klares Ziel: die Zivilgesell-
schaft in ihrem Kampf gegen Extremismus
und Gewalt stärken. Und so berät und för-
dert das Bündnis, ausgestattet mit einer Mil-

lion Euro jährlich aus dem Etat des BMI,
Menschen, die in ihrer Region aktiv werden
wollen oder es schon geworden sind. Es or-
ganisiert Veranstaltungen zum gegenseitigen
Austausch, vermittelt Kooperationspartner,
finanziert in Einzelfällen innovative Projek-
te mit und erstellt Info-Material mit prakti-
schen Tipps und Hilfestellungen – 
etwa zum Thema „Toleranz im Sport“: „In
der Vergangenheit haben rechtsextreme
Gruppen häufig versucht, im Amateurfuß-

ball ihre Ideologien zu verbreiten“, berich-
tet Rahman Satti, zuständig für die Öffent-
lichkeitsarbeit des Bündnisses. Das BfDT
hat deshalb zwei Broschüren mit Hand-
lungsempfehlungen erarbeitet, die Vereine
bei Schulungen von ehrenamtlichen Mitar-
beitern und Trainern einsetzen können.
Und auch den Nachwuchs hat das Bündnis
im Blick: Einmal im Jahr organisiert es in
Berlin einen Jugendkongress, bei dem mehr
als 400 Jugendliche drei Tage lang Work-
shops besuchen und Anregungen bekom-
men, wie sie sich selbst engagieren können. 

Voneinander lernen Das Zauberwort bei
allen Aktivitäten des BfDT lautet „Vernet-
zung“, sowohl regional als auch überregio-
nal: „Die Initiativen können viel voneinan-
der lernen und ihren Aktivitäten eine brei-
tere Basis geben, wenn sie sich austauschen
und zusammenschließen“, sagt Julia Hasse.
Als gelungenes Beispiel und mögliches Pi-
lotprojekt nennt sie das „Wunsiedler Fo-
rum“, das im Jahr 2007 in ganz Bayern als
Plattform gegen Rechtsextremismus gegrün-
det wurde. Kommunen und Bürger arbeiten
seither eng zusammen gegen den „Spuk von
Rechts“, wie es auf der Homepage heißt.
Und dies in einer Region, die noch in den
1990er Jahren mit regelmäßigen Neonazi-
aufmärschen für Schlagzeilen sorgte.

Die gute Erfahrung, mit den eigenen Aktio-
nen etwas bewirken zu können, machen
zahlreiche Kommunen und Vereine: „Sie
merken, dass sich durch ihre Arbeit das ge-
sellschaftliche Klima im Ort verändert“, be-
richtet Julia Hasse. Für viele sei das ein Im-
puls, sich inhaltlich weiterzuentwickeln und
neue Projekte im Bereich Demokratie- und
Toleranzförderung auf den Weg zu bringen. 
Auch die Betreiber des Belziger Cafés „Der
Winkel“ sehen sich in ihrem Engagement
bestätigt – obwohl sie immer wieder be-
droht werden. Zuletzt warfen Unbekannte
im Jahr 2010 die Fensterscheiben ein und
schmierten ein angedeutetes Hakenkreuz
auf die Fassade. Der Gedenkstein von Belaid
Bayal wurde geschändet. Doch Ramona Stu-
cki gibt sich kämpferisch: „Wir haben unse-
re Fenster zum Toleranz-Barometer für Bad
Belzig erklärt“, sagt sie und fügt hinzu: „Die
Atmosphäre in Belzig hat sich auch durch
das Café sehr zum Positiven gewandelt.“
Heute könnten Flüchtlinge, zwölf Jahre
nach dem Tod von Belaid Bayal, durch Bad
Belzig laufen, ohne Angst vor Übergriffen
haben zu müssen. Johanna Metz ❚

Ein Dach für couragierte Bürger 
BUNDESWEITES NETZWERK Das Bündnis für Demokratie und Toleranz berät und fördert Initiativen im Kampf gegen Extremismus und Gewalt

E
s sind lediglich drei Sätze. Aber
diese als „Demokratieerklä-
rung“ oder „Extremismusklau-
sel“ bekannt gewordenen drei
Sätze erhitzen seit annährend
zwei Jahren die Gemüter in der

Diskussion über die Bekämpfung des
Rechtsextremismus in Deutschland: „Hier-
mit bestätigen wir, dass wir uns zur freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung der
Bundesrepublik Deutschland bekennen
und eine den Zielen des Grundgesetzes för-
derliche Arbeit gewährleisten. Als Träger der
geförderten Maßnahmen haben wir zudem
im Rahmen unserer Möglichkeiten und auf
eigene Verantwortung dafür Sorge zu tragen,
dass die als Partner ausgewählten Organisa-
tionen, Referenten etc. sich ebenfalls den
Zielen des Grundgesetzes verpflichten. Uns
ist bewusst, dass keinesfalls der Anschein er-
weckt werden darf, dass eine Unterstützung
extremistischer Strukturen durch die Ge-
währung materieller oder immaterieller
Leistungen Vorschub geleistet wird.“ Diese
Erklärung müssen beispielsweise Vereine
oder Bürgerinitiativen unterschreiben,
wenn sie für ihre Projekte gegen Extremis-
mus Fördergelder aus den Töpfen des Bun-
desfamilienministeriums erhalten wollen.
Bei der Opposition und den betroffenen
Vereinen und Initiativen stößt dies jedoch
auf harsche Kritik. Und das Dresdner Ver-
waltungsgericht erklärte die Extremismus-
klausel erst unlängst für rechtswidrig. 

Programme für die Jugend Eingeführt hat-
te die Klausel Familienministerin Kristina
Schröder (CDU). Ihr Credo lautet: „Man
kann Extremismus nicht mit Extremisten be-
kämpfen.“ Sie befürchtet, dass sich beispiels-
weise unter Gruppierungen, die sich dem
Kampf gegen die rechtsextremistische Szene
verschrieben haben, Gruppierungen finden,
die selbst ein extremistisches Weltbild pfle-
gen. Im Blick hat sie dabei unter anderem je-
ne Gruppen, die sich selbst als „Antifa“, als
Anti-Faschisten, bezeichnen und von Verfas-
sungsschützern meist der linksextremisti-
schen Szene zugerechnet werden. Umgekehrt
gelte dies selbstverständlich auch für rechts-
extreme Gruppen, betont Schröder. 
Konkret geht es um die Fördergelder der bei-
den Jugendprogramme ihre Hauses gegen
Extremismus. Mit dem Programm „Toleranz
fördern – Kompetenz stärken“ werden seit
Januar 2011 Projekte und Netzwerke auf
kommunaler, überregionaler und landes-
weiter Ebene unterstützt, die Kinder und Ju-
gendliche an demokratische Grundwerte
heranführen und gegen rechtsextremisti-
sches Gedankengut immun machen sollen.
Mitte 2010 hatte Schröder zudem die Initia-
tive „Demokratie stärken“ ins Leben geru-
fen, die ebenfalls an Jugendliche gerichtet
ist und die präventiv gegen Linksextremis-
mus und Islamismus vorgehen soll. Für die
Finanzierung stellt der Bund in diesem Jahr
rund 29 Millionen Euro zur Verfügung,
24,33 Millionen für das Programm „Tole-
ranz fördern – Kompetenz stärken“ und
4,67 Millionen Euro für die  Initiative „De-
mokratie stärken“.

Kritik der Opposition Bei der SPD, der Lin-
ken und den Grünen stieß Schröder mit ih-
rem Kurs von Anfang an auf Widerstand. Be-
reits während der Beratungen über den Bun-
deshaushalt 2011 im Herbst 2010 kritisierte
der SPD-Abgeordnete Rolf Schwanitz, die
Regierung stelle mit der verpflichtenden Er-
klärung alle Initiativen „quasi unter Extre-
mismusverdacht“. Steffen Bockhan (Die
Linke) räumte zwar ein, dass es „nicht zu
viel verlangt“ sei, „dass sich die Träger von
Projekten, die sich aus Steuermitteln finan-
zieren, zum Grundgesetz bekennen“. Aller-
dings sei es von den Projektträgern zu viel
verlangt, auch noch für ihre Partner zu bür-
gen. „Das kann niemand leisten.“ 
In der Tat fragen sich viele Vereine und Ini-
titativen, nach welchen Maßstäben sie po-

tenzielle Partner beurteilen sollen, ob sie als
extremistisch einzustufen sind.  Das Famili-
enministerium verweist in seinem Leitfaden
unter anderem auf die Berichte des Verfas-
sungsschutzes. „Eine dort erfolgte Einstu-
fung als verfassungsfeindlich schließt eine
Förderung und eine Zusammenarbeit aus“,
heißt es da. Zugleich räumt das Ministerium
jedoch ein, dass es „letztendlich immer auf
die konkreten Personen und handelnden
Strukturen vor Ort“ ankomme. So sei etwa
eine Zusammenarbeit mit der Partei Die
Linke zwar „nicht grundsätzlich ausge-
schlossen“. Allerdings sei diese „sehr hetero-
gen“, in ihr gebe es „offen extremistische
Zusammenschlüsse“ wie die Kommunisti-
sche Plattform oder die Sozialistische Linke.
Mit diesen sei eine Zusammenarbeit „ausge-
schlossen“.

Im Februar 2011 setzte die Opposition das
Thema schließlich erstmals auf die Tages-
ordnung des Bundestags. Übereinstimmend
forderten SPD und Bündnis 90/Die Grünen
in einem gemeinsamen Antrag (17/4551)
und die  Linksfraktion in einem eigenen An-
trag (17/4664), die Extremismusklausel zu
streichen. Beide Anträge scheiterten jedoch
an der Mehrheit der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP. Unter Berufung auf ein
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes
des Bundestages argumentierte Wolfgang
Thierse (SPD) und Monika Lazar (Grüne),
der Staat verpflichte mit der Klausel die Ver-
eine und Initiativen zur „Gesinnungs-
schnüffelelei“ gegenüber Mitbürgern. Und
nach Ansicht von Ulla Jelpke (Linke) sollen
damit „missliebige linke Organisationen an
den Pranger gestellt werden“. 

Für die Koalitionsfraktionen hingegen stellt
die Extremismusklausel kein Problem dar.
Im Gegenteil: Es sei eine „Selbstverständ-
lichkeit“, sich zur freiheitlichen-demokrati-
schen Grundordnung zu bekennen, wenn
man Fördergelder aus den Extremismuspro-
grammen beziehen wolle, hielt Florian
Bernschneider (FDP) der Opposition entge-
gen. Und der CSU-Abgeordnete Norbert
Geis antwortete der Opposition mit einem
Zitat von Lenin: „Nur die dümmsten Kälber
wählen ihre Metzger selber.“ Der parlamen-
tarische Staatssekretär im Familienministe-
rium Hermann Kues (CDU) argumentierte,
die Demokratieerklärung knüpfe lediglich
an eine Regelung an, die bereits im Jahr
2004 durch den damaligen Bundesinnenn-
minister Otto Schily (SPD) eingeführt wor-
den sei. Seit damals würden die Empfänger

staatlicher Förderungen darauf hingewie-
sen, dass eine Zusammenarbeit mit extre-
mistischen Gruppierungen vermieden wer-
den müsse. Der einzige Unterschied zur jet-
zigen Regelung bestehe darin, dass die Pro-
jektträger dies nun auch mit ihrer
Unterschrift anerkennen müssen. 

Erklärung für Kita-Betreiber Kues verwies
zudem auf eine ähnliche Regelung in Meck-
lenburg-Vorpommern. Dort hatte die sozi-
aldemokratische Sozialministerin Manuela
Schwesig  im Sommer 2010 die Betriebser-
laubnis für Kindertageseinrichtungen an ei-
ne Selbsterklärung gekoppelt, in der sich die
Betreiber ebenfalls zur freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung bekennen müs-
sen. Auslöser dafür war der Versuch von
NPD-Sympathisanten gewesen, sich in die
Trägerschaft einer Kindertageseinrichtung
einzuschleichen. 
Kritik an der Extremismusklausel kommt
auch von den Zentralräten der Juden und
der Muslime in Deutschland. Die Klausel sei
ein „Symbol für den Überprüfungswahn,
die Bürokratisierung und schließlich das
Misstrauen dieser Regierung und damit von
Teilen der konservativliberalen Politik in die
eigenen Bürger“, meint Stephan Kramer,
Generalsekretär des Zentralrates der Juden.
Das Engagement vieler Menschen gegen
Rechtsextremisten sei „das deutlichste und
emotionalste Bekenntnis zum Grundgesetz
und zur freiheitlich-demokratischen
Grundordnung, das es überhaupt nur geben
kann“. Auch der Vorsitzende des Zentralrats
der Muslime, Aiman Mazyek, lehnt die „Be-
spitzelungsklausel“ klar ab. Bisher stünden
vor allem Muslime unter Generalverdacht,
nicht loyal zum Grundgesetz zu sein, jetzt
treffe es auch andere Gruppen. Gegen die-
sen Misstrauensdiskurs müsse man sich
wehren.

Urteil aus Dresden Für den vorläufigen
Höhepunkt in der Auseinandersetzung
sorgte das Verwaltungsgericht Dresden mit
seinem Urteil vom 25. April dieses Jahres, in
dem es die Extremismusklausel für rechts-
widrig erklärte. Die sich auf mögliche Part-
ner der Vereine und Initiativen beziehenden
Forderungen in der Klausel seien zu unbe-
stimmt formuliert. Es sei unklar, wer etwa
„Partner“ ist und welches Verhalten dem
Verein konkret abverlangt wird.
Geklagt hatte der Pirnaer Verein Alternatives
Bildungs- und Kulturzentrum (AKuBiZ), der
sich geweigert hatte, die Extremismusklau-
sel zu unterzeichnen. Daraufhin hatte das
Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzge-
birge die vom AKuBiZ beantragten Förder-
gelder aus dem Programm „Toleranz för-
dern – Kompetenz stärken“ in Höhe von
600 Euro, mit denen der Verein laut eigenen
Angaben eine Informationsschrift über das
Außenlager des KZ Flossenbürg in König-
stein finanzieren wollte, verweigert. 
Familienministerin Kristina Schröder will
trotz des Richterspruchs zumindest vorerst
an der Extremismusklausel festhalten. Und
ein von der SPD-Fraktion nach dem Urteil
erneut eingebachter Antrag (17/9855) zur
Streichung der Klausel stieß in der ersten Le-
sung ebenso auf Ablehnung der Koalitions-
fraktionen. Noch ist das Urteil des Dresdner
Verwaltungsgericht nicht rechtskräftig. We-
gen der grundsätzlichen Bedeutung ließ es
die Berufung zum sächsischen Oberverwal-
tungsgericht zu. Bis zum 26. Juli kann das
Landratsamt in Pirna noch Berufung einle-
gen, dann läuft die Frist ab und das Urteil
wäre rechtskräftig. Für viele Initiativen, die
sich gegen die Extremismusklausel sperren,
wäre das wohl ein deutliches Signal, eben-
falls den Weg vor Gericht anzutreten, falls
Schröder die Klausel nicht verwirft oder
überarbeitet. Alexander Weinlein ❚

Bekenntnis-Streit
EXTREMISMUSKLAUSEL Für die Opposition ist sie ein
Generalverdacht, für die Koalition eine Selbstverständlichkeit

Das Café „Der Winkel“ in Belzig zeigt Flagge für ein tolerantes Miteinander.

Bundesfamilienministerin Kristina Schröder (CDU) will trotz aller Kritik an der Extremismusklausel festhalten.
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Programm »Zusammenhalt
durch Teilhabe« 
Das Bundesprogramm „Zusammenhalt
durch Teilhabe“ des Bundesinnenministeri-
ums wurde im Septemer 2010 vom damali-
gen Minister Thomas de Maizière (CDU) ge-
startet. Es fördert Projekte für demokratische
Teilhabe und gegen Extremismus in Ost-
deutschland. Für das zunächst bis zum Jahr
2013 veranschlagte Programm hat der Bund
insgesamt 18 Millionen Euro bereitgestellt.
Es richtet sich insbesondere an Städte und
Gemeinden in den östlichen Bundesländern,
die von gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Veränderungen wie zum Beispiel Ab-
wanderung oder demografischem Wandel
besonders betroffen sind. Gefördert werden
Vereine, Verbände und Gemeinden, Bürger-
initiativen und Projekte, die das demokrati-
sche Engagement und die zivilgesellschaftli-
che Kooperationen stärken. Organisiert wird
das Programm durch eine Regiestelle der
Bundeszentrale für politische Bildung. Infor-
mationen im Intenet: www.zusammen-
halt-durch-teilhabe.de ❚

Netzwerk »Verein(t) gegen
Rechtsextremismus«
Das Beratungsnetzwerk „Verein(t) gegen
Rechtsextremismus im Sport“ richtet sich an
Sportvereine und Verbände. Sie sollen für die
Gefahren durch rechtsextremistische Ein-
flussnahme und Unterwanderung (etwa
durch Sponsoring oder die Übernahme von
Ehrenämtern durch Rechtsextreme) sensibi-
lisiert und motiviert werden, dagegen vor-
zugehen. Durch eine Vernetzung von exter-
nen Unterstützungsangeboten sollen den
Vereinen entsprechende Hilfestellungen ge-
geben werden. Getragen wird das Netzwerk
unter anderem durch das Bundesinnen- und
das Familienministerium sowie mehrere
deutsche Sportbünde. Im Internet:
www.vereint-gegen-rechtsextremis-
mus.de ❚

Jugendschutz vor
Rechtsextremen im Internet
Die länderübergreifende Stelle für Jugend-
schutz im Internet (Jugendschutz.net) wurde
1997 von den Jugendministerien der Bundes-
länder gegründet. Es überprüft seither das
Netz auf Verstöße gegen Jugendschutzbe-
stimmungen. Seit dem Jahr 2000 beschäftigt
es sich intensiv mit Rechtsextremismus im In-
ternet. Im Fokus stehen dabei diejenigen
rechtsextremen Angebote, die sich gezielt an
Kinder und Jugendliche wenden und die auf-
grund von Inhalten und Gestaltung aus Ju-
gendschutzgesichtspunkten problematisch
sind. Untersucht werden dabei sowohl klas-
sische Websites als auch verstärkt Plattfor-
men des Web 2.0. Im Internet: www.hass-
im-netz.info; www.jugendschutz.net ❚

Initiative »Mut gegen 
rechte Gewalt«
Das Projekt „Mut gegen rechte Gewalt“ wur-
de durch das Magazin „Stern“ initiiert und
unterstützt Initiativen gegen Rassismus und
Rechtsextremismus. Die Spendengelder flie-
ßen an die Amadeu Antonio Stiftung zur Wei-
tergabe an kleine Initiativen gegen Rechtsex-
tremismus und für demokratische Kultur. Ei-
ne besonders intensive Förderung erhält das
Aussteigerprojekt für Neonazis „Exit“ (siehe
Seite 13), das bislang mehr als 300 Rechtsex-
tremisten half, aus der organisierten Szene
herauszukommen. Die Homepage (www.
mut-gegen-rechte-gewalt.de) bietet zu-
dem umfassendes Informationsmaterial über
den Rechtsextremismus. ❚

INITIATIVEN 

Mehr zum Thema im Internet unter: www.toleranz-
foerdern-kompetenz-staerken.de

Mehr Informationen unter: www.buendnis-tole-
ranz.de, www.der winkel de, www.bayrisches-
buendnis-fuer-toleranz.de
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„Für Fußball. Gegen Gewalt.“ Das Motto
des Berliner „Fußballgipfels“ am 17. Juli
soll ein klares Statement beinhalten. Vertre-
ter aller 56 Fußballvereine der ersten, zwei-
ten und dritten deutschen Ligen sollen
dann zusammenkommen; auch der Bun-
desinnenminister ist eingeladen. Eine knap-
pe Woche später, am 23. Juli, sollen dann
bei einem länderoffenen Spitzengespräch
Ergebnisse vorgestellt, beraten und bewertet
werden. Der Deutsche Fußballbund (DFB),
die Deutsche Fußballliga (DFL) sowie sämt-
liche Innenminister der Bundesländer sind
hierzu eingeladen. Die Minister hatten zu-
letzt gefordert, die Sicherheit in den Stadien
zu erhöhen.   

Mögliches Stehplatzverbot Unter Sankti-
onsversuchen gegen gewalttätige „Sports-
freunde“ leiden schon jetzt alle: der Sport,
die Spieler und die friedlichen Fans. Soge-
nannte „Geisterspiele“, Spiele, die strafhal-
ber unter Ausschluss der Zuschauer ausge-
tragen werden müssen, stellen eine hohe fi-
nanzielle Belastung für betroffene Vereine
dar. Und ein Verbot von Stehplätzen, wie es
schon mehrfach in der  Diskussion war, wä-
re für viele Fans völlig unvorstellbar.
Doch das Stehplatzverbot könnte kommen:
Erst zu Monatsbeginn hatte Bundesinnen-
minister Hans-Peter Friedrich (CSU) wieder
einmal festgehalten, dass es jedenfalls eine
Option sei. Hans-Joachim Watzke, Ge-
schäftsführer des amtierenden deutschen
Meisters Borussia Dortmund, sprach von ei-
nem „fußballkulturellen Desaster“, das da-
mit drohe. Um derartige Verbote zu vermei-
den, versuchen sowohl die Vereine, als auch
der DFB seit Jahrzehnten, an die Vernunft
der Fans zu appellieren.
„Friedlich miteinander – Mein Freund ist
Ausländer“: Diese großangelegte Kampagne
startete der Deutsche Fußballbund (DFB)
im Jahr 1993. Er reagierte damit auf die aus-
länderfeindlichen Übergriffe von Mölln
und Solingen. Es gab Stadiondurchsagen,

Schweigeminuten, Plakataktionen und Be-
nefizspiele; außerdem immer neue Aktio-
nen wie „Zeig dem Rassismus die Rote Kar-
te“ im Jahr 2006 oder später „Kein Ort für
Nazis“. 
Mittlerweile gibt es darüber hinaus eine
Vielzahl von Initiativen, die von den Fans
selbst ins Leben gerufen werden. Eine ver-
einsübergreifende Seite der „Fußball-Fans
gegen Rechts“ ist bei Facebook gut besucht,
Motto: „Fußball verbindet – Rechtsaußen
bleibt draußen!“. 

Bereits 1981 hatte der DFB eine erste Reso-
lution gegen Fremdenfeindlichkeit verab-
schiedet. Zwölf Jahre später stellte er er-
nüchtert fest, die Resolution hätte nicht an
Aktualität verloren.

Menschenfeindlich Ein Spieler mit
schwarzer Hautfarbe werde auch heute
schneller ausgepfiffen als ein „Weißer“, er-
klärt Gunter A. Pilz, Leiter der Kompetenz-
gruppe „Fankulturen und Sport bezogene
Soziale Arbeit“ am Institut für Sportwissen-

schaft der Leibniz Universität Hannover.
Auch Sexismus und Homophobie seien un-
ter Fußballfans verbreitet. Daran docke der
Rechtsradikalismus an. Dies alles seien For-
men der gruppenbezogenen Menschen-
feindlichkeit.
Auch im Jahr 2012 fliegen noch Bananen
durch deutsche Fußballstadien. Ihr Ziel:
ausländische, meist farbige Spieler. Die Ab-
sender: vermeintliche Fußballfans. Sie wol-
len die Spieler nicht primär physisch, son-
dern psychisch treffen. Nicht selten werden

die Würfe von „Bimbo“-Rufen begleitet. Die
Botschaft scheint eindeutig. Doch die Wer-
fer sind in der Regel keine Rechtsextremis-
ten, sondern durchschnittliche Fußballfans;
das Kokettieren mit rechtem Gedankengut
ist unter den Anhängern vieler Vereine von
der ersten bis zur Amateurliga verbreitet.

Fließende Grenzen Überhaupt verlaufen
die Grenzen zwischen den einzelnen Grup-
pen innerhalb einer Fangemeinde fließend;
oft sind einzelne Personen keiner Gruppe
eindeutig zuzuordnen. Selbst die „norma-
len“ Fans, können noch in „Kuttenträger“
und andere Gruppen unterschieden wer-
den. Doch obwohl sie zumeist friedliche
Fans sind, beteiligen auch sie sich teilweise
an fremdenfeindlichen Gesängen oder Ru-
fen. Dann gibt es da die „Ultras“ und die
„Hooligans“. Die Ultras werden häufig mit
Hooligans verwechselt; per verbreiteter De-
finition gelten sie jedoch lediglich als be-
sonders passionierte Fans, die in ihrer Frei-
zeit Plakate malen, Gesänge üben und Cho-
reografien einstudieren. Hooligans hinge-
gen gelten als hochaggressive Zeitgenossen,
die allein die Suche nach einer Schlägerei in
die Stadien zieht. Unter beide Gruppen mi-
schen sich Rechtsextremisten. Vielleicht ein
Grund für die neue Mischform der „Hool-
tras“, der gewaltbereiten Ultras, die Sport-
wissenschaftler Pilz ausfindig gemacht hat.

Infiltration von Amateurligen Doch nicht
nur unter die Zuschauer mischen sich die
Verbreiter rechtsradikalen Gedankenguts.
Vor wenigen Monaten erst wurde ein 22-
jähriger Kreisklassen-Schiedsrichter aus
Brandenburg, der NPD-Mitglied ist und im
Internet rechte Parolen verbreitet haben
soll, vom brandenburgischen Fußball-Lan-
desverband von der Schiedsrichterliste ge-
strichen. Ein ähnlicher Fall war 2011 aus
Nordrhein-Westfalen bekannt geworden.
In Amateurligen können Rechtsradikale
auch abseits des Platzes punkten: Sie enga-

gieren sich beispielsweise gegen die Schlie-
ßung von Sportplätzen in kleineren Orten.
Sie präsentieren sich damit als „Kümme-
rer“, wie der Sportjournalist Ronny Blasch-
ke in seinem erst kürzlich erschienenem
Buch „Angriff von Rechtsaußen – Wie Neo-
nazis den Fußball missbrauchen“ schrieb.
In Bundesländern wie Sachsen und Meck-
lenburg-Vorpommern, in denen die rechts-
extreme NPD ohnehin bereits im Landtag
vertreten ist, hat diese „eine ganz andere Öf-
fentlichkeit“, wie Blaschke konstatiert.
Fremdenfeindlichkeit, schreibt er, gehöre in
manchen Gegenden schon zum guten Ton.
Rechtsradikalismus im Amateurfußball sei
längst kein Randphänomen mehr. Doch
ginge es eben nicht, so das Ergebnis der Re-
cherche Blaschkes, um sichtbare Gewalt,
sondern um Neonazis, die beispielsweise
als Sponsoren und Funktionäre – oder eben
als Schiedsrichter – auftreten.

Rekrutierung im Stadion In der Regional-
liga soll die NPD versuchen, gewaltbereite
Fans, die ohnehin mit dem Nationalsozia-
lismus und seinen Symbolen kokettieren,
für die Partei anzuwerben, heißt es Medien-
berichten zufolge. Im Fanblock des FSV
Zwickau wehte während eines Regionalliga-
spiels Ende 2011 eine norwegische Flagge,
die als Hommage an den Massenmörder
Anders Breivik interpretiert wurde. 2007
hatten Fans von Dynamo Dresden einen
Flyer mit einem Foto einer Juden-Deporta-
tion entworfen; dazu das Emblem des Riva-
len Lok Leipzig und der Schriftzug „Endsta-
tion Dresden“.
Nicht nur in Deutschland, auch internatio-
nal stellt Gewalt in und um Fußballstadien
ein Problem dar. Auch bei der Europameis-
terschaft im vergangenen Monat war es zu
gewalttätigen Auseinandersetzungen und
Verhaftungen gekommen. Das konnte auch
„Respekt“, die Anti-Rassismus-Kampagne
des europäischen Fußballverbandes UEFA
nicht verhinden.                         ver ❚

Rassismus im Stadion
FUSSBALLFANS Ausländerfeindlichkeit und Gewaltbereitschaft sind auf den Tribünen der Republik fest etabliert

A
uch rechtsextreme Täter
können zu Opfern werden.
Dann nämlich, wenn sie
aus der Szene aussteigen
wollen: 35 bis 50 oder so-
gar mehr Neonazis und

Rechtsextremisten mit dem festen Vorsatz
auszusteigen wenden sich jährlich in
Deutschland allein an die Initiative Exit.
Darüber hinaus verzeichnet der Verein eine
Vielzahl anonymer, allgemeiner Anfragen
per Mail und Telefon, zum Teil von Ange-
hörigen und von Freunden Betroffener.

Aussteigerinitiativen Die Neonazi-Aus-
steiger-Initiative Exit wurde im Jahr 2000
gegründet, von dem Berliner Ingo Hassel-
bach, einem ehemaligen Neonazi, und dem
Kriminologen Bernd Wagner. Finanziert
wird sie durch das Geld ihrer Mitgründer so-
wie durch Spenden, etwa der Amadeu An-
tonio Stiftung sowie der Freudenberg Stif-
tung.
Neben Exit gibt es eine Vielzahl ähnlicher
zivilgesellschaftlicher und staatlicher Orga-
nisationen und Initiativen, größtenteils auf
Länderebene. Sie beraten
und unterstützen Ausstiegs-
willige auf ihrem Weg 
zurück in die Gesellschaft.
Doch dieser Weg ist nicht
immer einfach. Je höher der
Betroffene in der Hierarchie
einer rechtsextremen Partei,
Organisation oder Gemein-
schaft steht, desto schwerer
ist dieser Schritt für ihn – in
mehrfacher Hinsicht. 
„Den Kameraden“ könne
man sich keinesfalls anver-
trauen: Sie würden Ausstiegswillige sofort
als Verräter stigmatisieren, berichtet Krimi-
nologe Bernd Wagner. Außerdem hat ein
Aussteiger, je höher er in der Hierarchie an-
gesiedelt war, ein umso umfangreicheres
Wissen über einzelne Personen, Straftaten,
Strategien und Verbindungen. Die ehema-
ligen „Kameraden“ würden daher an Aus-
steigern „Rache nehmen“ wollen, sagt
Wagner. Das Bedrohungspotenzial sei im-
mens. 

Ausstiegsszenario Die Mitarbeiter der
meisten Ausstiegsinitiativen erstellen mit
einem Ausstiegswilligen zunächst ein „Sze-
nario des Entrinnens“, wie es Wagner
nennt. Dabei gibt es – ähnlich wie bei Zeu-
genschutzprogrammen – kein „Schema F“,
denn das Gefährdungspotenzial ist bei je-
dem Aussteiger anders. Mögliche Maßnah-
men reichen bis hin zur Namensänderung
und zum Ortswechsel. Oft bedeutet das
den Wegzug aus der Heimat. Nicht unbe-
dingt leichte Schritte, aber in manchen Fäl-
len unumgänglich. Allerdings gilt es zu un-
terscheiden: „Für ein schlichtes Wald- und

Wiesenmitglied der NPD ist der Ausstieg
vergleichsweise leicht“, erklärt Bernd Wag-
ner. Wer aus dieser Partei austreten wolle,
müsse lediglich eine Austrittserklärung un-
terschreiben. Hilfe bei Organisationen wie
Exit suchen hingegen vor allem Männer
und Frauen, die bereits seit vielen Jahren,
vereinzelt sogar schon seit Jahrzehnten, in
der Szene sind – und in der Hierarchie re-
lativ weit oben stehen
Die verschiedenen Initiativen haben unter-
schiedliche Schwerpunkte, stellt auch Ul-
rich Dovermann, Leiter des Fachbereichs
„Extremismus“ der Bundeszentrale für po-
litische Bildung (BpB), heraus: „Die Füh-
rungskader rechter Gruppierungen und
Parteien werden bei uns nicht eingefangen,
sondern die sind Gegenstand von Projek-
ten wie Exit“. Mit Exit wolle die BpB nicht
in Konkurrenz treten. Neben ihrer Aufklä-
rungsarbeit engagiert sich die Bundeszen-
trale auch seit 2001 im Rahmen eines Mo-
dellprojekts in deutschen Strafanstalten.
Gewalttäter mit einer rechtsextremen Welt-
anschauung können an dem Aussteigerpro-
jekt teilnehmen. Die Nachfrage ist groß,

mehrere Hundert Personen
haben bereits teilgenom-
men. Die Rückfallquote sei
gering, sie liege „deutlich
unter zehn Prozent“, betont
Dovermann.
Auch Exit verzeichnet keine
hohen Rückfallquoten. Das
hat jedoch andere Gründe:
Wer den Ausstieg aus einer
rechtsextremen Hierarchie
wagt, der kommt dort „nie
wieder hoch“, erklärt Wag-
ner: Sie müssten mit Bestra-

fungen rechnen. Außerdem steigt die
Hemmschwelle vor der Rückkehr, wenn je-
mand erst einmal eine neue Identität an-
genommen und den Wohnort gewechselt
hat. Lediglich „besonders labile Personen“
würden rückfällig, sagt Wagner. Gerade
mal zehn der Exit-Schützlinge hätten bis-
her eine Rolle rückwärts gemacht: Einige
seien tatsächlich „in die Szene“ zurückge-
gangen; die anderen hätten sich anderwei-
tig kriminell orientiert und seien zum Bei-
spiel Drogenhändler geworden.

Bremsschlauch aufgeschlitzt Nicht nur
die Aussteiger müssen mit der Rache ihrer
früheren Kameraden rechnen, auch ihre
Helfer. Exit sieht sich gelegentlich mit Be-
schimpfungen konfrontiert, auch Bom-
bendrohungen habe es schon gegeben, be-
leidigende Anrufe und „Schmähmails“,
wie Bernd Wagner sagt. Ihm selbst hätten
Unbekannte bereits einmal den Brems-
schlauch seines Wagens aufgeschlitzt, das
sei aber schon länger her. Und einmal ha-
be Exit ein Warn-Paket erhalten; was darin
war will Wagner allerdings nicht sagen.

Die Betreuung der Aussteiger durch Exit ist
individuell und von unterschiedlicher Dau-
er. Nicht wenige bleiben sogar länger mit
der Initiative in Kontakt: Einige „können
gar nicht anders, weil sie im Gefängnis sit-
zen“, erklärt Wagner, andere würden tat-
sächlich zu angestellten Mitarbeitern. Wie-
der andere engagierten sich bei Aktionen –
wie beispielsweise die T-Shirt-Aktion im
vergangenen Jahr, die „Operation Trojaner“:
Auf dem Rechtsrockfestival „Rock für
Deutschland“ im August 2011 in Gera hatte
die Organisation 250 T-Shirts verteilen las-
sen, „die erst in den eigenen vier Wänden
ihre wahre Absicht offenbarten“, wie auf ih-
rer Website nachzulesen ist. Auf den Shirts
stand der Aufdruck „Hardcore Rebellen“,
auch ein Totenkopf war Bestandteil des Lo-

gos. Doch das Logo war nicht wasserfest;
vielmehr befand sich darunter ein nicht ab-
waschbarer Aufdruck mit der Botschaft
„Was dein T-Shirt kann, kannst Du auch –
Wir helfen Dir, Dich vom Rechtsextremis-
mus zu lösen“; dazu gab es die Kontaktda-
ten von Exit. 

Medien erhöhen Nachfrage Nicht nur
solche Aktionen, sondern auch die Medien
bringen Exit Zulauf: Steigt die Berichter-
stattung über Aussteiger, über Aussteiger-
Initiativen oder über Rassismus und ver-
wandte Themen, so wenden sich auch
mehr Ausstiegswillige an die Organisation. 
Der erste große Artikel über Exit erschien
kurz nach der Gründung im Jahr 2000 im
„Stern“, erinnert sich Bernd Wagner an die

große Resonanz aus der Szene. Wagner,
Jahrgang 1955, beschäftigt sich eigenen
Angaben zufolge seit etwa 25 Jahren mit
der Thematik; zuerst noch in der DDR. In
Frankfurt/Oder geboren war der diplo-
mierte Kriminalist im Zentralen Kriminal-
amt der DDR Leiter der Abteilung Extre-
mismus/Terrorismus und zeitweilig der
„AG Skinhead“. Er weiß aus Erfahrung,
dass der erste Schritt Richtung Ausstieg
Selbstzweifel sind. Die Betroffenen wür-
den realisieren, dass sie zwar in der Grup-
pe, aber nicht in der Gesellschaft Anerken-
nung finden. Der Betroffene würde fest-
stellen, dass er nur so lange etwas Wert sei,
wie er funktioniert. Er folge dann zumeist
ein „abendfüllendes Programm von Zwei-
felsfragen“.

Die Psychologin Birgit Rommelspacher ist
weniger optimistisch als der Exit-Chef. Sie
gibt sich überzeugt, dass nur wenige Rechts-
extreme „richtig aussteigen“ würden. In ih-
rem 2006 veröffentlichtem Buch „Der Hass
hat uns geeint: Junge Rechtsextreme und ihr
Ausstieg aus der Szene“ beschreibt die Wis-
senschaftlerin, dass viele nur ihre Erschei-
nungsform ändern würden, also Frisur und
gegebenenfalls Bart und Kleidung.

Die Leere im Kopf Wenn der Hass schwin-
det, hinterlässt der Extremismus eine Leere
im Kopf, die mit neuen Aufgaben und Er-
kenntnissen gefüllt werden muss. Deshalb
bieten Initiativen wie Exit auch Familienhil-
fe an. Doppelt betreutes „Aussteigen“, sozu-
sagen.                           Verena Renneberg ❚

Notausgänge nur für Nazis
AUSSTEIGER Wer dem Rechtsextremismus den Rücken kehren will, hat es nicht leicht. Initiativen wie Exit helfen dabei

Bernd Wagner ist Gründer und Leiter von Exit. Im vergangenen Jahr sorgte seine Organisation mit einer T-Shirt-Kampagne für Aufsehen.

Nicht nur die
Aussteiger

müssen mit der
Rache der Ex-
Kameraden

rechnen, auch
ihre Helfer.
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2010 tritt Hansa Rostock der Kampagne „Kein Ort für Nazis“ der Amadeu Antonio Stiftung bei: Schirmherr ist Bundestagsvize-
präsident Wolfgang Thierse (rechts), Hansas Vorstandsvorsitzender Bernd Hofmann (Mitte) und Stiftungskoordinator Timo Reinfrank.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 



D
ie Toilette der Kreuzber-
ger Szene-Kneipe ist re-
gelrecht gepflastert mit
einschlägigen Aufklebern
und Kritzeleien. Sie las-
sen keinen Zweifel auf-

kommen, welcher Geist hier herrscht. „Ge-
gen Nazis“ heißt es da und darunter zer-
schmettert eine geballte Faust ein Haken-
kreuz. Auf einem anderem Aufkleber wird
das Symbol des Nationalsozialismus
schlicht in einem Mülleimer entsorgt. „Na-
zis auf die Pelle rücken“
oder „Haut den Glatzen auf
die Fratzen“ ist zu lesen. Da-
zwischen prangt immer wie-
der ein Logo: eine rote und
schwarze Fahne hinterei-
nander wehend, umgeben
von einem roten Ring mit
dem umlaufenden Schrift-
zug „Antifaschistische Akti-
on“. Die Berliner Bezirke
Kreuzberg-Friedrichshain
und Prenzlauer Berg sind
Antifa-Land. Neonazis sto-
ßen dort auf erbitterten Widerstand einer
bunt gemischten, linken bis linksextremisti-
schen Szene, die bei aller Unterschiedlich-
keit der Kampf gegen Rechtsextremisten, der
„Antifaschismus“, eint. 
Die Antifas wachen über ihren Kiez: Das
Auftauchen eines Neonazis zwischen Kott-
busser Tor und Görlitzer Bahnhof zu später
Stunde wird schon einmal per Handy in der
Szene kommuniziert. Gegebenenfalls ma-

chen sie dem Eindringling lautstark, mitun-
ter auch handgreiflich klar, dass er hier
nichts verloren hat.
Berlin gilt als eine der Antifa-Hochburgen
Deutschlands. Und als eine Hochburg des
Linksextremismus. Allerdings ist nicht jeder
Antifa-Anhänger per se auch ein Linksextre-
mist, die Übergänge sind fließend. Von den
bundesweit geschätzt 31.800 Personen, die
in vom Verfassungsschutz als linksextremis-
tisch eingestuften Parteien, Vereinen und
anderen Gruppierungen organisiert sind, le-

ben nach Angaben der Berli-
ner Verfassungsschutzes
2.370 in der Hauptstadt. Vor
allem der Anteil Gewaltbe-
reiter soll an der Spree be-
sonders hoch sein: von den
bundesweit 7.100 gewaltbe-
reiten Linksextremisten sol-
len 1.100 dort anzutreffen
sein. Diese werden vorwie-
gend den „Autonomen“,
auch bekannt als „schwarzer
Block“, zugerechnet.
Tonangebend in der Berliner

Antifa-Szene sind die autonomen Gruppie-
rungen „Antifaschistische Linke Berlin“
(ALB), „Antifaschistische Revolutionäre Ak-
tion“ (ARAB) und „North East Antifacists“
(NEA) in Kreuzberg, Friedrichshain und
Prenzlauer Berg.  Rund 100 Personen sind
nach Angaben des Verfassungsschutzes in
diesen drei Gruppen fest organisiert – mo-
bilisieren können sie anlassbezogenen je-
doch einen deutlich größeren Personen-

kreis. Hinzu kommen weitere kleinere
Gruppen in anderen Bezirken der Stadt. 

Der gemeinsame Nenner „Antifaschis-
mus“ gilt in der zersplitterten linken Szene
als der kleinste gemeinsame Nenner und er
dient – etwa bei Demonstrationen oder Sitz-
blockaden gegen Aufmärsche und Ver-
sammlungen von Rechtsextremisten – auch
als inhaltliche Brücke zur Linkspartei, den
Jusos, der Grünen Jugend, den Gewerk-
schaften, christlichen Basisgruppen und lo-
kalen Bürgerinitiativen. So zum Beispiel bei
der Organisation der Gegendemonstratio-
nen und Blockaden in Dresden im Februar
2011, mit der der rechtsextremistische
„Trauermarsch“ anlässlich des Jahrestages
der Bombadierung Dresdens verhindert
werden konnte. Rund 12.000 Menschen
hatten sich an den Kundgebungen gegen
den bundesweit größten Nazi-Aufmarsch
beteiligt.
Diese Brücke zwischen Antifa und bürgerli-
cher Zivilgesellschaft ist jedoch äußerst brü-
chig. Zum einen weil zumindest den auto-
nomen Antifa-Gruppierungen der Kampf
gegen Rechtsextremisten gleichsam als Legi-
timation von Gewalt dient. Zudem anderen
fühlt sich die Szene nicht nur dem Antifa-
schismus verpflichtet, sondern auch dem
„Anti-Kapitalismus“, „Anti-Imperialismus“
und „Anti-Sexismus“. Wobei sich Faschis-
mus, Kapitalismus, Imperialismus und Se-
xismus für überzeugte Antifas letztlich ge-
genseitig bedingen. In der Tradition der
marxistischen Lehre wird der Kapitalismus

als Ursache für Faschismus angesehen. In
der Folge führt dies zur Ablehnung der ka-
pitalistischen Wirtschaftsordnung – aber
auch der parlamentarischen Demokratie.
„Kampf den Nazis! Kampf dem Staat!“, lau-
tet eine gängige Parole. 
„Antifa heißt Angriff“ – der einschlägige
Schlachtruf darf und muss wortwörtlich ver-
standen werden. Denn abseits friedlicher
Demonstrationen, der Herausgabe von Zeit-
schriften und Flugblättern oder der Organi-
sation von Informationsveranstaltungen
scheut der harte Kern auch nicht vor offener

Gewalt zurück. Vor allem gegen Neonazis
gilt sie als legitimiert, aber auch gegen Poli-
zisten, die als Vertreter eines „repressiven
Systems“ angesehen werden. 
Im vergangenen Jahr nahmen die gewaltsa-
men Auseinandersetzungen zwischen
Rechtsextremisten und der Antifa deutlich
zu. Nach zwei Neonazi-Demonstrationen
und einem Brandanschlag auf das Anton-
Schmaus-Haus der linken Jugendorganisati-
on „Falken“ in Berlin reagierte die Antifa
mit der Aktion „Nazis auf die Pelle rücken“.
Im Aufruf der Aktion heißt es: „In den kom-

menden Monaten wird es vermehrt Aktio-
nen gegen die Berliner Neonaziszene geben
– und zwar dort wo es weh tut – in ihren
vermeintlichen ,Homezones’. Denn wir wis-
sen: Nazis haben Namen und Adressen. Wir
warten nicht ab, bis erneut Angriffe auf Mi-
grant_innen und Linke stattfinden. Wir blei-
ben aktiv und lassen nicht zu, dass sie ihre
Hetze weiter verbreiten können. Für jede
Aktion werden wir eine adäquate Antwort
finden. Wir werden die antifaschistische
Selbsthilfe organisieren – bis die Scheiße
aufhört! Berlin ist und bleibt rot!“ Der Auf-
ruf blieb nicht unerhört: Mehrer NPD-Mit-
glieder und Parteigrößen wurden attackiert
oder niedergeschlagen. Im Rahmen der Ak-
tion „Nazis auf die Pelle rücken“ hätten sie
eine „antifaschistische Abreibung“ erhalten,
freute sich die Szene auf ihren Internetsei-
ten. Der Einsatz von Gewalt ist allerdings
auch in der Antifa nicht unumstritten. Be-
fürworter und Gegner liefern sich mitunter
heftige Kontroversen. Wegen der eher losen
Organisation gibt es in der Szene auch kei-
ne verbindliche Richtung. 
Bei der Einordnung von politisch motivier-
ten Straf- oder Gewalttaten ist allerdings
Vorsicht geboten. Selbst der Berliner Verfas-
sungsschutz warnt in seinem aktuellen Jah-
resbericht, dass „nicht hinter jeder in der
Medienberichterstattung als linksextremis-
tisch klassifizierten Straf- oder Gewaltttat
letzten Endes auch tatsächlich ein politisch
links motivierter Täter, geschweige denn ei-
ne entsprechende Gruppierung“ steht. Dies
gelte etwa für drei Viertel aller Autobrand-
stiftung in Berlin im vergangenen Jahr. 

Nazi-Outing Zu den Methoden der Antifa,
die in der jüngsten Zeit zum Einsatz kom-
men, gehört das sogenannte „Nazi-Outing“.
Schon immer sammelten die verschiedenen
Antifa-Gruppen Informationen über Akteu-
re, Strukturen und geplante Aktionen im
rechtsextremistischen Lager und tauschten
diese untereinander aus. Verbreitet werden
diese Informationen in Szene-Zeitschriften,
Flugblättern oder über das Internet. Im Rah-
men der Aktion „Nazis auf die Pelle rücken“
wurden wiederholt mutmaßliche Rechtsex-
tremisten mit Bild, dem vollständigen Na-
me, der Privatadresse, der Handy- oder Fest-
netznummer im Internet geoutet. Abgese-
hen davon, dass dies einen klaren Eingriff in
die Freiheitsrechte der Betroffenen darstellt,
können solche Outings auch als Anstiftung
zu Gewalttaten interpretiert werden. Zudem
erinnern sie stark an jene Namenslisten von
missliebigen Politikern und Journalisten,
die in der Vergangenheit von Rechtsextre-
misten veröffentlicht wurden. Unumstritten
sind diese Methoden in der Antifa-Szene
nicht.

Virtueller Angriff Der Kampf zwischen An-
tifas und Rechtsextremen wird längst nicht
mehr nur auf offener Straße ausgefochten.
Bereits im August 2008 hackte sich eine
Gruppe linker Netzaktivisten in das interne
Internet-Forum des in Deutschland verbote-
nen Nazi-Netzwerks „Blood and Honour“.
Ihre Beute: rund 240.000 Forenbeiträge so-
wie eine Datenbank zur Abfrage von über
30.000 Nutzern mit privaten Nachrichten,
E-Mail-Adressen und Mitgliederfotos. Die
kompletten Datensätze wurde von der Ha-
cker-Gruppe im Internet als Download zur
Verfügung gestellt. Seit Monaten macht zu-
dem eine Hacker-Gruppe namens „Operati-
on Blitzkrieg“, die sich nach eigenen Anga-
ben zum bekannten „Anonymous“-Netz-
werk zählt, den Betreibern rechtsextremisti-
scher Internetseiten das Leben schwer.
Wiederholt hackten sie deren Seiten und
veröffentlichten deren Inhalte auf der Web-
seite „nazi-leaks.net“. Alexander Weinlein ❚
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Die Tage vor Kundgebungen der Rechtsex-
tremisten, von diesen gern als „Trauer-
marsch“ anlässlich eines Jahrestages alliier-
ter Bombenangriffe während des Zweiten
Weltkriegs oder als „Heldengedenken“ an
deutsche Soldaten tituliert, ähneln sich
häufig: Auf Betreiben des Bürgermeisters
oder der Polizei wird der Marsch der Neo-
nazis verboten – und dann, kurz vor dem
Termin, vom zuständigen Verwaltungsge-
richt doch zugelassen. Die Zivilgesellschaft
– von Politikern über die breite Bevölke-
rung bis zur Antifa – reagiert alarmiert. Un-
ter Motti wie „Dresden nazifrei“, „München
ist bunt“ oder „Wir können sie stoppen“ ru-
fen sie zur Gegendemonstration auf. 
In Alarmbereitschaft versetzt wird mit dem
Entscheid der Richter aber auch die Polizei.
Beinahe über Nacht werden Hundertschaf-
ten, von denen man gehofft hatte, sie nicht
zu benötigen, über Ländergrenzen hinweg-
zum Dienst beordert. Schon ein „Trauer-
marsch“ wie der diesjährige in Lübeck, bei
dem am Ende kaum 150 Neonazis auf zwei-
bis dreitausend Gegendemonstranten tref-
fen, bindet schnell einmal 1.800 Polizisten.
„An Wochenenden, an denen auch diverse
Fußballspiele Kräfte binden, ist die Kapazi-
tätsgrenze da häufig bald erreicht“, erklärt
Rüdiger Holecek, Sprecher der Gewerk-
schaft der Polizei (GDP). Das Argument,

angesichts der zu erwartenden Auseinan-
dersetzungen die Sicherheit nicht gewähr-
leisten zu können, ist dann auch das zug-
kräftigste in dem Bemühen, eine Neonazi-
Demo verbieten zu lassen. Manchmal las-
sen sich die Verwaltungsgerichte davon
beeindrucken – immer wieder heben sie ein
Demonstrationsverbot aber auch mit der
Begründung auf, der sogenannte „polizeili-
che Notstand“ könne nur als „ultima ratio“
in „extremen Situationen“ geltend gemacht
werden. 

Ein hohes Gut Die Szenen solcher De-
monstrationen und Gegendemonstratio-
nen treffen die Menschen vor Ort wie an
den Bildschirmen ins Mark: Schild an
Schild, Visier an Visier, Helm an Helm si-
chern Polizisten den Marsch rechtsextremer
Gruppierungen gegen ihre Gegner ab. Das
Unverständnis über diese Vorgehensweise
mündet nicht selten in dem lautstark skan-
dierten Slogan: „Deutsche Polizisten schüt-
zen die Faschisten“. Den Polizisten, darauf
weist die GdP hin, sind dabei die Hände ge-
bunden: „Das Demonstrationsrecht ist un-
teilbar und ein hohes Gut“, sagt Holecek,
„und wenn eine Demonstration nicht ver-
boten ist, haben wir den Auftrag, sie zu
schützen – was immer für Meinungen dort
auch kund getan werden.“ 

Damit aber gerät die Polizei immer wieder,
und zwar beinahe wörtlich, in eine Schuss-
linie: Nicht selten enden die Auseinander-
setzungen mit Gewalt gegen Polizisten. Die
wird allerdings häufig nicht von Seiten der
Neonazis, sondern von Autonomen oder
der radikalen Antifa, verübt. Das „polizeili-
che Problem mit linken Gegnern“ sei nicht
zu verachten, sagt Holecek – und zwar nicht

nur bei Neonazi-Aufmärschen, sondern
auch bei regelmäßig wiederkehrenden De-
mos der Linken. „Wer zum Beispiel die so-
genannte revolutionäre 1. Mai-Demo in
Berlin kennt, weiß, dass solche Veranstal-
tungen einer regelrechten Choreographie
folgen. Nichts ist wichtiger, als am Ende sa-
gen zu können: Guckt mal, was Polizisten
für Schweine sind!“ Jeannette Goddar ❚

Gewaltsame Ausschreitungen während einer Neonazi-Demo in Leipzig im Jahr 2003.

ANTIFASCHISMUS Im Kampf gegen Neonazis scheuen autonome Antifas auch nicht vor Gewalt zurück

Die linke Wacht im Kiez
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Helm an Helm in der Schusslinie 
DEMONSTRATIONSRECHT Die Polizei muss genehmigte Neonazi-Aufmärsche schützen – mit allen Konsequenzen

>STICHWORT

> Historie In Deutschland existiert die „Antifaschistische Ak-
tion“ seit 1923 als Teil des Rotfrontkämpferbundes. Ur-
sprünglich rekrutierten sich die Mitglieder vor allem aus
dem kommunistischen Lager, später auch aus sozialisti-
schen Parteien und Organisationen. Die Idee und der Begriff
stammt allerdings urprünglich aus Italien und bezeichnete
die Gegner des faschistischen Diktators Mussolini. In den
1980er Jahren bildeten sich Antifa-Gruppen aus der Haus-
besetzer- und Autonomen-Bewegung.

> Logo Das ursprüngliche Logo der „Antifaschistischen Akti-
on“ in der Weimarer Republik zeigte zwei rote Flaggen, die
für die KPD und SPD standen. In der modernen Variante mit
einer roten und schwarzen Flagge steht die schwarze Flag-
ge für die anarchistisch-autonome Bewegung.

ANTIFA – Antifaschistische Aktion 
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Gegendemonstration der Antifa während eines NPD-Aufmarschs im Dezember 2011 in Gera.

»Antifa heißt
Angriff« – der

Schlachtruf
darf und muss
wortwörtlich
verstanden

werden.

Mehr zum Thema unter: www.bpb.de/politik/ex-
tremismus/linksextremismus/ 
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D
er Frust ist heute riesen-
groß. Marianne Thum ist
an diesem Freitag Anfang
Juli gerade zurück vom
Landgericht, noch außer
Atem und voller Wut im

Bauch. Seit elf Jahren berät die Dresdnerin
Opfer rechter Gewalt, begleitet sie nach den
Angriffen zur Polizei oder zum Gerichtspro-
zess. Und ist schier ohnmächtig, wenn sie
ihnen erklären soll, wie es zu Urteilen wie
dem heute kommen kann.
Vier Männer haben heute vor dem Richter
gestanden, angeklagt der gefährlichen Kör-
perverletzung in drei Fällen. Doch weil die
Taten schon so lange zurücklagen und drei
der Täter als Heranwachsende zwischen 18
und 21 Jahren unter das Jugendstrafrecht
fielen, gingen sie mit Bewährungsstrafen
aus dem Saal. Und Marianne Thum ist so
sauer, dass sie fast schäumt: „Wir reden hier
über Angriffe, die 2008 und 2009 stattge-
funden haben. Das hätte alles längst vom
Tisch sein können, wenn nicht die Akte 15
Monate lang beim Amtsgericht verschüttet
worden wäre. 15 Monate – und keiner weiß,
wo sie in der Zeit geblieben ist.“ Die beiden
Opfer, die Thum begleitet hat, hätten in all
der Zeit nicht mit der Geschichte abschlie-
ßen können. Einer der Männer habe unter
massiven Ängsten gelitten – und nun fas-
sungslos zur Kenntnis nehmen müssen,
dass den Tätern keinerlei „schädliche Nei-
gungen“ durch die Jugendgerichtshilfe be-
scheinigt wurden, „obwohl jeder weiß, dass
sich alle vier immer noch in den gleichen
rechten Kreisen bewegen wie früher“. Das
sei doch, sagt Marianne Thum inzwischen
erschöpft, „jedes Mal der gleiche Mist“.

Beratung für Opfer Gerichtsprozesse wie
heute sind Thums Alltag. Die 56-Jährige ist
Beraterin im Dresdner Büro der Regionalen
Arbeitsstellen für Bildung, Integration und
Demokratie Sachsen e.V. (RAA). Ihre Ar-
beitsstelle gehört zu dem Netzwerk von Be-
ratungsstellen für Opfer rechter Gewalt, die
Anfang der 2000er Jahre in den neuen Bun-
desländern und Berlin gegründet wurden.
Zuvor hatte der damalige Bundeskanzler
Gerhard Schröder (SPD) nach dem Brand-
anschlag auf eine Düsseldorfer Synagoge ei-
nen „Aufstand der Anständigen“ gefordert
und die Bundesregierung das Programm
„Jugend für Toleranz und Demokratie“ auf-
gelegt. Aus dessen Teilprogramm CIVITAS
erhielt der Brandenburger Verein Opferper-
spektive Geld, um im Jahr 2000 die erste Be-
ratungsstelle für Opfer rechter Gewalt in
Deutschland zu gründen. Inzwischen folg-
ten ähnliche Projekte in allen ostdeutschen
Bundesländern und Berlin, so auch die RAA
in Sachsen.
In ihrer Arbeit befolgen alle Beratungsstel-
len einen ähnlichen Grundsatz: Sie bezie-
hen klar Stellung für die Opfer und wollen
ihnen nicht nur über individuelle Betreu-
ung helfen, sondern auch den gesellschaft-
lichen und politischen Ursachen rechtsmo-
tivierter Gewalt auf den Grund gehen. Man
wolle, so heißt es in einem Text der Opfer-
perspektive aus dem Jahr 2001, eines klar-
machen: „Der Angriff hätte nicht geschehen
dürfen und darf nicht wieder geschehen.
Die gesellschaftlichen Bedingungen, die
den Angriff möglich gemacht haben, müs-
sen sich ändern. Die rassistische Stimmung
in der Bevölkerung, die von den Tätern
schlagend umgesetzt wurde, muss sich än-
dern.“ Lange hätten nach rechtsextremen
Gewalttaten immer die gleichen Mechanis-
men eingesetzt: „Am besten verschweigen,
weil sonst der Ruf der Stadt in Mitleiden-
schaft gerät. Wenn verschweigen nicht geht,
dann verharmlosen. Bestimmt hatte der An-
griff keinen rassistischen Hintergrund, ver-
mutlich war es ein privater Streit, der Aus-
länder wird provoziert haben. Was hat der
auch nachts um die Uhrzeit auf der Straße
verloren?“

Schwindendes Vertrauen Dass sich daran
auch mehr als zehn Jahre nach Gründung
der Opferberatungsstellen vielerorts noch
nicht viel geändert hat, muss Kay Bolick im-
mer wieder erfahren. Er arbeitet für die Lan-
desweite Opferberatung für Betroffene rech-
ter Gewalt in Mecklenburg-Vorpommern
und ist gerade viel in Anklam: In der Han-
sestadt hat es im Mai mehrere Angriffe und
Hetzjagden auf Punks und nicht-rechte Ju-
gendliche gegeben. Dass dort am helllichten
Tag Jugendliche quer durch die Stadt getrie-
ben und geschlagen worden seien, habe für
ihn „die Erinnerungen an die 1990er-Jahre“
wieder aufleben lassen, sagt der Berater. Es

sei heute so schwer wie damals, in der Stadt
eine Solidarisierung mit den Opfern auszu-
lösen. „Punks sind einfach eine Opfergrup-
pe, die von Polizei oder Kommune eher ab-
gelehnt werden. Es stört, dass die da in der
Stadt sitzen und Bier trinken“ – wenn sie
dann vertrieben würden, finde diese Form
der „Problemlösung“ auch Zustimmung. 
Dass in der Pressemeldung der Polizei ledig-
lich von „einer Schlägerei zwischen zwei
Gruppen aus dem rechten und dem linken
Spektrum“ die Rede war, halten die Meck-
lenburger Opferberater für symptomatisch.
„Wenn Neonazis Rollkommandos am hell-
lichten Tag durch die Stadt schicken oder ei-
ne Einrichtung wie den Demokratieladen
angreifen, muss mehr passieren als eine
Meldung in der Zeitung“, sagt Kay Bolick,
denn wenn die Angriffenen allein gelassen
würden und es in der Stadt keine Positionie-
rung gegen Neonazis gebe, werde sich die
rechte Szene gestärkt fühlen.
Der spielt auch eine Entwicklung in die
Hände, die man bei der Opferperspektive in
Potsdam mit Sorge sieht. „Wir wussten im-

mer, dass es im Bereich rechter Gewalttaten
ein großes Dunkelfeld gibt“, sagt Geschäfts-
führer Marcus Reinert, „aber jetzt gibt es ei-
ne vermehrte Anzahl von Angriffen, bei de-
nen die Opfer nicht bereit sind, sie zur An-
zeige zu bringen.“ Ist die Angst zu groß, im
laufenden Strafverfahren erneut zum Opfer,
etwa durch Racheaktionen, zu werden? Das
Vertrauen in den Rechtsstaat und seine Fä-
higkeit, die Täter angemessen zu bestrafen,
zu klein? „Wir können das noch nicht rich-
tig einschätzen“, sagt Reinert vorsichtig,
„aber das wird wohl alles eine Rolle spie-
len.“

Stete Gradwanderung Ohnehin ist für die
Opferberater ihre Arbeit eine stete Gratwan-
derung. Sie verfolgen den Grundsatz der
„aufsuchenden Arbeit“: Wenn sie etwa über
Presseberichte oder Polizeimeldungen er-
fahren, dass es rechte Angriffe gegeben hat,
nehmen die Berater Kontakt zu den Opfern
auf. Das kann über Netzwerkpartner vor Ort
sein oder über Briefe, die von der Polizei
weitergeleitet werden – und ist „in der Regel
recht mühselig“, so Reinert. Nur selten kä-
men die Betroffenen von selbst. „Wir haben
die Erfahrung gemacht, dass Opfer von Ge-
walttaten sich häufig zurückziehen.“ 
Was sie bräuchten, um das Erlebte verarbei-
ten zu können, sei höchst individuell – Un-
terstützung beim Stellen der Strafanzeige, die
Vermittlung eines Psychologen oder Hilfe bei
der Forderung finanzieller Wiedergutma-
chung. Oft seien die seelischen Verletzungen
viel größer als die körperlichen, so die Erfah-
rung der Berater – und nahezu immer helfe
das Signal, damit nicht alleingelassen zu wer-
den. „Das mag banal klingen“, sagt Kay Bo-
lick, „aber wenn wir artikulieren, dass wir die-
se Angriffe auch schlimm finden und das
nicht das persönliche Problem der Betroffe-
nen ist, tut das den meisten sehr gut.“ 
Denn die, die am häufigsten zum Opfer
rechter Gewalt werden, haben nur selten ei-
ne mächtige Lobby: Migranten, alternative
Jugendliche, Homosexuelle, Wohnungslo-
se, Behinderte. Die Aufmerksamkeit der Öf-
fentlichkeit kommt immer in Wellen; dann,

wenn es einen besonders brutalen Angriff
gab oder, wie im Moment, das Entsetzen
groß darüber ist, dass über Jahre hinweg ei-
ne rechte Terrorgruppe Menschen töten
konnte. Dann klingeln in den Beratungsstel-
len die Telefone, dann rücken die Kamera-
teams an und in den Nachrichten wird über
die laut Verein Opferperspektive 706 rechts-
extremistischen Gewalttaten in Ostdeutsch-
land des Jahres 2011 berichtet. Die Berater
sind froh über diese momentane Aufmerk-
samkeit – aber sie haben schon jetzt Angst
davor, dass sie wieder allein auf weiter Flur
stehen, wenn das Scheinwerferlicht ver-
lischt. Denn dann sei ihre Arbeit wieder weit
weniger genehm, erzählt Marianne Thum.
„Wir legen ja immer den Finger in die Wun-
de – und sind damit der Buhmann.“ Sie
glaube nicht an die tollen Slogans des ver-
meintlich weltoffenen Dresdens, weil sie die
andere Seite viel zu oft sehe – „und damit
macht man sich in der Stadtverwaltung nun
mal keine Freunde. Dort sind wir so unbe-
liebt wie nur etwas.“
Mehr Wertschätzung ihrer Arbeit – das wür-
de die Opferberater vermutlich freuen. Viel
dringender ist für sie aber, dass sich etwas
an der Wahrnehmung rechter Gewalt än-
dern möge. Noch immer täten Polizei und
Öffentlichkeit viele der Taten als einfache
Auseinandersetzung unter Jugendlichen ab,
sagt Kay Blick. „Aber man muss es klar als
das bezeichnen, was es ist: Gewalt mit poli-
tischer Motivation.“
Dass sie mit dieser klaren Haltung auch
selbst immer wieder in den Blick der Rech-
ten geraten, damit leben die Berater. Sie ha-
ben bestimmte Sicherheitsvorkehrungen
getroffen; sind bei den Besuchen der Opfer
zu zweit unterwegs, haben Sperrvermerke
für Telefonnummern und Adressen. Und
sind wie Marianne Thum der Überzeugung,
dass – trotz aller Frustration – aufgeben ein-
fach nicht drin ist: „Dafür gibt es noch viel
zu viel zu tun.“ Susanne Kailitz ❚

ENGAGEMENT Beratungsstellen helfen Betroffenen rechter Gewalt.
Nicht immer haben sie die volle Unterstützung der Behörden

An der Seite 
der Opfer

Hin und wieder ist Birgit Lohmeyer dann
doch wieder überrascht. So wie neulich, als
ihre Nachbarn am Dorfeingang ein großes
Schild aufstellten, das Karikaturen der
Schriftstellerin und ihres Mannes zeigt, und
den Schriftzug trägt „Die Dorfgemeinschaft
grüßt: Die ‘Helden’ des Nordens“.
Die Dorfgemeinschaft, das sind mehrere
Neonazis, die sich im Dunstkreis des ehema-
ligen NDP-Funktionärs Sven Krügers im
mecklenburgischen Ort Jamel, wenige Kilo-
meter von der Ostsee ent-
fernt, niedergelassen haben
– und denen Birgit und
Horst Lohmeyer beharrlich
die Stirn bieten. Ein Engage-
ment, für das sie Ende 2011
in einer Gemeinschaftsakti-
on mehrerer norddeutscher
Medien mit dem Titel „Hel-
den des Nordens“ ausge-
zeichnet wurden.
Das Schild sei ja nun wirklich
etwas Neues gewesen, findet
Birgit Lohmeyer, „da ist im
Hintergrund ja wirklich mal gegrübelt und
das Ganze dann generalstabmäßig organi-
siert worden“. Normalerweise bewegten sich
die Aktionen der Nachbarn eher auf „Bauern-
Mobbing-Niveau“: tote Ratten im Briefkas-
ten, Tierkadaver über dem Zaun, Nazi-Auf-
kleber auf dem Briefkasten. Alles „eher simp-
le Anwürfe“, findet die Autorin, eben das, wo-
mit man bei Neonazis rechnen müsse.

Wegweiser nach Braunau Wenn die Loh-
meyers sich selbst nicht immer wieder Mut
machen und die Aktionen ihrer Nachbarn
als tumbe Spielchen abtun würden, hätten
sie ihre Heimat wohl längst
verlassen. Denn in einem
Dorf, in dem es monatelang
einen Wegweiser nach Brau-
nau, der Geburtsstadt Hit-
lers, oder einen Findling mit
der Aufschrift „Dorfgemein-
schaft Jamel, frei – sozial –
national“ gab, bedarf es ei-
ner großen inneren Stärke,
sich immer wieder gegen
rechte Propaganda zur Wehr
zu setzen.
Dabei hätte alles so schön
sein können, als das Paar vor acht Jahren
nach Jamel zog, weg aus der Hektik des
Hamburger Stadtteils St. Pauli, wo beide 15
Jahre lang gelebt und ihre „Erfahrungen mit
schwierigen Nachbarn“ gemacht hatten.
„Wir sind damals sofort gefragt worden, ob
wir denn nicht wüssten, wer der Krüger ist“,
erinnert sich Birgit Lohmeyer, „aber der leb-
te zu dieser Zeit dort allein mit seiner Mut-
ter und seiner Schwester – da war ja keine
Rede davon, dass sich ein Haufen Nazis im
Ort ansiedeln würde. Darüber, dass der Ab-
rissunternehmer Nachbarn terrorisierte,
sprach niemand. Und auch nicht über die
Hakenkreuz-Schmierereien an den Bushal-
testellen, die Partys mit lauter Neonazi-Mu-
sik und die Kinder, die den Arm zum Hit-

lergruß hoben. Erst langsam dämmerte den
Lohmeyers, dass das Dorf, in dem sie ihr
neues Zuhause gefunden zu haben glaub-
ten, zu einer „No-go-Area“ wurde. 
Inzwischen sitzt Sven Krüger im Gefängnis.
Wegen Hehlerei und unerlaubten Waffen-
besitzes wurde er im vergangenen Sommer
zu vier Jahren Haft verurteilt. Sein Plan, Ja-
mel zur „national befreiten Zone“ zu ma-
chen, ist dennoch aufgegangen: Sein
„Thing-Haus“ – angelehnt an den Begriff

für alte germanische Ge-
richtsversammlungen –
wurde zum Treffpunkt sei-
ner heimattreuen Gesin-
nungsgenossen. Etwa zwei
Drittel der 35 Dorfbewoh-
ner sind Nazis – und der
Bürgermeister bekannte vor
einigen Monaten, er habe
„Jamel aufgegeben“. Auch
die übrigen Dorfbewohner
haben sich mit den Nazis ar-
rangiert. 
Die Autorin und der Musi-

ker machten dabei nicht mit. Sie lassen sich
nicht von „ein paar Idioten“ vertreiben. Seit
2007 veranstalten sie jährlich das Jamel-
rockt-den-Förster-Festival auf ihrem Grund-
stück. Ursprünglich ein Sommerfest für
Freunde und Kollegen. Inzwischen ist da-
raus ein Zeichen für Demokratie und Zivil-
courage geworden, erst gefördert durch das
Schweriner Innenministerium und seit
2009 unter der Schirmherrschaft von Erwin
Sellering (SPD), dem Ministerpräsidenten
von Mecklenburg-Vorpommern.
Früher ließen die Lohmeyers zum Festival
auch die rechten Nachbarn aufs Gelände.

Doch seit vor 2010 zwei be-
trunkene Nazis einem Gast
die Nase gebrochen hätten,
„geht die Hälfte unseres
Budgets für die Security
drauf“. Dass sie landesweit
viel Unterstützung erhalten,
lässt die Lohmeyers durch-
halten. „So sind wir einfach
davon überzeugt, das Richti-
ge zu tun,“ erklärt Birgit
Lohmeyer. Die 54-Jährige
hat trotz allem Verständnis
für Menschen, die sich nicht

so tatkräftig zur Wehr setzen. „Es soll sich ja
gar nicht jeder so weit aus dem Fenster hän-
gen wie wir. Aber man darf doch nicht weg-
schauen, wenn überall Nazi-Schmierereien
zu sehen sind.“ Es habe sie getroffen, dass
sie selbst bei den Nachbarn, die sich nicht
als rechts bezeichnen, als Störenfriede gel-
ten. Da heißt es, die Lohmeyers seien
Schuld daran, dass das Dorf so in Verruf ge-
raten ist. „Das sind genau die gleichen Re-
flexe, die Frauen und ihre kurzen Röcke da-
für verantwortlich machen, dass sie verge-
waltigt wurden.“
Die Lohmeyers wollen trotz allem bleiben.
Und, zur Abwechslung, für gute Meldungen
im Ort sorgen: Am 3. August beginnt ihr
nächstes Festival.                Susanne Kailitz ❚

Leben unter Neonazis:
Tote Ratten im Briefkasten

Mehr zum Thema auf der Seite des Vereins unter:
www.opferperspektive.de 

Plakat der mobilen Opferberatung des Vereins „Miteinandere.V.“ (o.) und Aufsteller in Berlin

Die Amadeu-Antonio-Stiftung gründete 1991 die RAA e.V. für die neuen Bundesländer.
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Das Dorf,
in dem sie ihr
neues Zuhause

gefunden 
hatten, wurde

zu einer 
»No-go-Area«.

»Man darf doch
nicht weg-

schauen, wenn
überall Nazi-

Schmierereien
zu sehen sind.«

Birgit Lohmeyer

ALLTAG Wie sich ein zugezogenes Paar in Jamel behauptet

Die goldglänzende, mächtige Kuppel der
Neuen Synagoge in der Oranienburger
Straße in Berlins Mitte ist weithin sichtbar.
Beim Näherkommen fallen die Eisenket-
ten ins Auge, mit denen der Vorplatz weit-
hin abgesperrt ist. Zwei Polizisten patroul-
lieren hier, Tag und Nacht. Einer von ihnen
trägt schwarze Schulterklappen auf seinem
hellblauen Diensthemd; das Erkennungs-
zeichen des „Zentralen Objektschutzes“,
einer Spezialeinheit der Berliner Polizei
mit mehr als 1.000 Mitarbeitern. Diese
sind unter anderem für den Schutz der et-
wa 50 jüdischen Einrichtungen in der Bun-
deshauptstadt zuständig, die als besonders
gefährdet eingestuft werden. Die zwei Poli-
zisten vor der Berliner Synagoge sehen in
ihrer Aufgabe eine „oberste Priorität“. Und
sie zeigen sich überzeugt, dass die Bewa-
chung ihren Zweck erfüllt.

Immer wieder Übergriffe Auch im übri-
gen Bundesgebiet wird ein großer Teil jü-
discher Kindergärten, Kulturzentren, Ge-
meindehäuser und Synagogen rund um
die Uhr bewacht. Denn immer wieder wa-
ren in den vergangenen Jahrzehnten jüdi-
sche Bürger, Einrichtungen und Gedenk-
stätten in Deutschland Ziele von Anschlä-
gen: 1970 sterben sieben Menschen bei ei-
nem nächtlichen Brandanschlag auf ein
israelitisches Altenheim in München,
1994 setzt ein Molotowcocktail die Lübe-
cker Synagoge in Brand, im Jahr 2000
brennen die Synagogen in Erfurt und Düs-
seldorf, und 2007 werfen Unbekannte ei-
ne Rauchbombe in einen jüdischen Kin-
dergarten in Berlin. Und das ist nur ein
Ausschnitt solcher rechtsextremer Über-
griffe. 
Die Objektschützer in der Oranienburger
Straße in Berlin arbeiten in Zwölf-Stun-
den-Schichten; Zwischenfälle habe es in
den letzten Jahren nicht gegeben. „Jeden-

falls nicht, seitdem wir hier sind“, sagt ei-
ner der beiden Polizisten, „und das sind
schon einige Jahre.“ Ihre Namen wollen sie
nicht nennen, ins Detail dürfen sie nicht
gehen. 
Auch der Zentralrat der Juden in Deutsch-
land will „in Sicherheitsfragen keinerlei
Stellungnahmen“ abgeben: Unter dem
Dach des Zentralrats sind die Landesver-
bände mit insgesamt 108 jüdischen Ge-
meinden und ihren etwa 105.000 Mitglie-
dern organisiert. 

Beschämend Dass der Polizeischutz für
jüdische Einrichtungen „beschämend“ für
Deutschland sei, betonte zu Jahresbeginn
Johannes Diks,  Bürgermeister der Stadt
Emmerich am Rhein während einer Ge-
denkfeier für NS-Opfer. Dass wieder Juden
in Deutschland lebten, sei schließlich „ein
Geschenk und eine Verpflichtung, dem An-
tisemitismus entgegenzutreten“.        ver ❚

Schutz gegen Rechts

Die Neue Synagoge in Berlin
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SICHERHEIT Jüdische Einrichtungen sind besonders gefährdet



D
Die meisten großen Ta-
ten, sagte einst Albert
Camus, haben einen be-
lächelnswerten Anfang.
Bei den Schülern der
Klasse 10d des Gymnasi-

um Starnberg ist es ein etwas irre wirken-
der Spurt über den Münchener Marien-
platz. Gerade noch waren sie unbeteiligte
Passanten, laut- und namenlos. Da schrei-
en drei Dutzend Schüler auf einen Schlag
los, sie lösen sich aus ihren Alltagsposen
und rennen zu einem zwei Meter großen
Friedenszeichen in Regenbogenfarben. Ein
Megafon ertönt. „Wir rufen auf zu mehr Zi-
vilcourage an bayerischen Schulen!“, ruft
Hannah von Czettritz, 16. Willkommen
zum „Flashmob gegen Rechtsextremis-
mus“. Passanten bleiben stehen, diskutie-
ren mit den Schülern, applaudieren. Als
die 40 Pennäler ihren Flashmob, diesen
kurzen und nur scheinbar spontanen Men-
schenauflauf wiederholen, rennen Rentner
mit, und auch Touristen. „Wir wollten raus
an die Öffentlichkeit“, erinnert sich Han-
nah von Czettritz an die Aktion drei Mo-
nate später. „Wir wollten die Leute direkt
ansprechen, einfach etwas unternehmen.“

Starker Zusammenhalt Der Klasse 10d
gelang der Übergang von Theorie zur Pra-
xis. Am Anfang war es ein
Plakat gewesen, welches sie
im Schulflur sahen. Das
Bundesjustizministerium
rief dort auf zu einem Schü-
lerwettbewerb gegen
Rechtsextremismus. Ge-
fragt waren Initiativen, Ak-
tionen und Denkanstöße.
„Wir haben einen starken
Zusammenhalt in der Klas-
se“, sagt Hannah von Czet-
tritz, „wir legten sofort los.“
Bei Facebook richteten die
Schüler eine Seite ein mit dem Aufruf zum
Flashmob – und erhielten für ihre Aktion
von Bundesjustizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger (FDP) Ende Mai
den zweiten Preis des Wettbewerbs in der
Kategorie „Gruppenarbeit“. „Wir wollen
mit der Klasse auf jeden Fall weitere Aktio-
nen machen“, ist sich Hannah von Czet-
tritz sicher.
Den Impuls für den Schülerwettbewerb
gab die Aufdeckung der Zwickauer Terror-
zelle im vergangenen Herbst. Die Jury, in
der neben der Ressortchefin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger (FDP) Vertreter
des Bundesjustizministeriums saßen, woll-
te ein Zeichen für Zivilcourage setzen. Ge-
fragt waren Ideen, die sich klar, kreativ und
originell mit den Möglichkeiten auseinan-
dersetzen, wie Rechtsextremismus begeg-
net werden kann. Die Resonanz war über-

wältigend. Fast 4.000 Schüler aus nahezu
allen Bundesländern reichten über 310
sehr unterschiedliche Beiträge ein. Die
Preise: Die ersten beiden Guppenplatzier-
ten bekamen eine Klassenfahrt nach Brüs-
sel und nach Berlin oder München, die
Drittplatzierten 500 Euro. Die ersten Prei-
se bei den Einzeleinreichungen waren ein
Notebook, ein Tablet-PC und ein MP3-
Player.

Positive Impulse Beim Wettbewerb geht
es nicht um Patentrezepte gegen Rechtsex-
treme. Positive Impulse sollen gesetzt wer-
den, das Gespür soll dafür gefördert wer-
den, was „richtig“ in der Gesellschaft ist.
„Während des Flashmobs diskutierten Kri-
tiker mit uns, die meinten, damit könne
man doch keine Nazis überzeugen“, sagt
Hannah von Czettritz. „Wir wollten aber
lediglich Leuten Mut machen, sich gegen
Nazis auszusprechen.“
Rechtsextremismus trägt stets eine Veren-
gung in sich. Den Willen, die Welt sich zu-
rechtzuschnitzen und vieles nicht wahr ha-
ben zu wollen. Ein Zeichen dagegen haben
Schüler der Finkenberg-Schule aus Köln-
Porz gesetzt. In ihrem während einer Pro-
jektwoche produzierten Film erweitern sie
dem Zuschauer den Blick auf das, was Hei-
mat ist, und was Rassismus – aus ihrer Per-

spektive als Einwanderer-
kinder. „Mein Gefühl sagt
mir, was ich bin, nicht die
Papiere“, sagt einer der 14-
bis 17-Jährigen im Film. In
schwarz-weißen Kontrasten
gedreht, die Gesichter teils
im Schatten, erzählen die
Förderschüler von ihrer
Heimat Deutschland: „Hier
bin ich geboren und aufge-
wachsen, und hier habe ich
meine ganzen Freunde.“
Und sie umreißen den

deutschen Rassismus: „Wenn die Leute ei-
nen angucken und sagen: ‚Schau mal den
an'. Ich kann das nicht erklären. Ich will
das, aber das kommt nicht raus.“ Die Deut-
schen müssten sich halt daran gewöhnen,
sagt ein anderer im Film ganz verständnis-
voll, „dass wir hier sind“.

Zeichen setzen auf Youtube Für ihren
Film erhielten die Jungs den ersten Preis in
der Gruppenkategorie. Stolz verfolgen sie
heute, wie der Streifen auf dem Online-Vi-
deoportal „Youtube“ immer öfter ange-
klickt wird; derzeit sind es 914 Klicks. „Wir
wollten auch mal etwas sagen“, sagt Os-
man. Und Maher ergänzt: „Wir werden mit
dem Filmemachen nicht aufhören. Unser
nächster Film wird von Schwarzen han-
deln. Die werden ja auch nicht gut behan-
delt, weil die noch mehr auffallen.“

Den ersten Preis teilen sie sich mit der
Klasse 8c der Heimschule Lender aus Sas-
bach (Baden-Württemberg). Die Schüler
merkten, dass es mit einer Idee allein für
sie nicht getan sei, also setzten sie sich
gleich an mehrere Werke; sie gründeten
„Lender Rainbow Minds“. „Der Regenbo-
gen ist überall gleich“, begründen sie in ih-
rem Projektbuch die Namensgebung. Als
erstes erarbeiteten sie einen Rap, übten ihn
ein samt Choerographie. „Stopp – Rechts-
extremismus ist ein Flop!“, hieß der Titel,
und Gelegenheit zum Auftritt erhielten sie
rasch. Ende März ging eine Projektwoche
der Schule mit dem israelischen Partner-
gymnasium „Leyada“ zu Ende. Gleichzei-
tig berichteten die Lokalzeitungen von ei-
nem bevorstehenden Nazi-Aufmarsch.
„Dieser krasse Gegensatz, einerseits die
wunderschöne deutsch-israelische Freund-
schaft unserer Schulpartnerschaft, und an-
dererseits ein rechtsextremer Aufmarsch
hier in der Gegend, ganz nah und jetzt“,
schreiben die Schüler in ihrem Projekt-
buch. „Wir beginnen mit der Planung un-
serer ersten Aktion.“

Rap gegen Rechts Die Schüler lassen But-
tons drucken mit dem Logo ihres Rap-
Songs, nehmen Kontakt zu Organisatoren
einer Gegendemonstration auf. Sie schmü-
cken die Veranstaltung mit ihrer Musik
und selbst hergestellten Plakaten; der Auf-
marsch der Nazis gerät tatsächlich zum
Flop. Die „Lender Rainbow Minds“ ziehen
weitere Kreise: Sie stellen ihre Initiative bei
anderen Schulen vor, interviewen Lehrer,
Schülersprecher und Sozialarbeiter. „Die
Gespräche unterstrichen unsere Vermu-
tung, dass es sehr wenige Schülergruppen
gibt, die sich nachhaltig gegen Rechtsextre-
mismus engagieren.“ Und kündigen an:
„Wir wollen diese Situation verändern.“
Die Idee, dem Rechtsextremismus vielsei-
tig zu begegnen, hatte auch die Klasse 9 f3
der Goethe-Schule in Einbeck (Nieder-
sachsen). Die Schüler entwarfen eine Web-
site und zeigten, dass die Auseinanderset-
zung mit Rassismus und Demokratiefeind-
schaft besonders bei Jugendlichen auch ei-
ne virtuelle Ebene hat. Auf
www.anti-rechts.jimbo.com finden Leser
als erstes – einen Song. Zur Gitarre gesellt
sich eine Stimme, dann werden es zwei
und drei. 
Gleichaltrige können sehr gut nachvollzie-
hen, wie sich Rechtsextremismus anfühlt:
In einem Kurzfilm, auf dem Schulhof ab-
gedreht, zeigen die Jugendlichen der Klas-
se 9 f3, wie Ausgrenzung funktioniert; in
zwei Episoden steht einmal eine „Auslän-
derin“ einer sie mobbenden Gruppe ge-
genüber, ein anderes Mal ist es eine Fa-
schistin aus jener Gruppe, die sich mehre-
ren Einwandererkindern zu stellen hat.

Auch selbst erstellte Karikaturen findet
man auf der Website, samt einem „Anti-
Rechts-Navi“, das empfiehlt: „Lieber ein-
mal mehr überlegen als nach rechts abzu-
biegen.“ Die Umfrage auf der Seite zeigt
die Konkretheit, mit der Jugendliche
Rechtsextremismus begeg-
nen. Auf die Frage nach Er-
fahrungen schreibt ein
User: „Nee, ich hab es im-
mer nur im TV mitbekom-
men.“ Aber ein anderer
setzt darunter: „Ja, mein
bester Freund ist einer.“
Der Blog  auf der Website
drückt aus, worum es vielen
geht, die sich gegen Neona-
zis engagieren wollen. Auf
die Frage nach Ideen gegen
R e c h t s e x t r e m i s m u s
schreibt ein User: „Nein, also keine Ah-
nung. Aber eure Idee mit der Seite hier fin-
de ich echt cool.“ Nicht blinder Aktionis-
mus ist damit gemeint, sondern der Wille,
loszulegen, Zivilcourage zu zeigen. Die Ju-
roren entschieden, den zweiten Preis bei
den Gruppeneinreichungen zweimal zu

vergeben und zeichnete auch die Einbe-
cker mit ihrer Website aus.
Einigen Wettbewerbsteilnehmern geht es
auch um Bildung. Ozan Aykac vom Mün-
chener Asam-Gymnasium hat ein Unter-
richtskonzept erarbeitet. „Leider ist es

mittlerweile so, dass zwar
viele sagen, dass sie gegen
die Ideologie sind, aber oft-
mals überhaupt nicht wis-
sen, was die Rechten errei-
chen wollen“, schreibt der
15-Jährige in seinem Essay
zum Unterrichtskonzept.
„Und der Unterricht in der
neunten Klasse verharmlost
leider die Situation.“
In seinem Konzept, für dass
Ozan Aykac in der Kategorie
„Einzelarbeit“ den ersten

Preis erhalten hat,  informiert er seine Mit-
schüler über Pogrome gegen Asylbewerber
in den 1990er Jahren, die ideologische Aus-
richtung der NPD, die Sogwirkung rechtsex-
tremer Musik und über Aussteiger. Jeweils ei-
ne Doppelstunde lang hat er bereits in zwei
Klassen unterrichtet. „Wenn wir in Schulen

sachliche Aufklärung betreiben, dann glau-
be ich kaum, dass irgendein Schüler noch
mit den Rechten sympathisieren wird.“

Plakate entworfen Als Noah Bani-Ha-
rouni im Internet einen Banner mit dem
Wettbewerbsaufruf las, dachte er zuerst an
die NPD. „Aber es gibt auch anderes“, sagt
er. „Die grundlegenden Strukturen interes-
sierten mich, die, die zu Rechtsextremis-
mus führen.“ Also entwarf er Plakate. „Es
sollten Hingucker sein.“ Der 16-Jährige in-
teressiert sich nicht besonders für Design,
er möchte später Wirtschaftswissenschaf-
ten studieren. Aber mit seinen vier ver-
schiedenen Plakaten, die er in seiner Hei-
mat Hamburg aufhängte, erzielte er „Hin-
sehen“: „same rights for homosexuals“,
stand da, oder: „start tolerance for handi-
capped persons“. Die Poster zierten Bus-
haltestellen und öffentliche Plätze. Noah
Bani-Harouni sagt, dieser Schritt an die Öf-
fentlichkeit habe ihm gefallen. „Ich kann
das weiterempfehlen. Engagement tut
gut.“ Jan Rübel ❚

Der Autor ist freier Journalist.  
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Justizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger mit den Preisträgern. Untere Reihe von links: die Schüler der Finkenberg-Schule, Ozan Aykac, Schüler der Goethe-Schule, Noah Bani-Harouni und Schüler der Heimschule Lender

Die Couragierten 
WIDERSTAND  Bundesjustizministerium zeigt sich beeindruckt von den Beiträgen eines Schülerwettbewerbs

»Lieber 
einmal mehr
überlegen 
als nach 
rechts 

abzubiegen.«
Aus einem Schülerbeitrag
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»Wir wollen
den Leuten 

Mut machen,
sich gegen 

Nazis auszu-
sprechen.« 
Hanna von Czettritz

Frau Ministerin, haben
Sie in Ihrer Jugend etwas
von Rechtsextremismus mit-
gekriegt?
Ich bin in Minden, Westfalen
geboren. Minden ist eine alte
Bürgerstadt, mit großer zivil-
gesellschaftlicher Tradition.
Aber Minden hat auch brau-
ne Flecken. Ich war erst letz-
tes Jahr bei der Verlegung
mehrerer Stolpersteine zur
Erinnerung an die während
des Nationalsozialismus aus
Minden deportierten Juden.
Sehr intensiv war auch die
Debatte zur Aufarbeitung der
deutschen Geschichte wäh-
rend meines Studiums in
Göttingen. 

Was bringt ein
„Flashmob“ gegen Nazis,
wie in dem Schülerwettbe-
werb?
Als ich studierte, musste man
sich noch mit Menschen aus-

einandersetzen, die im Na-
tionalsozialismus geprägt
wurden. Die Missstände wa-
ren gewissermaßen leicht
greifbar. Heute wissen wir
aus Studien, wie der von Wil-
helm Heitmeyer, dass rechts-
extremes Gedankengut aus
der Mitte der Gesellschaft
kommt und damit auch in
alltägliches Gedankengut dif-
fundieren kann. 

Und der Flashmob?
Ein Flashmob, wie ihn das
Gymnasium Starnberg auf
dem Münchner Marienplatz
veranstaltet hat, bricht auf
seine spontane, überraschen-
de Weise diesen Alltag auf
und zeigt, was wirklich wich-
tig ist: Toleranz, Nächstenlie-
be und Solidarität. 

Was können Politiker
von den Schüler-Initiativen
lernen?

Zunächst habe ich davon ge-
lernt, dass das Engagement ge-
gen Rechts motiviert und auch
Spaß machen kann. Wir ha-
ben unglaublich lustige, ver-
rückte und witzige Einsendun-
gen, aber natürlich auch erns-
te und sachliche Beiträge be-
kommen. 

Wird der Wettbewerb des
Ministeriums wiederholt?
Das Thema des Engagements
gegen den Rechtsextremismus
wird auf jeden Fall aktuell
bleiben. Aber so einen Erfolg
kann man schwer wiederho-
len. Im Bundesjustizministeri-
um starten wir ab Sommer ei-
ne Kampagne mit dem Titel
„Mit Recht für…. Zivilcoura-
ge“. Ob wir auch wieder einen
neuen Wettbewerb durchfüh-
ren, ist noch nicht entschie-
den. 

Die Fragen stellte Jan Rübel.

FÜNF FRAGEN ZUM: ENGAGEMENT 
JUNGER MENSCHEN GEGEN RECHTS

SABINE LEUTHEUSSER-
SCHNARRENBERGER
(FDP), Bundesministerin
der Justiz
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»Rechts-
extremes
Gedankengut
kommt aus der
Mitte der
Gesellschaft.«
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Österreich:
Freiheitliche Partei 
Die FPÖ ging aus dem „Verband der Unab-
hängigen“ hervor, der ab 1949  früheren Mit-
gliedern der NSDAP eine „politische Heimat“
bot. Lange Zeit war die FPÖ eine Honoratio-
renpartei mit nationalem und  wirtschaftslibe-
ralen Flügel und einem Wähleranteil zwischen
fünf und sieben Prozent. Unter Jörg Haider
kam es ab 1986 zu einer Neupositionierung
als rechtspopulistische Protestpartei. Haider,
der mit umstrittenen Aussagen zum NS-Re-
gime auch die traditionelle Klientel der Partei
bediente, gelang es, die FPÖ mit dem Öster-

reich-Patriotismus auszusöhnen, der nach
1945 als Antithese zum diskreditierten
Deutschnationalismus entstanden war. 1999
erreichte der Aufstieg der FPÖ einen Höhe-
punkt, als die Partei mit knapp 27 Prozent
zweitstärkste Kraft des Landes und die mit
Abstand erfolgreichste rechtspopulistische
Partei des Kontinents wurde. Durch ihre Re-
gierungsbeteiligung sah sich die FPÖ inner-
halb kurzer Zeit allerdings wieder auf ihr Kern-
segment reduziert. Flügelkämpfe führten
2005 zur Spaltung und zum Übertritt der ge-
samten Parteispitze in das „Bündnis Zukunft
Österreich“. Neuer Parteiobmann der FPÖ
wurde Heinz-Christian Strache, der deutlich
stärkere persönliche Bezüge zur deutschna-
tionalen Szene aufweist als seine Vorgänger.

Italien:
Lega Nord 
1991 schlossen sich mehrere norditalienische
Autonomiebewegungen unter dem Vorsitz
Umberto Bossis zur Lega Nord zusammen.
1994 ging Bossi ein Bündnis mit Silvio Berlus-
coni und der postfaschistischen Alleanza Na-
zionale Gianfranco Finis ein. Durch die Allianz
mit dem römischen Zentralismus verlor die
Lega viele ihrer Wähler. Nach wenigen Mona-
ten verließ Bossi das Bündnis und brachte die
erste Regierung Berlusconi zu Fall. In der Fol-
ge verpasste sich die Lega ein populistisches
Programm mit starker Betonung auf Sozial-
protektionismus, Fremdenfeindlichkeit (bis
hin zum Rassismus) und EU-Kritik und ver-
stärkte ihre separatistischen Bestrebungen,
die auf die Gründung eines unabhängigen
norditalienischen „Padanien“ abzielten.
Im Jahr 2000 kehrte die Lega in Berlusconis
neues Mitte-Rechts-Bündnis zurück. Zuletzt
geriet die Partei wegen einer Veruntreuungs-
und Betrugsaffäre, in die neben dem Schatz-
meister der Lega auch Bossis Söhne verwi-
ckelt waren, in Turbulenzen. Im April 2012 er-
klärte Bossi seinen Rücktritt. In der Lega Nord
sind unterschiedliche politischen Strömun-
gen vertreten – Linkspopulisten ebenso wie
Liberale, Christdemokraten und Rechtskon-
servative. Verbindungen zum italienischen
Faschismus gibt es bei der „radikal rechts-li-
bertären“ Lega Nord keine.

Ungarn: Jobbik
Magyarországért Mozgalom
Die „Bewegung für ein besseres Ungarn“ –
Jobbik bedeutet sowohl „die Besseren“ als
auch „die Rechteren“ – wurde 2003 von an-
tikommunistischen Studenten gegründet
und definiert sich selbst als „christliche, pa-
triotische und konservative“ Partei. In ihrem
radikalen Aktionismus knüpft Jobbik aller-
dings eher an die faschistischen „Pfeilkreuz-
ler“ der 1940er Jahre an. Sie propagiert die
Aufhebung des Vertrages von Trianon und
damit die Wiederherstellung von „Großun-
garn“, vor allem aber verfolgt sie einen un-
geschminkten Antisemitismus und hetzt ge-
gen Roma und Sinti.

Die Partei, die 2006 den Einzug in das Par-
lament noch klar verpasste, wurde bei den
Europawahlen 2009 mit knapp 15 Prozent
drittstärkste Kraft des Landes – ein Erfolg,
den sie bei den Parlamentswahlen 2010
wiederholen konnte. Jobbik besitzt mit der
„Ungarischen Garde“ eine paramilitärische
Formation, deren schwarze Uniformen an je-
ne der SS erinnern. Die Garde tritt als Ord-
nerdienst bei Veranstaltungen auf und orga-
nisiert regelmäßige Aufmärsche, besonders
in von Roma bewohnten Ortschaften und
Stadtvierteln.

RECHTSRUCK IN EUROPA

Stimmenfischer 
am rechten Ufer 
EUROPA Rechtspopulisten mobilisieren gegen EU, Islam und das »Establishment«  

S
eit Mitte der 1980er Jahre ist es in
zahlreichen westeuropäischen
Ländern zur Herausbildung ei-
ner neuen und zugleich neuarti-
gen Parteienfamilie gekommen,
für die sich in der Wissenschaft

und im journalistischen Sprachgebrauch der
Begriff „rechtspopulistisch“ eingebürgert hat.
Als die Neuankömmlinge am rechten Rand
(Front National, Lega Nord, Vlaams Blok,
FPÖ) in ihren Ländern auf den Plan traten
und die ersten spektakulären Wahlerfolge er-
zielten, war man noch geneigt, sie als flüch-
tige Erscheinungen abzutun, wie es sie in den
Demokratien schon immer gegeben hatte.
Die weitere Entwicklung sollte dies widerle-
gen. Nicht nur, dass die Rechtspopulisten ih-
re Stellung verteidigen und
sogar noch ausbauen konn-
ten. Das Phänomen begann
sich auf andere westeuropäi-
sche Länder auszudehnen
und machte auch vor den
neuen Demokratien Mittel-
und Osteuropas nicht halt.
In einigen Ländern – etwa
Dänemark und Norwegen –
waren die rechtspopulisti-
schen Vertreter schon in den
siebziger Jahren aufgekom-
men. In anderen entpuppten
sie sich als erfolgreiche Nachahmer, etwa in
der Schweiz, wo die Volkspartei unter Chris-
toph Blocher nach ihrer Wendung zum Po-
pulismus zur stärksten Partei des Landes
avancierte. Besonders spektakulär geriet des
Weiteren der Aufstieg des Niederländers Pim
Fortuyn, der bei den Parlamentswahlen im
Jahre 2002 mit seiner Liste aus dem Stand 17
Prozent der Stimmen erzielte. Fortuyns Er-
mordung bremste den Siegeszug des Rechts-
populismus nur kurzzeitig, dessen Banner
anschließend von der Freiheitspartei unter
Geert Wilders weiter getragen wurde. Einen
vergleichbaren Wahlerfolg erzielten – als vor-
erst letzter Neuankömmling – im April 2011
die „Wahren Finnen“ unter Timo Soini.
Die am rechten Rand neu entstandenen Par-
teien sind Ausdruck einer tiefgreifenden Ver-

trauens- und Repräsentationskrise der demo-
kratischen Politik, die auf die desintegrativen
Wirkungen der heutigen Modernisierungs-
prozesse zurückgeführt werden. Schenkt
man den Wahlanalysen Glauben, so finden
die Populisten vor allem bei jenen Zuspruch,
die das Gefühl haben, zu den benachteilig-
ten und abstiegsbedrohten Gruppen der Ge-
sellschaft zu gehören. Es handelt sich also
um ein Protestphänomen, das mit den Fol-
gen der Individualisierung zu tun hat und
vom Bedürfnis nach Identität kündet. Öko-
nomisch schlagen die Rechtsparteien aus
dem wachsenden Gefälle zwischen Arm und
Reich Kapital, indem sie sich als entschiede-
ne Verteidiger des Wohlfahrtsstaats gerieren.
Die Charakterisierung als „rechts“ ist daher

in diesem Bereich mit einem
Fragezeichen zu versehen. In
den 1980er Jahren hatten
die meisten rechtspopulisti-
schen Parteien noch neoli-
berale Positionen vertreten,
setzten sie sich also für Dere-
gulierung und Steuersen-
kungen ein. Nachdem diese
Positionen bis in die Reihen
der Sozialdemokratie Allge-
meingut worden sind, verlo-
ren sie für die Herausforde-
rer an Attraktivität. Die Folge

war, dass sich die Wählerstruktur der Rechts-
populisten in Richtung von Arbeitern und
Arbeitslosen verschob.

Abgrenzung zum Islam Kulturell verstehen
sich die Rechtspopulisten als Anti-Migrati-
ons-Parteien. Gegen die Tendenzen einer
ethnisch-kulturellen Vermischung betonen
sie die Zugehörigkeit zu einer historisch ge-
wachsenen, homogenen nationalen Ge-
meinschaft. Das Nationsverständnis ist dabei
aber nicht (mehr) partikularistisch, sondern
wird gespeist von einer übergreifenden
abendländisch-christlichen Identität in Ab-
grenzung zum nicht-westlichen Islam. Dies
erklärt zugleich, warum die verschiedenen
nationalen Vertreter des Rechtspopulismus
heute europaweit gut zusammenarbeiten.

Politisch-institutionell treten die Rechtspo-
pulisten als Kritiker der parteienstaatlichen
Strukturen auf den Plan, denen sie die Vor-
stellung einer möglichst unmittelbaren De-
mokratie entgegensetzen. Nicht von unge-
fähr verzichten die meisten von ihnen auf die
Selbstbezeichnung als „Partei“. Die größten
thematischen Angriffsflächen finden die
Rechtsparteien dort, wo die Kartellbildung in
den politischen Systemen stark fortgeschrit-
ten ist (wie in Österreich, Italien und den
Niederlanden).
Der Dreiklang von ökonomischer, kulturel-
ler und politischer Agenda erklärt auch, wa-
rum die europäische Einigung in den letzten
Jahren zu einem immer wichtigeren Mobili-
sierungsthema der neuen Rechtsparteien ge-
worden ist. Folgt man der Ar-
gumentation der Rechtspo-
pulisten, dann steht die EU
stellvertretend für sämtliche
Negativfolgen, die den Mo-
dernisierungsprozess tat-
sächlich oder angeblich be-
gleiten: materielle Wohl-
standsverluste, multikultu-
relle Überfremdung und
Krise der politischen Reprä-
sentation. Der Euroskeptizis-
mus ist deshalb zu einem
zentralen Bestandteil der
Programmatik der rechtspopulistischen Par-
teien avanciert, von denen einige (wie die Le-
ga Nord) in den 1980er Jahren noch ausge-
sprochen pro-europäische Positionen vertre-
ten hatten.
Was die Organisation betrifft, treten beim
Rechtspopulismus zwei Besonderheiten her-
vor. Zum einen stilisieren sich rechtspopulis-
tische Parteien in der Regel als „Bewegung
von unten“ und gerieren sich als Träger eines
„Volkswillens“, der in den etablierten Partei-
en kein Gehör mehr finde. Zum anderen tritt
als Sprachrohr der vox populi in der Regel ei-
ne charismatische Führungspersönlichkeit
auf. Ein großer Teil populistischer Parteien ist
nicht nur programmatisch und organisato-
risch auf ihre Führungspersönlichkeiten zu-
geschnitten, sondern auch aus deren Initiati-

ven hervorgegangen. Verschwindet die cha-
rismatische Führungspersönlichkeit, ma-
chen sich innerhalb der Organisation häufig
zentrifugale Tendenzen bemerkbar, die das
öffentliche Ansehen der Partei ruinieren.

Populismus im Mainstream Nach einem
kontinuierlichen Aufwuchs bis zum Jahre
2000 hatten sich die Wahlergebnisse der
rechtspopulistischen Parteien bis zum Jahre
2005 im Schnitt leicht verschlechtert; danach
ist die Resonanz wieder deutlich angestiegen.
Das zwischenzeitliche Tief dürfte mehr mit
den Erfolgen der Rechtspopulisten als mit ei-
ner nachlassenden Empfänglichkeit der
Wähler für deren Botschaften zu tun haben.
Ein Beleg dafür ist, dass der Populismus auf

die etablierten Parteien des
politischen „Mainstreams“
immer stärker übergegriffen
hat. Diese machen sich nicht
nur die Themen der rechts-
populistischen Akteure zu
Eigen, sondern auch deren
Politikstil. 
Einige der rechtspopulisti-
schen Parteien hatte zwi-
schenzeitlich sogar Gelegen-
heit, ihre politischen Vorstel-
lungen durch eine direkte
oder mittelbare Regierungs-

beteiligung aktiv zu betreiben. Die opposi-
tionelle Grundhaltung in einen konstrukti-
ven Politikansatz umzumünzen, kam dabei
einer Quadratur des Zirkels gleich, die den
Parteien – gemessen an der Wählerresonanz
– in den meisten Fällen schlecht bekam. Auf
der anderen Seite mussten die etablierten
Kräfte – etwa in Frankreich oder Belgien – er-
fahren, dass es nichts half, über die rechten
Außenseiter eine Quarantäne zu verhängen.
Deren bleibender Erfolg beweist, dass es ei-
ne optimale, für alle Länder geeignete Be-
kämpfungsstrategie des Rechtspopulismus
nicht gibt.  Frank Decker ❚

Der Autor ist Politikwissenschaftler an der
Universität Bonn und Verfasser mehrerer 

Publikationen zum Thema Rechtspopulismus.

Rechtsparteien
stilisieren sich

als Träger eines
»Volkswillens«,
der angeblich

kein Gehör
mehr finde.

Der Populismus
hat immer 

stärker 
auf die 

etablierten
Parteien 

übergegriffen.

FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache
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Mitglieder der „Ungarischen Garde“
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Frankreich:
Front National 
Der Mitbegründer und langjährige Vorsit-
zende des Front National (FN), Jean-Marie
Le Pen, war bereits 1956 Abgeordneter ei-
ner Anti-Steuer-Bewegung. Der Aufstieg des
1972 aus dem Zusammenschluss national-
konservativer Gruppierungen entstandenen
FN begann mit dem Sieg François Mitter-
rands bei der Präsidentschaftswahl im Jahr
1981. Die Partei profitierte anfangs nicht nur
von der Radikalisierung der rechten Opposi-
tion durch die zeitweilige Hegemonie der
Linken, sondern vor allem von der Neigung

der französischen Bevölkerung zur „Sankti-
onswahl“ und nicht zuletzt vom Niedergang
des Neogaullismus, der sich immer stärker
dem Wirtschaftsliberalismus zuwandte. We-
gen seiner integrationsfeindlichen Haltung
und seines latenten Antisemitismus blieb Le
Pen in der französischen Politik isoliert. Au-
ßerdem verhinderte das französische Mehr-
heitswahlsystem eine massive Repräsenta-
tion des FN im Parlament.
Anfang 2011 übernahm Le Pens Tochter Ma-
rine den Parteivorsitz. Im ersten Wahlgang
der Präsidentschaftswahlen im April 2012
erhielt sie knapp 18 Prozent der Stimmen.
Der FN, der sich selbst als „patriotisch“ be-
schreibt, punktete von Anfang an durch die
Monopolisierung der Themen „Migration“
und „Sicherheit“. Das Parteiprogramm ist
nationalistisch, ethnozentristisch und latent
bis offen antisemitisch, mit Affinitäten zum
Neofaschismus. Ursprünglich eine Partei der
kleinen Selbständigen, gelang es dem FN in
den 1990er Jahren in die traditionellen Wäh-
lerschichten der Kommunistischen Partei
einzudringen und zu einer der stärksten
„Arbeiterparteien“ des Landes zu werden.

Dänemark:
Dansk Folkeparti
Die „Dänische Volkspartei“ (DF) ist eine Ab-
spaltung der populistischen „Fortschrittspar-
tei“ des „Steuerrebellen“ Mogens Glistrup.
Unter Führung von Pia Merete Kjærsgaard
verstärkte die DF die kritische Haltung gegen-
über Ausländern und der EU, gab sich jedoch
ein deutlich sozialeres Profil als ihre ultralibe-
rale Vorgängerpartei. 1998 trat die DF erst-
mals bei Parlamentswahlen an und erreichte
7,4 Prozent der Stimmen. Von 2001 bis 2011
tolerierte die DF eine liberal-konservative
Minderheitsregierung.
Ideologisches Fundament der DF ist und
bleibt die scharfe Polemik gegen Zuwande-
rer, vor allem gegen Muslime. Unter ihrem
Einfluss wurde die Ausländergesetzgebung
im liberalen Dänemark in den letzten Jahren
merkbar verschärft.Neben der populistischen
Kritik am politischen Establishment gehören
Polemiken gegen die EU-Integration und re-
gelmäßige fremdenfeindliche Aussagen zu
den Hauptmerkmalen der Partei.

Niederlande:
Partei der Freiheit
2004 gründete Geert Wilders, der zuvor 
Assistent des rechtsliberalen Politikers und
späteren niederländischen EU-Kommissars
Frederik Bolkestein war, die „Gruppe Wil-
ders“, die 2006 in „Partei für die Freiheit“
(PVV) umbenannt wurde. Das Programm
stellt eine Mischung aus rechtspopulisti-
schen, konservativen und nationalistischen
Elementen dar. Ein Schwerpunkt liegt auf ei-
nem radikalen Anti-Islamismus. Wilders, der
für einen generellen Einwanderungsstopp,
für ein Verbot der Errichtung weiterer Mo-
scheen und gegen den EU-Beitritt der Türkei

eintritt, forderte 2007 sogar ein Verbot des
Korans, dem er „faschistische Grundzüge“
unterstellte.
Bei den Parlamentswahlen 2010 wurde die
PVV mit 15,5 Prozent drittstärkste Kraft und
duldete bis April 2012 eine Minderheitsre-
gierung aus Rechtsliberalen und Sozialde-
mokraten. Werner T. Bauer ❚

Der Autor arbeitet als wissenschaftlicher
Mitarbeiter für die Österreichische 

Gesellschaft für Politikberatung und 
Politikentwicklung in Wien. 

RECHTSRUCK IN EUROPA

Marine und Jean-Marie Le Pen
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PVV-Chef Geert Wilders
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>Karl-Heinz Popp ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
FDP
Wie erst jetzt bekannt wurde, starb 
Karl-Heinz Popp am 12. Januar im Alter von
77 Jahren. Der Oberstudiendirektor aus 
Amberg, Mitglied der FDP seit 1970, arbeite-
te im Bundestag im Verteidigungsausschuss
mit.

>Joachim Tappe ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
SPD
Am 25. Juni starb Joachim Tappe im Alter von
70 Jahren. Der Pädagoge aus dem nordhes-
sischen Witzenhausen trat 1968 der SPD bei
und war dort von 1972 bis 2012 kommunal-
politisch aktiv. Im Deutschen Bundestag ge-
hörte der Direktkandidat des Wahlkreises
Werra-Meißner zumeist dem Auswärtigen
Ausschuss an.

>Andreas von Bülow
Bundestagsabgeordneter 1969-1994,
SPD
Am 17. Juli wird Andreas von Bülow 75 Jahre
alt. Der promovierte Jurist und Anwalt schloss
sich 1960 der SPD an und war von 1968 bis
1975 Vorsitzender des Kreisverbands Balingen.
Bülow, von 1976 bis 1980 Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundesminister für Vertei-
digung, war von 1980 bis 1982 Bundesminis-
ter für Forschung und Technologie.

>Hedda von Wedel
Bundestagsabgeordnete 1990-1993,
CDU
Hedda von Wedel wird am 18. Juli 70 Jahre
alt. Die promovierte Juristin trat 1971 der
CDU bei und war von 1983 bis 1990 Staats-
sekretärin in Niedersachsen. Im Bundestag
gehörte sie dem Ausschuss für Landwirt-
schaft, Ernährung und Forsten an. Von 1993
bis 2001 stand von Wedel an der Spitze des
Bundesrechnungshofs.

>Otto Schily
Bundestagsabgeordneter 1983-1986,
1987-1989, Die Grünen, 1990-2009,
SPD
Otto Schily wird am 20. Juli 80 Jahre alt. Der
in Bochum gebürtige Rechtsanwalt war 1980
Mitbegründer der Bundespartei „Die Grü-
nen“. Ende 1989 trat er zur SPD über und
amtierte von 1994 bis 1998 als stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzender. Von 1998 bis
2005 war Otto Schily Bundesinnenminister.
Als Alterspräsident leitete er die konstituie-
renden Sitzungen des Bundestags 2002 und
2005.

>Jürgen Rochlitz
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
Die Grünen
Jürgen Rochlitz wird am 24. Juli 75 Jahre alt.
Der in Wiesbaden geborene promovierte
Chemiker war von 1988 bis 1992 Landtags-
abgeordneter in Stuttgart. Im Bundestag am-
tierte Rochlitz als stellvertretender Vorsitzen-
der des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit.

>Detlef Kleinert
Bundestagsabgeordneter 1969-1998,
FDP
Am 26. Juli vollendet Detlef Kleinert sein 
80. Lebensjahr. Der hannoversche Rechtsan-
walt und Notar trat 1957 der FDP bei, wurde
1967 Kreisvorsitzender und gehörte dem
FDP-Bundesvorstand an. Kleinert engagierte
sich im Bundestag 29 Jahre im Rechtsaus-
schuss.

>Karl Martin Graß
Bundestagsabgeordneter 1976, CDU
Am 1. August wird Karl Martin Graß 75 Jah-
re alt. Der promovierte Historiker wurde 1957
CDU-Mitglied. Im April 1976 rückte er in den
Bundestag nach.

>Fritz Hellwig
Bundestagsabgeordneter 1953-1959,
CDU
Fritz Hellwig vollendet am 3. August sein
100. Lebensjahr. Der habilitierte Historiker
und Verbandsgeschäftsführer in der Industrie
trat 1947 in die CDU ein, war Mitglied im
Bundesvorstand und von 1967 bis 1970 Vi-
zepräsident der EG-Kommission. Von 1956
bis 1959 leitete Hellwig den Wirtschaftsaus-
schuss des Bundestags.

>Eva Pohl
Bundestagsabgeordnete 1990-1994,
FDP
Am 3. August wird Eva Pohl 75 Jahre alt. Die
Medizinerin trat 1956 der LDPD in der DDR
bei, wurde 1990 FDP-Mitglied und stellver-
tretende Landesvorsitzende in Thüringen. Im
Bundestag arbeitete sie im Ausschuss für Ar-
beit und Sozialordnung mit. bmh ❚

Ein lauer Sommerabend, die Sonne färbt den Himmel
über dem Berliner Parlamentsviertel mit Abendrot: Ideales
Wetter an diesem Tag für „public viewing“, zu dem der
Bundestag seit Ende Juni allabendlich ans Reichstagsufer
einlädt. An der Fassade des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses
zeigt er kostenfrei die Film- und Lichtprojektion „Dem
deutschen Volke – Eine parlamentarische Spurensuche.
Vom Reichstag zum Bundestag“. Mit Einbruch der Dunkel-
heit soll es losgehen, und bis der circa halbstündige Film
kurz nach 22 Uhr startet, haben sich etwa 250 Interessen-
ten auf den terrassenartigen Stufen an der Spree versam-
melt, dort, wo einst die Mauer verlief. 
Angelockt durch den weitschallenden Ton gesellen sich
rasch weitere Zuschauer hinzu. Um die 350 werden es sein,
die sich die Open-Air-Show über die parlamentarische Ent-
wicklung und deutsche Geschichte der vergangenen 
130 Jahre an diesem Abend nicht entgehen lassen – Pas-
santen, Touristen, aber auch Berliner, die sich gezielt  vor
dem Reichstagsgebäude eingefunden haben. Eine 45-Jäh-

rige aus Charlottenburg etwa hatte im RBB von der Veran-
staltung erfahren und ist mit Familie und Nachbarn ge-
kommen, darunter fünf Kinder zwischen neun und 14 Jah-
ren. Sie habe gedacht, die Vorführung könne die Kinder in-
teressieren, erzählt die Frau. Und Wolfgang Lissy, ein pen-
sionierter Lehrer, will sehen, ob sich der Film als
Programmpunkt für den bevorstehenden Besuch einer 
96-jährigen Bekannten aus New York eignet, die als Jüdin
1933 aus Deutschland emigriert war und 2006 erstmals
wieder die alte Heimat besucht hatte.       
Der Film erzählt „von der engen Verknüpfung des Reichs-
tagsgebäudes mit der wechselvollen deutschen Parla-
mentsgeschichte“, heißt es in einem Prospekt über die In-
szenierung. Grundsteinlegung 1884, Erster Weltkrieg, Aus-
rufung der Republik von einem Balkon des Reichstagsge-
bäudes, die Weimarer Jahre, Reichstagsbrand und NS-Zeit
mit Zweitem Weltkrieg, Luftbrücke, Gründung zweier
deutscher Staaten, Volksaufstand in der DDR und Mauer-
bau, Kennedy 1963 in Berlin und Reagan 1987, Mauerfall,

Einheit; dazwischen Bau, Zerstörung, Instandsetzung, Ver-
hüllung und neuerlicher Umbau des Reichstagsgebäudes,
das alles mit Lichteffekten garniert und englischen Unter-
titeln versehen – der Film kommt an beim Publikum, am
Ende gibt es Applaus. „Sehr kompakt“, aber auch „sehr
nett“, urteilt die Charlottenburgerin, und ihr Mann spricht
von einem Anstoß, „mal wieder in die Geschichtsbücher
zu schauen“. Lissy findet die Darstellung „verkürzt“, doch
sei den Leuten mehr nicht zuzumuten. Als der Film nach
dem ersten Durchgang wiederholt wird, sehen ihn sich
noch mehr als 100 Zuschauer an. 
Nachdem die Freiluftdarbietung vergangenes Jahr 17 Tage
lang als Pilotprojekt getestet wurde, wird sie nun in über-
arbeiteter Fassung bis zum 3. Oktober präsentiert. Bei
durchschnittlich etwa 500 Zuschauern pro Abend würden
in dieser Zeit rund 50.000 Menschen Wissenswertes über
die wechselvolle Historie des Landes und seines Parla-
ments erfahren können – auf unterhaltsame Weise und in
stimmungsvollem Ambiente. Helmut Stoltenberg ❚

Public viewing im Parlamentsviertel 
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Unabhängig 
für Stabilität
1.August 1957: Bundesbank nimmt Ar-
beit auf In Zeiten der Krise ist sie lauter
als sonst: die Bundesbank. Ihr Präsident
Jens Weidmann forderte jüngst strengere
Regeln für Banken, die sich bei der Euro-
päischen Zentralbank Geld leihen, kriti-
sierte die Politik für Pläne zur Schaffung
einer Bankenunion und rügte das Krisen-
management der europäischen Regierun-
gen. Gerade in diesen Tagen wird deut-
lich, dass sich die Herausforderungen der
Bundesbank verändert haben - ihr Auf-
trag aber ist derselbe geblieben. Als „Hü-

terin der Währung“ soll sie ein stabiles
Preisniveau und Bankensystem garantie-
ren. Seit nunmehr 55 Jahren, heute als
Teil des Eurosystems, widmet sie sich die-
ser Aufgabe: Am 1. August 1957 trat das
Bundesbankgesetz in Kraft, mit dem die
Bank deutscher Länder und die Landes-
zentralbanken miteinander zur Deut-
schen Bundesbank verschmolzen.
Die Bildung einer Zentralbank war schon
im Grundgesetz vorgesehen. Dieser For-
derung kam der Gesetzgeber im Juli 1957
mit dem Bundesbankgesetz nach, in dem
auch die Unabhängigkeit der Zentral-
bank von der Politik fixiert wurde. Dieser
Unabhängigkeit verdankte auch die 
D-Mark ihre Stabilität: Schließlich konn-
te die Bundesbank so der Preisstabilität
Vorrang vor anderen - populäreren - wirt-
schaftspolitischen Zielen, wie Wachstum
oder Vollbeschäftigung, geben. Dass man
dabei ab und an mit der Regierung in
Konflikt geriet, ist klar. Schon um den Sitz
der Bank gab es Streit: Kanzler Konrad
Adenauer (CDU) plädierte für Köln, die
britische Militärverwaltung für Hamburg.
Am Ende setzten sich die US-Besatzer
durch und die Bundesbank kam nach
Frankfurt, wo schon die Bank deutscher
Länder ihren Sitz hatte. Benjamin Stahl❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 6. August.

Eine Pause ist bekanntlich eine Zeit
der Ruhe und Erholung, eine Zeit,
in der man für einige Zeit das un-
terbricht, was man sonst tut - etwa

arbeiten, atmen, lernen oder lieben. Folg-
lich gibt es Atempausen, Beziehungspau-
sen, Mittagspausen, Sendepausen und
viele mehr. Die Bundesliga macht derzeit
Pause, ein Großteil der Deutschen auch
und der Bundestag ebenfalls. In der par-
lamentarischen Sommerpause sollen sich
die Abgeordneten  - wenigstens für einige
Wochen - eine Auszeit nehmen von Ple-
num und Ausschüssen, von ESM, ESFS
und Fiskalpakt. Recht so, denn meinte
nicht schon der griechische Philosoph
Aristoteles: „Die Glückseligkeit scheint in
der Muße zu bestehen“? Doch ach, die
Griechen! Ausgerechnet sie, die uns die
„pausis“ einst beschert haben, verhageln
uns den Sommer. Weil sie wanken und
mit ihnen die gemeinsame Währung, ei-
len Politiker von Gipfel zu Gipfel und fas-
sen rast- und atemlos Beschlüsse. Ökono-
men brüten über (trüben) Prognosen
und das Bundesverfassungsgericht muss
über Eilanträge zur Euro-Rettung ent-
scheiden. Den deutschen Abgeordneten
drohen Sonderschichten in Berlin, weil
auch Madrid und Nikosia im Regen ste-
hen und nach rettenden Schirmen rufen.
Und selbst die Griechen haben sich die
Ferien anders vorgestellt: Weil viele Deut-
sche ihre Kreativpause nun gerade nicht
auf Kreta, Kos und Co verbringen wollen,
leiden sie unter Buchungsrückgängen
von bis zu 50 Prozent. Und so schuften
die einen hier, während die anderen dort
vor leeren Betten stehen - Meerblick in-
klusive. Darum ein Vorschlag zur Güte:
Alle Gipfel, Gerichte und Ausschüsse wer-
den ab sofort, sagen wir, nach Korfu ver-
legt. Mit einem Ouzo in der Hand und ei-
ner sanften Meeresbrise um die Nase lässt
es sich eh viel besser denken. Und wie er-
kannte  einst weise der griechische Reeder
Aristoteles Onassis? „Dem Geld darf man
nicht nachlaufen, man muss ihm entge-
genkommen!“ Johanna Metz ❚

Sommerpause?
Auf nach Korfu! 

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 55 JAHREN ...

Seit Mai 2011 führt Jens Weidmann die
Geschicke der Deutschen Bundesbank.

Reichspräsident Ebert an der Fassade des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses: Bis zum 3. Oktober präsentiert die Filmprojektion zwei Mal pro Abend deutsche Parlamentshistorie.
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Zur Ausgabe 27-28 vom 02.07.2012,
„E-Autos nehmen Fahrt auf“, Seite 13
Da ich selbst seit März einen Opel Ampera
fahre und mich mit dem Thema Elektromo-
bilität schon lange beschäftige, habe ich den
Artikel „E-Autos nehmen Fahrt auf“ mit be-
sonderer Aufmerksamkeit gelesen.
Für meinen Ampera zahle ich zurzeit 
28 Euro Steuern im Jahr. Daher löst eine
Steuererleichterung von 280 Euro in zehn
Jahren bei mir mit Sicherheit keinen Kauf-
anreiz aus. Allein die notwendigen Installa-
tionsarbeiten sowie der Erwerb von Ladesta-
tionen für meine Garage und für mein Bü-
rogebäude haben ca. 3.000 Euro gekostet.
Ich werde diese Kosten hoffentlich steuer-
lich geltend machen können, da es sich um
ein Firmenfahrzeug han-
delt. Diese Möglichkeit hat
ein Privatmann nicht. 
Nach Aussage von Opel kos-
tet der Akkusatz in meinem
Ampera zwischen 16.000
und 18.000 Euro. Die Redu-
zierung des Listenpreises
um 10.000 Euro schafft hier
sicherlich bei Firmenfahr-
zeugen einen gewissen Aus-
gleich. Dennoch frage ich
mich, wie dieses Gesetz den
Kaufanreiz erhöhen soll, da
die Mehrkosten des Akkus
bestenfalls zur Hälfte be-
rücksichtigt werden.
Die oben aufgeführten
Möglichkeiten der steuerli-
chen Absetzbarkeit stehen
dem Privatmann, außer
beim Nachlass der KFZ-
Steuer, nicht zur Verfügung.
Er wird aber in jedem Fall
zusätzlich zum Erwerb des
Autos noch einige hundert
Euro in die Hand nehmen
müssen, um die notwendige
Infrastruktur zu schaffen.
Wir haben es hier mit einem
Gesetz zu tun, das einen
Mehraufwand für die Ver-
waltung bedeutet und bes-
tenfalls einige Unebenhei-
ten glättet. Einen wirklichen
Kaufanreiz, wenn man denn
die Elektromobilität wirk-
lich fördern will, hätte eine

einmalige Subvention bewirkt. Letztendlich
hätte man dann dem Bürger auch die not-
wendigen Mittel in die Hand gegeben, um
die Kosten, die beim Umstieg in die Elektro-
mobilität entstehen, zu puffern.

Heinz Klages, 
Waldfischbach-Burgalben

Zur Ausgabe 25-26 vom 18.06.2012,
„Eine nicht lösbare Aufgabe“, Seite 14
Auf der Kehrseite von „Das Parlament“ erin-
nern Sie an das am 25. Juni 1992 verabschie-
dete Gesetz zur Reform des Parafgrafen 218
des Strafgesetzbuches. Die Reform war als
Folge der deutschen Einheit notwendig ge-
worden, denn für eine Übergangszeit

herrschte doppeltes Recht: Im Gebiet der
ehemaligen DDR galt die Fristenregelung, in
der Bundesrepublik die Indikationsrege-
lung. Das schließlich mit großer Mehrheit
verabschiedete Gesetz basierte auf dem gro-
ßen Gruppenantrag, der im Kern von SPD
und FDP getragen wurde und von Uta Wür-
fel (FDP), Hans  de With (SPD) und mir vor-
bereitet worden war. Dem Lösungsvorschlag
dieser Gruppe schlossen sich Grüne und we-
nige CDU-Abgeordnete an, vor allem Frau-
en, darunter auch Bundestagspräsidentin Ri-
ta Süssmuth (CDU). Das dann verabschie-
dete Gesetz basierte auf einer Fristenrege-
lung nach verpflichtender Beratung und
wurde eingebettet in einer Reihe von Sozial-
maßnahmen, die es Frauen erleichtern soll-

ten, sich auch für das Kind zu entscheiden,
darunter eine ausreichende Kindergartenver-
sorgung, aber auch einen von Eltern unab-
hängigen Sozialhilfeanspruch für die junge
Mutter. Die eindeutige Mehrheit für dieses
Gesetz war die erste und einzige Niederlage
der Koalition unter Bundeskanzler Helmut
Kohl (CDU) im Bundestag. Das Bundesver-
fassungsgericht erklärte das Gesetz in we-
sentlichen Teilen für verfassungskonform.
Zum Beispiel blieben die sozialen Regeln
unmittelbar geltendes Recht. Das Gericht
verlangte darüber hinaus größere Anstren-
gungen zur Gleichstellung der Frau in Beruf
und Gesellschaft. Die Fristenregelung wurde
grundsätzlich nicht in Frage gestellt, wohl
aber die Deklarierung als „nicht rechtswid-

rig“. Straffreiheit in den ers-
ten drei Monaten wurde als
möglich deklariert, wenn ei-
ne qualifizierte Beratung
stattgefunden hatte und die
Schwangere den Abbruch
dennoch wünschte. Das Ge-
richt akzeptierte nach der
Beratung die freie Entschei-
dung der Frau.
Auf dieser Grundlage wurde
in der nächsten Legislatur-
periode die Reform umge-
setzt. CDU und CSU wirk-
ten dabei mit, auch Bundes-
kanzler Kohl hatte akzep-
tiert, dass dieses Problem
nicht gegen die Mehrheit
der Frauen entschieden wer-
den konnt

Inge Wettig-
Danielmeier (SPD), 

MdB von 1990-2005 

SEITENBLICKE

PANNENMELDER

In dem Artikel „Versöhnung
vor dem Altar“ auf Seite 14
der Ausgabe vom 2. Juli
schreiben wir, dass 1914 wei-
te Teile von Reims von deut-
schen Bombern zerstört
wurden. Unser Leser Dieter
Rüdebusch machte uns auf-
merksam, dass das militär-
technisch nicht möglich sei.
Das ist natürlich richtig. Tat-
sächlich sollte es „Bomben“
heißen. 


